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Bitte: „aber bitte nicht bei uns!“. Die 
Angst vor billiger Konkurrenz aus dem 
Osten mag überzogen sein, aber vor 
allem klingen diese mahnenden Wor-
te wenig solidarisch mit jenen, die in 
ihren Herkunftsländern oft nur einen 
Bruchteil dessen verdienen, was ihren 
Kollegen im Westen gezahlt wird. Ar-
beitsmigration gibt es vor allem für gut 
ausgebildete Arbeitskräfte, die dem Ruf 
des Fachkräftemangels folgen, die aber 
gerade auch in ihren Heimatländern 
dringend gebraucht würden. Der pol-
nischen Ärztekammer zufolge  hatten 
schon 2004, im Jahr des EU-Beitritts 
ihres Landes, innerhalb weniger Mo-
nate mehr als tausend Ärzte das Land 
verlassen, um im Ausland zu arbeiten. 
Vom care drain, dem Abfl uss an Für-
sorge, sind dabei nicht nur die ohnehin 
schlecht ausgestatteten Krankenhäu-
ser Polens oder Rumäniens betroffen: 
Auch der wachsenden Mittelklasse in 
Ost- und Mitteleuropa fehlt immer öfter 
bezahlbares Personal für die Pfl ege ih-
rer Eltern daheim, weil heimische Pfl e-
gekräfte im Westen mehr verdienen. 
Die Lücke, die sie hinterlassen, wird 
mit nachrückendem Personal aus den 
noch ärmeren Ländern Osteuropas ge-
schlossen: aus Weißrussland, der Ukra-
ine, Moldawien. In Polen etwa kann ein 
gelernter Arzt aus der Ukraine heute 
mit Hilfsarbeiten das Doppelte seines 
heimatlichen Salärs verdienen. Polen, 
Ungarn, die Slowakei und Tschechien 
werden somit zu attraktiven Einwan-
derungsländern für Menschen aus der 
Ukraine und Weißrussland und zuneh-
mend auch aus Asien und Afrika. 

Fragt sich nur, wie deren Gesell-
schaften den Abfl uss gut ausgebilde-
ter Fachkräfte verkraften, die nicht oh-

ne weiteres Ersatz besorgen können. 
In strukturschwachen Regionen der 
Ukraine etwa sind es in manchen Orten 
mehr als 20 Prozent der Bevölkerung, 
die vorübergehend oder auch für im-
mer ihrer Heimat den Rücken gekehrt 
haben – mit unabsehbaren Problemen 
und sozialen Verwerfungen. Manche 
bleiben nur ein paar Monate im Aus-
land, andere über Jahre; und wenn es 
nicht gelingt, die Familie nachzuho-
len, werden die Kinder bei Verwandten 
untergebracht: „Euro-Waisen“, materi-
ell versorgt, aber sozial vernachlässigt 
und nicht selten sich selbst überlassen.

Es ist vielleicht bequem, dem Fach-
kräftemangel hierzulande mit der An-
werbung Arbeitswilliger aus dem Aus-
land zu begegnen. Aber es löst nicht die 
sozialen und gesellschaftlichen Pro-
bleme in unserem Land, wenn gleich-
zeitig fast 20 Prozent der 30-Jähri-
gen im Jahr ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung bleiben, ein Drit-
tel von ihnen mit Migrationshinter-
grund  (Baumert, 2011). Deren soziale 
und berufl iche Integration ist eine der 
drängendsten Aufgaben, verbunden 
mit einer breit angelegten Bildungs-
offensive. 

Die Arbeiterfrage, so scheint es, ist 
im 21. Jahrhundert wieder offen, dies-
mal im Kontext von Bildungsgerech-
tigkeit und Arbeitsmigration in der glo-
balen Welt. Sie verlangt auch heute 
nach einer  solidarischen Antwort: Ar-
beit für alle! Gute Arbeit und gerech-
ter Lohn. Überall.  Das wäre ein will-
kommenes Jubiläumsgeschenk – mit 
und auch ohne Enzyklika.

Dieser Tage gibt es, 
von der gesell-

schaftlichen und auch 
kirchlichen Öffentlich-
keit fast unbemerkt, ein 
ganz besonderes Ju-
biläum: Am 15. Mai 
1891, vor ziemlich ge-
nau  120 Jahren, legte 
Papst Leo XIII mit sei-
ner ersten Sozialenzyk-
lika „Rerum Novarum“  

den Grundstein für die Soziallehre der 
Kirche.  Mit der industriellen Revolu-
tion und der Verelendung der Arbei-
terklasse ab Mitte des 18. Jahrhunderts 
drängte der „Arbeiterpapst“, wie Leo 
XIII. später genannt wurde, auf die Lö-
sung der „Sozialen Frage“ und mach-
te sich insbesondere zum Anwalt der 
Arbeiter und ihrer Familien. Die For-
derung nach guter Arbeit und gerech-
tem Lohn sowie der angemessenen so-
zialen Absicherung der Arbeiter sind 
seitdem Marksteine sozialethischer Re-
fl exion und Koordinaten auch heuti-
ger sozialpolitischer Auseinanderset-
zungen, wenngleich unter gänzlich an-
deren Voraussetzungen.

Da lässt aufhorchen, dass sich 
pünktlich zum Tag der Arbeit am 1. Mai 
2011 die Arbeiterfrage aufs Neue stellt, 
ausgerufen diesmal von den  Gewerk-
schaften, die eine Überschwemmung 
des heimischen Arbeitsmarkts befürch-
ten: von Arbeitnehmern aus dem eu-
ropäischen Ausland, aus Polen, Tsche-
chien, Ungarn und fünf weiteren ost-
europäischen Beitrittsländern von 
2004, denen der Arbeitsmarkt in der 
EU ab diesem Tag offen steht. Denn 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ist 
ein Grundrecht, das Staatsangehörigen 
eines EU-Mitgliedstaates erlaubt, in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat zu den-
selben Bedingungen wie die Bürger des 
jeweiligen Mitgliedstaates zu arbeiten.

So mischt sich in die Forderung 
nach „Arbeit für alle!“ die inständige 

Arbeit für alle! 
Überall?

Peter Klasvogt
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Arbeiterfrage reloaded
120 Jahre nach Rerum Novarum

Ausgangspunkt für Rerum Nova-
rum war die Einsicht, „dass baldige Hilfe 
nottut, weil unzählige ein wahrhaft ge-
drücktes und unwürdiges Dasein“ füh-
ren (Rerum Novarum 2). Als Leo XIII. 
den Auftrag gab, die Enzyklika zu er-
arbeiten, saß ihm zweifellos das Erstar-
ken der sozialistischen Arbeiterbewe-
gung im Nacken. Deren Kampf für ei-
ne Enteignung der Kapitalisten und eine 
Vergesellschaftung des Produktivkapi-
tals wollte er einen kirchlichen Weg zur 
Lösung der Arbeiterfrage entgegenstel-
len. Die moralischen Ermahnungen der 
Kirche und ihr caritativer Einsatz, die 
tätige Solidarität in katholischen Arbei-
tervereinen und ein rudimentärer staat-
licher Arbeitsschutz sollten zur Über-
windung des sozialen Elends führen, 
das Papst Leo zugleich als einen tiefgrei-
fenden sittlichen Verfall wahrnahm. Für 
die Not der Arbeiter mitverantwortlich 
machte er jedoch vor allem seinen zwei-
ten großen ideologischen Gegner, den 
Liberalismus. Schließlich propagierte 
dieser die Entfesselung der Märkte, die 
zur Aufl ösung traditionaler Bindungen 
führte und die Besitzlosen dem offe-
nen Zwang unterwarf, den eigenen Le-
bensunterhalt durch Verkauf ihrer Ar-
beitskraft an Fremde abzudecken. Diese 
Frontstellung gegen den Liberalismus, 
die bei Leo XIII. sowohl eine demokra-
tiefeindliche als auch eine kapitalismus-
kritische Note hatte, prägt gleich den 
ersten, traditionell namensgebenden 
Satz der Enzyklika: „Der verderbliche 
Geist der Neuerung (der neuen Dinge, 
rerum novarum), welcher seit langem 
durch die Völker geht, musste, nach-

dem er auf dem politischen Gebiet sei-
ne verderblichen Wirkungen entfaltet 
hatte, folgerichtig auch das wirtschaft-
liche Gebiet ergreifen.“ Gegen das wirt-
schaftsliberale Leitbild des freien Ar-
beitsvertrags, der keiner staatlichen 
Regelung bedarf, weil durch ihn – frei-
willig abgeschlossen – sich beide Sei-
ten besser stellen, setzte Papst Leo das 
Postulat eines gerechten Lohns und die 
Forderung nach einem staatlichen Rah-
men für die Arbeitsverhältnisse. Zu die-
ser Position kam er, weil er die Indus-
triegesellschaften seiner Zeit als Klas-
sengesellschaften begriff, in denen „das 
Kapital in den Händen einer geringen 
Zahl angehäuft ist, während die große 
Menge verarmt“ (Rerum Novarum 1).

Vor zwanzig Jahren, zum 100. Jah-
restag von Rerum Novarum, hat Papst 
Johannes Paul II. die erste Sozialenzy-
klika als ein Zeugnis für die „vorrangi-
ge Option“ der Kirche „für die Armen“ 
(Centesimus Annus 11) gedeutet. Das 
freilich ist nicht mehr als eine neue Vari-

Da kann man schon ’mal außer Pus-
te geraten. Klima, Finanzmärkte, 

Euro, … – und jetzt auch noch die Kern-
kraft. Immer neue Krisen setzen „die 
Politik“ unter Dauerstress. Sie eilt von 
einem Brandherd zum nächsten, um, 
wie sie hofft, mit Sofortmaßnahmen 
das Schlimmste zu verhindern. Jetzt, 
so scheint es, ist nicht der Kairos für 
gesellschaftspolitische Reformen. Kir-
chenaustritte und Vertrauensverlust, 
Überalterung des Klerus, umkämpfter 
Rückzug aus der Fläche und stocken-
der Reformdialog – auch in der Kirche 
ist derzeit offenbar kein Platz für so-
zialethische Refl exionen, für die Fra-
ge nach der Gesellschaft, in der wir in 
Zukunft leben wollen. 

Merkwürdig ungleichzeitig wirkt es, 
wenn nun, mitten in dieser Krisenstim-
mung, gefeiert werden soll, dass Papst 
Leo XIII. vor 120 Jahren die Enzyklika 
„Rerum Novarum – Über die Arbeiter-
frage“ veröffentlichte und dass dieser 
ersten Sozialenzyklika nach 40, 70, 
90 und 100 Jahren weitere folgten. 
Schließlich gedenkt die Katholische 
Kirche damit einer Tradition, in der es 
ihr um die menschengerechte Gestal-
tung der Gesellschaft und damit um Po-
litik jenseits konzeptionslosen Krisen-
managements geht. Es ist zugleich eine 
Tradition, deren Themen heute man-
chem Theologiestudenten weit weg von 
den Herausforderungen der „Pastoral“ 
zu sein scheinen, die er für seine Zu-
kunft als Seelsorger erwartet, und die 
dennoch für das Zweite Vatikanische 
Konzil im Mittelpunkt standen, als es 
von Pastoral sprach. 

Bernhard Emunds
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ante der glorifi zierenden Rückschau auf 
das Rundschreiben. Dass der päpstlich 
verlautbarte Text von „Sympathie“ für 
die Arbeiter bzw. „für die kleine Leute“ 
geprägt ist, lässt sich teilweise von den 
Sozialenzykliken sagen, die zu Jahres-
tagen von Rerum Novarum veröffent-
licht wurden (Pius XI.: Quadragesimo 
Anno, 1931, Johannes XXIII.: Mater et 
Magistra, 1961, und Johannes Paul II.: 
Laborem Exercens, 1981), kaum aber 
von Rerum Novarum selbst. Z. B. er-
mahnt Leo XIII. die ausgebeuteten Ar-
beiter eindringlich, ihre gesellschaftli-
che Benachteiligung und die schwere 
körperliche Arbeit als Teil einer „unab-
änderlichen Ordnung der Dinge“ (Re-
rum Novarum 14) anzunehmen. Plausi-
bel klingt zudem die Einschätzung Pa-
ter von Nell-Breunings SJ, für den es 
„zum mindesten ein arger Schönheits-
fehler“ ist, dass die sog. Arbeiterenzykli-
ka ausgerechnet mit einer Apologie des 
Privateigentums beginnt (s. Soziallehre 
der Kirche. Erläuterungen der lehramt-
lichen Dokumente, Wien 21978, S. 33).

Trotz mancher blinder Flecken, die 
Enzyklika Rerum Novarum steht in 
der katholischen Tradition dafür, dass 
sich das kirchliche (Lehr-)Amt von so-
zialen Notlagen und wirtschaftlichen 
Problemen herausfordern lässt. Indem 
Papst Leo den Arbeitsvertrag und seine 
grundlegende Machtasymmetrie zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern in den Mittelpunkt seiner Refl e-
xionen stellte, hat er darüber hinaus die 
katholische Sozialverkündigung und 
Sozialethik auf die für kapitalistische 
Arbeitsgesellschaften richtige Spur ge-
setzt; denn die gerechte Organisation 
der Arbeit ist – wie es Johannes Paul II. 
später formulierte – „der wesentliche 
Schlüssel in der gesamten sozialen Fra-
ge“ (Laborem Exercens 3). Genau die-
se Perspektive, welche die katholische 
Sozialtradition – und nicht nur diese – 
durchgängig prägt, nehmen die Auto-
ren der in diesem mosinternational-
Heft versammelten Beiträge ein.

So widerspricht der protestantische 
Sozialethiker Traugott Jähnichen der 
verbreiteten These vom Ende der Ar-

beitsgesellschaft. Stattdessen diagnos-
tiziert er einen anhaltenden Bedeu-
tungszuwachs der Erwerbsarbeit, der 
die verschiedenen Lebensbereiche und 
Handlungsformen immer stärker un-
tergeordnet werden. Sein katholischer 
Kollege Matthias Möhring-Hesse trägt 
eine Variante dieser Sicht vor. Stärker 
als früher sind die Erwerbstätigen mit 
hohen Ansprüchen an ihre subjektiven 
Fähigkeiten konfrontiert. Von ihnen al-
len – und nicht nur von den hochqua-
lifi zierten Wissensarbeitern/-innen – 
wird erwartet, dass sie mitdenken und 
sich für die Arbeitsprozesse verantwort-
lich fühlen, dass sie ihre Erfahrungen 
und ihre Kreativität einbringen usw. 
Kehrseite dieser „ganzheitlichen“ Be-
anspruchung sind Dauerstress und eine 
den Alltag insgesamt prägende Einsatz-
bereitschaft. Ethische Orientierungs-
marken für die politische Gestaltung 
einer derart von der Erwerbsarbeit ge-
prägten Gesellschaft sind zwei auf den 
ersten Blick gegenläufi ge, faktisch aber 
komplementäre Ziele: allen Zugang zu 
gerechter bzw. „guter Arbeit“ zu ver-
schaffen und der Erwerbsarbeit Gren-
zen zu setzen, damit den Beschäftigten, 
ihren Partnern, Kindern und Freunden 
nicht die Luft zum Leben ausgeht. 

Den Prozessen, in denen die Er-
werbsarbeit für die Lebensperspektiven 
der Menschen und die sozialen Struk-
turen noch wichtiger wird, gibt die Pre-
karisierung ein bedrohliches Profi l. Die-
se besteht nämlich nicht nur in der Zu-
nahme von Arbeitsverhältnissen, die für 
die Betroffenen geringes Einkommen, 
hohe Unsicherheit und mangelnde ge-
sellschaftliche Anerkennung bedeuten, 
sondern auch in der Ausbreitung ei-
nes diffusen Gefühls unter den regu-
lär Beschäftigten, derzeit noch ein be-
drohtes Privileg zu genießen, letztlich 
aber genauso ersetzbar zu sein wie die 
prekär Arbeitenden. Martin Schneider 
beschreibt diese Entwicklung und be-
leuchtet – weil christliche Sozialethiker 
immer auch vor der eigenen Tür keh-
ren müssen – zugleich die aktive Rol-
le kirchlicher Wohlfahrtsverbände bei 
der schnellen Vermehrung prekärer Ar-

beitsverhältnisse im sozialen Sektor, die 
vor allem Frauen betrifft. Dabei führt 
er die Prekarisierung der Erwerbsarbeit 
aber nicht nur auf betriebswirtschaft-
liche Strategien zurück, sondern auch 
auf den Abbau von Schutzregeln durch 
eine wirtschaftsliberal geprägte Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Diese hofft 
vor allem dadurch mehr Beschäftigung 
zu schaffen, dass sie die Kosten der Ar-
beit für die Arbeitgeber senkt und – ge-
genläufi g zur Idee des Sozialstaats – für 
Menschen ohne ausreichendes Produk-
tiv- oder Geldvermögen den Zwang zu 
arbeiten wieder massiv erhöht. 

Bernhard Emunds (*1962), Diplom-
Theologe, Diplomvolkswirt, Dr. rer. 
pol., Dr. theol. habil., seit 2006 Profes-
sor für Christliche Gesellschaftsethik 
und Sozialphilosophie an der Phil.-
Theol. Hochschule Sankt Georgen in 
Frankfurt am Main sowie Leiter des 
dortigen Oswald von Nell-Breuning-
Institut für Wirtschafts- und Gesell-
schaftsethik. Forschungsschwerpunk-
te: Theorie und Ethik der Finanzmärk-
te, Ethik des Arbeitsmarktes und der 
Sozialpolitik, Grundlagen der christli-
chen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ethik, Neuere Veröffentlichungen: Die 
Finanzkrise rührt an die Grundlagen 
der Wirtschaftsordnung, in: Zeitschrift 
für Evangelische Ethik 55 (2011), 21–
35. Renditedruck der Finanzmärkte – 
schwere Zeiten für die Unternehmens-
ethik, in: Zeitschrift für Wirtschafts- 
und Unternehmensethik 11 (2010), 
97–121. Ungewollte Vaterschaft. Ka-
tholische Soziallehre und soziale 
Marktwirtschaft, in: Wolfgang Kersting 
(Hg.): Freiheit und Gerechtigkeit. Die 
moralischen Grundlagen der Sozialen 
Marktwirtschaft, Frankfurt am Main 
u. a.: Lang 2010, 183–204 (zugleich in: 
Ethik und Gesellschaft. Ökumenische 
Zeitschrift für Sozialethik 2010/1). Art. 
Ökonomie/Wirtschaft, in: Enzyklopädie 
Philosophie, Bd.2, 2. Aufl ., Hamburg: 
Felix Meiner 2010, 1846–1856.
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Teilhabegerechtigkeit als 
sozialethisches Leitbild
Gegen die zunehmende Ungleichheit 
in der postindustriellen Arbeitsgesellschaft

Der Arbeitsgesellschaft geht, entgegen dem berühmten Diktum Hannah Arendts, die Arbeit nicht aus. Sie befi ndet sich aller-
dings in einer tiefen Umbruchphase. Diese ist gekennzeichnet durch eine „Entgrenzung“ der Erwerbsarbeit. Sie steht im Zeichen 
der Entwicklung hin zu einer Wissensarbeitsgesellschaft, die von einer zunehmenden Ungleichheit geprägt ist. Demgegenüber ist 
Teilhabegerechtigkeit als sozialethisches Leitbild herauszustellen und hinsichtlich einer Teilhabe an der Erwerbsarbeit zu konkre-
tisieren. Dies bedeutet jedoch nicht, Erwerbsarbeit um jeden und zu jedem Preis einzufordern, sondern nach Bedingungen hu-
maner Erwerbsarbeit zu fragen.

Seit rund drei Jahrzehnten vollzieht 
sich in den alten Zentren der In-

dustriegesellschaft eine Abkehr von 
der fordistisch organisierten Arbeits-
gesellschaft. Die Gründe hierfür sind 

vielschichtig und deuten die Ambiva-
lenz der entsprechenden Prozesse an: 
Einerseits ist es für die Unternehmen 
im Rahmen einer intensivierten inter-
nationalen Arbeitsteilung – ermöglicht 

durch technische Innovationen und po-
litische Entscheidungen zur Liberalisie-
rung des Welthandels – deutlich pro-
fi tabler, einfache und arbeitsintensive 
Produktionen nach Möglichkeit in sog. 

Von Erosionsprozessen und geziel-
ter politischer Demontage ist auch das 
Tarifvertragssystem bedroht, das bei 
wirklicher Parität der Verhandlungs-
partner ein faires Verfahren bietet, 
Löhne festzusetzen. Für Pater Fried-
helm Hengsbach SJ ist dieses System 
die beste Antwort auf die Frage nach 
der Höhe des gerechten Lohns; denn 
die Schwierigkeiten, einen gerechten 
Lohn inhaltlich zu bestimmen, legen 
es nahe, vor allem bei der gerechten 
Prozedur der Lohnfi ndung anzusetzen. 

In den Entwicklungsländern stehen 
die Regierungen äußerst stark unter 
Druck, potentielle auswärtige Inves-
toren von Kosten zu entlasten und sie 
durch die Aussicht auf hohe Gewin-
ne ins Land zu locken. Dieser Stand-
ortwettbewerb, aber auch die relativ 
geringe Wertschöpfung in den heimi-
schen Unternehmen führen vielfach zu 
besonders niedrigen Löhnen und So-
zialstandards. Umso dringlicher ist die 
von Markus Demele dargestellte „De-
cent Work Agenda“ der Internationalen 

Arbeitsorganisation. Diese geht von der 
Einsicht aus, dass vor allem in den Län-
dern des Südens eine wirtschaftliche 
Entwicklung nur dann breiten Bevöl-
kerungsschichten zugute kommt, wenn 
immer mehr Menschen durch die Zu-
nahme menschenwürdiger Arbeit un-
gehindert zur Wertschöpfung beitra-
gen und an den so entstehenden Ein-
kommen auch partizipieren können. 
Suchen die Regierungen dagegen in-
ternationale Konzerne vor allem mit 
niedrigen Steuern, Abgaben, Löhnen, 
Sozial- und Umweltstandards anzuzie-
hen, laufen Sie Gefahr, dass – wie He-
ribert Zingel exemplarisch für den Kup-
ferbergbau in Sambia aufzeigt – in den 
Gruben und Betriebsstätten der Kon-
zerne zwar Einkommen entsteht, dieses 
aber der Bevölkerung insgesamt kei-
nen dauerhaften Wohlstandszuwachs 
beschert.

Die Unterordnung von immer mehr 
Lebensbereichen unter die Erwerbs-
arbeit und der Trend zur Prekarisierung 
in den Industrieländern, die ausbeute-

rischen Arbeitsverhältnisse in vielen 
Entwicklungsländern und die Stand-
ortkonkurrenz zwischen ihren Regie-
rungen verdeutlichen die zentrale Rol-
le, die auch heute der Gestaltung der 
Arbeitsverhältnisse für soziale Ge-
rechtigkeit zukommt. Aufgrund hö-
herer Renditeansprüche der neuen Fi-
nanzwirtschaft und des Einfl usses wirt-
schaftsliberaler Konzeptionen auf die 
Arbeitsmarktpolitik scheinen welt-
weit die Löhne und arbeitsbezogenen 
Sozialstandards wieder stärker unter 
Druck zu stehen als in den ersten drei 
Jahrzehnten nach dem II. Weltkrieg. 
Wenn die Erinnerung an das päpst-
liche Rundschreiben Rerum Novarum 
und an die ihm folgenden Sozialen-
zykliken zum Anlass wird, die Auf-
gaben einer gerechten Gestaltung der 
Arbeitsverhältnisse wieder stärker in 
den Blick zu nehmen, dann könnte sie 
inmitten der politischen und kirchli-
chen Krisen zu einem Beispiel „pro-
duktiver Ungleichzeitigkeit“ (Johann 
Baptist Metz) werden. 

Traugott Jähnichen
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Niedriglohnländer zu verlegen und die 
dort wenig regulierten Arbeitsbedin-
gungen zu nutzen. Auf der anderen 
Seite kommt es zu einer Ausdifferen-
zierung der Arbeitswelt in den klassi-
schen Industrienationen, indem einer-
seits hoch qualifi zierte Arbeitnehmer 
die sog. Blaupausen für die weltweite 
Arbeitsteilung entwerfen sowie tech-
nisch hochwertige Arbeiten wahrneh-
men und andererseits immer mehr pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse im 
Bereich einfacher Arbeiten entstehen, 
welche den Verlierern dieser Wand-
lungsprozesse eine kaum auskömm-
liche Lebensführung eröffnen. Vor 
diesem Hintergrund hat das traditio-
nelle Konzept des Fordismus, die Aus-

sicht auf eine stabile Normalerwerbs-
arbeitsbiographie und auf diese Wei-
se ein akzeptables Maß an materieller 
und gesellschaftlicher Teilhabe, seine 
gesamtgesellschaftliche Bindungskraft 
zunehmend verloren.

Angesichts dieser Entwicklungen 
sollen im folgenden Beitrag zwei The-
sen diskutiert werden:
• Trotz der skizzierten Umbrüche 

bleibt die Gesellschaft der Gegen-
wart und der näheren Zukunft eine 
Erwerbsarbeitsgesellschaft.

• Als normatives Leitbild dieser Ge-
sellschaft wird für ein Verständnis 
von Teilhabegerechtigkeit plädiert, 
das Teilhabe als sozialethische Basis-
norm versucht plausibel zu machen.

und damit der Gleichgültigkeit gegen-
über bestimmten Arten von Arbeit ist 
eine gesellschaftliche Wirklichkeit mit 
einer Vielzahl von Arbeitsarten, „von 
denen keine mehr die alles beherr-
schende“ (Ebd.) ist. Insofern können 
Menschen von einer Art der Arbeit in 
die andere wechseln, die jeweilige Art 
der Arbeit ist weithin zufällig und im 
strengen Sinn des Wortes gleich-gül-
tig. Ihre alleinige gesellschaftliche Be-
deutung gewinnt Arbeit als „Mittel zum 
Schaffen des Reichtums“ (Ebd.). Sie hat 
somit aufgehört, die Bestimmung ei-
nes Individuums in seiner Besonderheit 
zu sein, sondern ist funktional vorran-
gig mit dem Zweck der Erwirtschaf-
tung der Mittel der Lebensführung zu 
identifi zieren. 

In bürgerlichen Gesellschaften ist 
diese abstrakte Form der Arbeit auf den 
Verwertungsprozess des Kapitals bezo-
gen, indem als reichtumsschaffend all 
diejenigen Tätigkeiten verstanden wer-
den, welche der Kapitalverwertung die-
nen. Dieses „Grundgesetz“ bürgerlicher 
Ökonomie ist durch den Übergang vom 
Fordismus zu stärker dienstleistungsori-
entierten Arbeitsformen in den klassi-
schen Industrienationen nicht tangiert, 
sondern auf eine neue Stufe gehoben, 
indem weitere, zuvor häufi g nicht mo-
netarisierte Arbeitsformen in den Ver-
wertungsprozess einbezogen werden. 

Kritische Anfragen an die These vom Ende der Arbeitsgesellschaft

Seit Hannah Arendts berühmtem Dik-
tum vom „Ende der Arbeitsgesell-
schaft“ (vgl. Arendt 1960) wird in 
zahlreichen Beiträgen entweder das 
Ende oder angesichts tiefgreifender 
Umbrüche letztlich eine Überwindung 
der Erwerbsarbeitsgesellschaft thema-
tisiert. Das Ende der traditionellen Ar-
beitsgesellschaft wird vor allem durch 
Verweise auf die zunehmende Techni-
sierung der Arbeit und eine Erschöp-
fung der ökologischen Ressourcen be-
gründet, die Perspektive einer Über-
windung der Arbeitsgesellschaft weist 
in erster Linie auf die Deregulierungs-
tendenzen der klassischen Industriear-
beit und damit die Abkehr von der for-
distischen Arbeitsgesellschaft hin, wo-
durch der Arbeitsbegriff immer mehr 
in Frage gestellt worden ist: „Was ‚Ar-
beit‘ genau ist, lässt sich kaum mehr 
einfach und im gesellschaftlichen 
Konsens formulieren.“ (Meireis 2008, 
228) Insofern ist die Arbeitsgesell-
schaft nicht am Ende, „aber sie franst 
aus.“ (Ebd.) Vor diesem Hintergrund 
ist – so die daraus folgende These – 
das herkömmliche Arbeitskonzept nur 
noch wenig plausibel und die Diskurse 
über den Arbeitsbegriff sollten statt-
dessen im Rahmen des Paradigmas des 

„tätigen Lebens“ in neuer Weise the-
matisiert werden.

Gegenüber solchen Überlegungen 
ist einzuwenden, dass der moderne Ar-
beitsbegriff seit Adam Smith wesent-
lich dadurch bestimmt ist, dass nicht 
mehr bestimmte Arbeitsformen unter-
schieden werden, sondern Arbeit als 
abstrakter Ausdruck für alle Tätigkeiten 
dient, in denen Menschen „als produ-
zierend auftreten.“ (Marx,  MEGA II,1, 
39) Voraussetzung dieser Abstraktion 

Auf dem Weg zur Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft

In der Gegenwart zeigen die entspre-
chenden Formen der Tertiarisierung der 
Arbeit sich einmal auf „sektoraler Ebe-
ne in dem Anwachsen der konsum- 
und produktionsbezogenen Dienstleis-
tungen“ (Deutschmann 2002, 241). Das 
wird insbesondere im Anwachsen der 
Stäbe und Abteilungen der Unterneh-
men deutlich und führt im Blick auf 
den Arbeitsprozess zu einer wachsen-
den Bedeutung von ungesteuerten, 
stark gewährleistenden Arbeitshand-
lungen. Daneben zeigt sich die Ter-
tiarisierung in der Form personenbe-
zogener Dienstleistungen. Dies resul-

tiert im Wesentlichen daraus, dass die 
„fl exiblen Mitarbeiter“ (vgl. Sennett 
1998) der Unternehmen immer mehr 
Reproduktionsarbeit als Dienstleistun-
gen „einkaufen“. So werden die zuvor 
zumeist unentgeltlich geleisteten fa-
miliären Dienste – wie Kindererzie-
hung, Pfl ege, z. T. die Bereitung von 
Nahrungsmitteln u. a. – und kommuni-
kativen Handlungsformen – etwa Be-
ratung, Unterricht und Weiterbildung 
u. a. – zunehmend in Beschäftigungs-
verhältnisse überführt. 

Neben dem zweckrationalen Handeln 
als dem klassischen Bereich der Erwerbs-
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arbeit und den Formen kommunikati-
ven Handelns ist schließlich auch der 
Bereich inszenierenden Handelns immer 
stärker in ökonomische Bezüge integriert 
worden. Das beginnt mit der Notwen-
digkeit vorteilhafter Selbstrepräsenta-
tion von Unternehmen und geht über 
das „Impression Management“ bis hin 
zur symbolischen und kommunikativen 
Demonstration von Kompetenz und An-
passungsfähigkeit auf Seiten vieler Be-
schäftigter, die ihre „Marktförmigkeit“ 
darstellen und inszenieren müssen. (vgl. 
Deutschmann 2002, 246 ff.)

Diese sich im Zuge des Postfordis-
mus vollziehenden Transformationen 
der Arbeitsformen und der Arbeitsge-
staltung ist in verschiedenen Diagno-
sen – so in der grundlegenden theolo-
gischen Habilitationsschrift von Tors-
ten Meireis – als „Entgrenzung“ von 
Arbeit interpretiert worden. Dieser Be-
griff ist insofern schlüssig, als die stan-
dardisierten Muster von Arbeit, die sich 
im Zeitalter des Fordismus herausge-
bildet haben, heute immer mehr auf-
gelöst werden und somit von entgren-
zenden Phänomenen gesprochen wer-
den kann. Allerdings ist genauer nach 
der Bedeutung von „Entgrenzung“ zu 
fragen: Es dürfte sich hier weniger um 
eine „Ausfransung“ und damit mögli-

cherweise um eine zunehmende Un-
sichtbarkeit von Erwerbsarbeit han-
deln, sondern vielmehr um eine nahe-
zu totale Ein- und Unterordnung aller 
Handlungsformen unter das Muster der 
Erwerbsarbeit, die den skizzierten Pro-
zess der Abstraktion von „Arbeit“ im 
Sinne der Reichtum schaffenden Tä-
tigkeiten im Rahmen der Kapitalver-
wertung fortführt. Insofern dürfte es 
angemessener sein, die genannten Phä-
nomene einer „Entgrenzung“ der Ar-
beit im Sinn einer allumfassenden Ab-
straktion von Arbeit zu interpretieren, 
die nicht nur zum dominanten, son-
dern faktisch zum alleinigen Lebens-

 Erwerbsarbeit ist längst 
zum alles überlagernden 
Lebensmuster geworden

muster geworden ist. Fast alle Arten 
der Lebensführung außerhalb der Er-
werbsarbeit sind während des 20. Jahr-
hunderts Schritt für Schritt delegiti-

miert worden, so dass nunmehr allein 
eine Lebensführung im Horizont von 
„Erwerbsarbeit“ von den Individuen als 
angemessen erfahren und erstrebt wird.

Die Unersetzbarkeit der menschlichen Arbeit 

 Dem einzelnen wird durch 
gestiegene Qualitätsanfor-
derungen und wachsende 
Arbeitsdichte immer mehr 
abverlangt

Während die These der „Ausfransung“ 
bzw. modifi ziert der Entgrenzung der 
Arbeit aufgrund der Transformationen 
auf dem Weg zur Wissensarbeitsgesell-
schaft durchaus plausibel ist und im 
oben genannten Sinn präzisiert werden 
kann, muss demgegenüber die These 
vom „Ende der Arbeitsgesellschaft“ als 
theoretischer Kurzschluss bezeichnet 
werden. Der Verweis auf die zunehmen-
de Technisierung von Arbeit ist keines-
wegs als Beleg dieser These zu bewer-
ten. Denn selbst bei einer weitgehenden 
Zerlegung und schematischen Neuzu-
sammensetzung von Arbeitsabläufen 
ist Arbeit nie nur als „programmge-
rechtes Verhalten“ zu verstehen. Sie be-
inhaltet immer ein Handeln, „das  auf 
die refl exive Bewältigung einer Situa-
tion orientiert ist.“ (Deutschmann 2002, 
40) Selbst einfachste Tätigkeiten sind 
nur in extremen Grenzfällen weitge-
hend standardisiert, es bleiben immer 
Reste einer situativen Bewältigung von 
Störungen der Abläufe bestehen. Inso-
fern kann von einer „Unersetzbarkeit“ 
von Arbeit gesprochen werden, die sich 
insbesondere im Blick auf drei Leistun-
gen bestimmen lässt:
• Arbeit leistet stets einen Beitrag zur 

Gewährleistung von Prozessen, wo-
bei Unsicherheiten, Störungen oder 
situative Kontingenzen zu bewälti-
gen sind. 

• Arbeit ist wesentlich geprägt durch 
ihre Fähigkeit zu kommunikativer 
Kooperation. Kooperation ist mehr 
als die Aneinanderreihung einzelner 

Leistungen. Sie beinhaltet vielmehr 
stets ein Moment der Selbstorgani-
sation, das nicht allein ein quanti-
tatives, sondern auch ein qualitativ 
höheres Leistungsniveau eröffnet.

• Schließlich ist Arbeit im Blick auf 
die kreativen Potentiale unersetz-
lich, da sich Neues nur durch Arbeit 
und nicht durch Maschinen – auch 
nicht durch Computer oder die sog. 
künstliche Intelligenz – schaffen 
lässt, auch wenn die Letztgenann-
ten als Hilfsmittel benötigt werden. 

In diesem Sinn ist lebendige Arbeit un-
ersetzlich und als Verknüpfung von 
Können und Wissen aufzufassen, wo-
bei Wissensanteile auch bereits die Ar-
beit von Handwerkern oder Arbeitern 
früherer mechanisierter Industriepro-
zesse mitgeprägt haben.1 Insofern ist 
Arbeit „schon immer Wissensarbeit ge-
wesen.“ (Deutschmann 2002, 42) Zwar 

verschieben sich in der Gegenwart die 
Anteile von Können und Wissen in den 
meisten Bereichen der Arbeitswelt, aber 
es dürfte dennoch nicht plausibel sein, 
hier von einem Paradigmenwechsel 
zu sprechen. Lediglich die Anteile der 
„Wissensarbeit“ erweitern sich, was in 

1 Vgl. Chr. Deutschmann, a. a. O., S. 41 f. Demgegenüber ist die These der „Wiederent-
deckung der Arbeit“ (Vgl. Rolf v. Lüde, Die Reorganisation der Fabrik und die Wieder-
entdeckung der Arbeit, Opladen 1996) zu präzisieren, wobei der seit den späten 1980er 
Jahren einsetzende Trend einer neuen Integration von subjektiven Fähigkeiten und Bin-
dungen sowie einer Steigerung von Selbstverantwortlichkeit unbestritten ist, da sich die 
bürokratischen Muster der Arbeitsorganisation als wenig geeignet erwiesen, innovative 
Potentiale frei zu setzen.
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der Regel selbst für sogenannte einfa-
che Tätigkeiten gilt. 

Auch wenn quantitativ das Ar-
beitsvolumen durch die zunehmen-
de Technisierung in einzelnen Gesell-
schaften zurückgeht, ist auf der an-
deren Seite die intensivere Qualität 
der Arbeit durch höhere Wissensan-
teile zu berücksichtigen. So sind die 
Qualifi kationsniveaus, die Notwendig-
keit der kommunikativen Abstimmung 
von Arbeitsabläufen und deren Dichte 
deutlich angestiegen. Auf diese Weise 
werden die Individuen „nun … mit der 
Erwartung konfrontiert, sich als bio-
graphisch fl exible, veränderungsberei-
te Subjekte präsentieren zu müssen, um 
berufl ich oder gesellschaftlich Erfolg 
haben zu können.“ (Honneth 2010, 214) 
Dies gelingt den Einzelnen sehr unter-
schiedlich, wobei neben hoch quali-
fi zierten und gut angepassten „high-
tech-Nomaden“, die hohe Einkommen 
und große Freiheitsräume durch ihre 
Erwerbsarbeit gewinnen, eine proble-
matische Tendenz der Prekarisierung 
von Arbeit (s. Abb. 1) bis hin zu den 
dramatischen Formen des Ausschlus-
ses von der Erwerbsarbeit zu verzeich-
nen sind. Die skizzierten Prozesse der 
Entgrenzung der Erwerbsarbeit führen 
insgesamt zu einer immer größeren ge-
sellschaftlichen Ungleichheit, da die ei-
nen durch die stärkere Integration von 
Wissensanteilen in die Arbeit profi tie-
ren, während die anderen zu Verlierern 
werden, weil sie – ungeachtet der Uner-
setzbarkeit der menschlichen Arbeit – 
immer leichter austauschbar geworden 
sind. Von einem Ende der Arbeitsge-

schaftlichen Bereichen ausgeschlossen 
worden sind, gewinnt Partizipation 
bzw. Teilhabe als Forderung nach so-
zialer Integration in besonderer Weise 
an Bedeutung. Als Leitbild ist der Be-
griff „gerechte Teilhabe“ in der gleich-
namigen EKD-Denkschrift (2006) for-
muliert worden, der eine materielle und 
eine immaterielle Dimension von Teil-
habe umfasst.

In Erwerbsarbeitsgesellschaften ist 
gegenwärtig vor allem durch den mas-
senhaften Ausschluss von Menschen 
von der Teilnahme am Arbeitsmarkt 
eine weitreichende Exklusion zu ver-
zeichnen, nicht zuletzt weil damit trotz 
aller bestehenden gleichen politischen 
Rechte oft ein faktischer Ausschluss 
von gesellschaftlichen und sozial-kul-
turellen Handlungsformen einhergeht. 
Gegenüber diesen Ausgrenzungsten-

Kritischer Anstieg: Anzahl der Erwerbstätigen 2008 im Vergleich zum Jahr 
1998 (Mehrfachnennung möglich, keine Leiharbeit 1988, Quelle: Statistisches 
Bundesamt 2009, © Hans-Böckler-Stiftung 2010)

sellschaft angesichts dieser Phänome-
ne zu sprechen, ist wenig plausibel. 
Die sich abzeichnende, geradezu totali-
sierende Erwerbsarbeitsgesellschaft am 
Beginn des 21. Jahrhunderts ist präzi-
sierend als Wissensarbeitsgesellschaft 
mit einer zunehmenden gesellschaftli-
chen Ungleichheit zu charakterisieren.

Teilhabegerechtigkeit als Postulat einer 
umfassenden gesellschaftlichen Integration

Teilhabe ist die Verdeutschung des 
Begriffs „Partizipation“ und bedeutet 
wörtlich Anteil haben oder Anteil neh-
men. Der Begriff entstammt ursprüng-
lich der juristischen sowie der ökono-
mischen Sphäre und ist sodann als 
Oberbegriff für unterschiedliche For-
men der Beteiligung im Rahmen in-

stitutionalisierter Herrschaftsverbände 
verwendet worden. Seitdem in den tra-
ditionellen Industrieländern und noch 
dramatischer in den Ländern des Sü-
dens immer mehr Menschen durch Ar-
beitslosigkeit, Flucht oder durch den 
Zerfall politischer und sozialer Insti-
tutionen faktisch aus zentralen gesell-

ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   8ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   8 05.05.2011   08:41:5805.05.2011   08:41:58



LebensWert Arbeit

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 2 9

denzen meint Teilhabegerechtigkeit 
die „Generalisierung des Anspruchs 
auf Teilhabe an den Lebensmöglich-
keiten einer Gesellschaft.“ (Kaufmann 
1997, 34) 

Dieses Anspruchsrecht gilt allen 
Gliedern der Gesellschaft unabhängig 
von Geschlecht, Religion oder ethni-
scher Herkunft und meint die Partizi-
pation an den Grundgütern der Gesell-
schaft. Diese lassen sich genauer als 
konditionale Güter2 klassifi zieren, weil 
sie es sind, die eine selbständige und 
eigenverantwortete Lebensführung be-
dingen. Konkret bezeichnet die Teilha-
begerechtigkeit in einem ersten Schritt 
das Recht auf einen Zugang zu den Gü-
tern Recht, Bildung, Gesundheit und 
soziale Sicherheit. Es ist von der Ge-

sellschaft ein bestimmtes Niveau von 
Anrechtsgarantien auf diese Güter si-
cher zu stellen, damit der „Fußboden, 
auf dem alle stehen, verlässlich und 
gesichert“ (Dahrendorf 1986, 139) ist.

In theologischer Perspektive lässt 
sich diese grundlegende Dimension 
der Gerechtigkeit mit dem Verweis auf 
die universale, alle Menschen einschlie-
ßende Botschaft der christlichen Tra-
dition begründen. Eine Ausgrenzung 
von Einzelnen oder bestimmten Grup-
pen von Menschen steht in einem dia-
metralen Widerspruch zum christlichen 
Menschenbild und nötigt zu einer ent-
schlossenen Veränderung solcher Zu-
stände.3 Eine moderne Entsprechung 
fi ndet diese Vorstellung in den Grund-
artikeln des Grundgesetzes, die gegen 
jede Exklusion von Menschen grund-
sätzliche Anspruchsrechte zuerkennen. 
Das gilt auf Grund der allen Menschen 
eigenen Würde unabhängig von weltan-
schaulichen, ethnischen, genderspezifi -
schen oder ökonomischen Bedingungen.

Armen, Schwachen und Benachteilig-
ten. Sie bedürfen in besonderer Wei-
se zum Ausgleich von Startnachtei-
len einer entsprechenden Förderung, 
weshalb vorrangig entsprechende Bil-
dungs- und Ausbildungsinstitutionen 
bereit gestellt werden müssen.

Zu den Grundgütern moderner Ge-
sellschaften gehört in einem zweiten 
Schritt ein ausreichendes Angebot an 
Arbeitsplätzen. Aus christlicher Sicht – 
so hat es bereits das Sozialwort der Kir-
chen formuliert – „ist das Menschen-
recht auf Arbeit unmittelbarer Ausdruck 
der Menschenwürde.“ (Zukunft in So-
lidarität und Gerechtigkeit, 1997, Zi. 
152) Da dies in liberalen Gesellschaf-
ten nicht im Sinn eines subjektiv ein-
klagbaren Rechts auf Arbeit, sondern 
lediglich als ein sozialethisch begrün-
detes Recht auf Arbeit realisiert werden 
kann, ergibt sich daraus zunächst eine 
Staatszielbestimmung mit der vorran-
gigen wirtschaftspolitischen Aufgabe 
der Schaffung von Arbeitsplätzen. Soll-
te dies aus konjunkturellen oder ande-
ren Gründen nur bedingt möglich sein 
oder sollten Arbeitnehmer aus individu-
ellen Gründen dem regulären Arbeits-
markt nur eingeschränkt oder gar nicht 
zur Verfügung stehen, ist ein öffentlich 
geförderter zweiter Arbeitsmarkt einzu-
richten, der in klarer Abgrenzung zum 
ersten Arbeitsmarkt eine Integration in 
Erwerbsarbeitsverhältnisse ermöglicht. 

Das Fundament des Gerechtigkeits-
verständnisses wird abgerundet durch 
den Gedanken der Bedarfsgerechtig-
keit. Demjenigen Teil der Bevölkerung, 
dem aus unterschiedlichen Gründen 
kein Zugang zur Erwerbsarbeit als dem 
entscheidenden Medium einer selbst-
bestimmten Lebensführung möglich 
ist, muss nach Maßgabe des Kriteri-
ums der Bedarfsgerechtigkeit eine Si-
cherung des soziokulturellen Existenz-

 Der massenhafte 
Ausschluss vom Arbeits-
markt führt zu wach-
sender gesellschaftlicher 
Ungleichheit

Konkretionen der Teilhabegerechtigkeit

Eine wesentliche Konkretion des Ge-
dankens der Teilhabegerechtigkeit be-
steht in der Befähigungsgerechtigkeit. 
Befähigungsgerechtigkeit meint die po-
litische Aufgabe der Schaffung sozialer 
Institutionen des Bildungs-, Gesund-
heits- und Sozialwesens, die allen Bür-
gern eine zumindest elementare Mit-
wirkung am gesellschaftlichen Leben 
ermöglicht. Das Anspruchsrecht auf 
Teilhabe bliebe bloß formal, wenn es 
nicht durch institutionalisierte Formen 
der Befähigung eine Ergänzung fi n-
den würde. Als Ermöglichung einer 
selbstverantwortlichen Lebensführung 
ist das Kriterium der Befähigungsge-
rechtigkeit als eine Ausgestaltung des 
Postulats der Chancengleichheit zu ver-
stehen, da hier die sehr unterschiedli-
chen Ausgangsbedingungen der Men-
schen für ihre Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben zu thematisieren ist. Im 
Anschluss an das Wirtschafts- und So-
zialwort der Kirchen impliziert „soziale 

Gerechtigkeit“ in elementarer Weise 
den Abbau von sozialen Diskriminie-
rungen, um „allen Gliedern der Gesell-
schaft gleiche Chancen und gleichwer-
tige Lebensbedingungen zu ermögli-
chen“, indem Befähigungen zu einer 
„verantwortliche(n) Teilnahme am ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Leben“ (Zukunft in Solidarität und 
Gerechtigkeit, Zi. 111 und 113) eröff-
net werden. 

Da es auf der Ebene der Befähi-
gungsgerechtigkeit um die Verringe-
rung von gesellschaftlicher Ungleich-
heit geht, orientiert sich diese an der 
theologisch-sozialethischen Basis-
norm der vorrangigen Option für die 

2 Von konditionalen Gütern gilt, dass sie nicht alles sind, „alles aber ohne sie nichts 
ist.“ Wolfgang Kersting, Recht, Gerechtigkeit und demokratische Tugend, Frankfurt 1997, 
S. 185.

3 Teilhabegerechtigkeit nötigt „zur Änderung all derjenigen Zustände, in denen einzel-
ne oder Gruppen von der gesellschaftlichen Teilhabe ausgeschlossen sind.“ Wolfgang Hu-
ber, Gerechtigkeit und Recht. Grundlinien christlicher Rechtsethik, Gütersloh 1996, S. 195.
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minimums gewährt werden, wobei zu-
mutbare Formen der Integration in den 
zweiten Arbeitsmarkt zu fordern sind. 
Die Perspektive der Bedarfsgerechtig-
keit lässt sich gerechtigkeitstheore-
tisch mit John Rawls begründen, des-
sen fünfte Säule für eine tragfähige 
demokratische Ordnung darin besteht, 
dass „allen Bürgern … ein fairer Anteil 
an materiellen Gütern zu sichern (ist), 
so dass sie genügend unabhängig sind 
und ihre gleichen Grundrechte, Grund-
freiheiten und Chancen zum eigenen 
Vorteil nutzen können.“4 

In der christlichen Tradition ist der 
Gedanke einer elementaren Bedarfsge-
rechtigkeit grundlegend verankert. Be-
reits in der Spätantike hat das Motiv 
der Caritas, das Eintreten der Christen 
für die Schwachen und Ausgegrenzten, 
Staunen, zum Teil Ablehnung, vielfach 

aber auch Bewunderung hervorgeru-
fen. Das Eintreten für die elementaren 
Lebensrechte des Nächsten, wie es im 
Alten Testament grundgelegt ist und in 
der christlichen Tradition im Gleich-
nis Jesu vom Weltgericht (Matth. 25,12 
ff) seinen klassischen Ausdruck fi ndet, 
gehört zu den spezifi schen Kennzei-
chen der jüdisch-christlichen Tradition. 
Dieses Eintreten für die Schwächsten 
ist zunächst aus Barmherzigkeit moti-

viert, wird aber im biblischen Schrift-
tum – vor allem in der Sozialgesetz-
gebung des Alten Testaments – wei-
ter entwickelt, so dass die Armen und 
Schwachen einen von Gott her ver-
bürgten Rechtsanspruch auf Unterstüt-
zung und Hilfe haben. (vgl. Crüsemann 
1990, 262 ff.) Dieser ist im Sinn der Be-
darfsgerechtigkeit durch den rechtli-
chen Anspruch auf ein menschenwür-
diges Auskommen zu sichern.

 Das Eintreten für die 
Lebensrechte der Schwa-
chen und Ausgegrenzten 
gehört zu den spezifi schen 
Kennzeichen der jüdisch-
christlichen Tradition

Die grundlegende Bedeutung der Teilhabe an Erwerbsarbeit 

Der hier skizzierte Begriff der Teilha-
be, der in gleicher Weise Befähigungen 
und Bedarfe umfasst, lässt sich durch 
den Vermögens- oder Kapitalbegriff im 
Sinn von Bourdieu präzisieren. Ver-
mögen oder Kapital beinhaltet Chan-
cen der Bedürfnisbefriedigung durch 
Konsum von Gütern wie auch Chancen 
zur Gestaltung des gesellschaftlichen 

Zusammenhangs, wobei in Anlehnung 
an Bourdieus Kapitalkonzept ökonomi-
sches, soziales und kulturelles Kapital 
zu einem gewissen Grad wechselseitig 
austauschbar ist. Hieran anschließend 
lässt sich im Sinn des „decent mini-
mums“ ein sozio-kulturelles Existenz-
minimum erörtern und bestimmen. Es 
ist sehr umstritten, ein solches Exis-
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tenzminimum als ein bedarfsunabhän-
giges, unkonditioniertes Transferein-
kommen zu gewähren, da in sozial-
ethischer Perspektive dem skizzierten 
Recht auf Erwerbsarbeit eine indivi-
duelle Bereitschaft zur Erwerbsarbeit 
entsprechen sollte. Der sozialethischen 
Forderung nach der Staatszielbestim-
mung „Vollbeschäftigung“ bzw. einem 
öffentlich geförderten zweiten Arbeits-
markt korrespondiert in dieser Sicht-
weise die zumutbare Bereitschaft zur 
Arbeitsaufnahme im Fall der Inan-
spruchnahme von Transferleistungen, 
allgemein gesagt: Die Forderung nach 
Ermöglichung gesellschaftlicher Inte-
gration geht einher mit einer entspre-
chenden Integrationsbereitschaft, so-
fern dafür entsprechende Vorausset-
zungen bestehen. 

Teilhabe konkretisiert sich wesent-
lich im Rahmen von Erwerbsarbeit. 
In der Erwerbsarbeit kann der Einzel-
ne „seine Verantwortung für sich und 
seinesgleichen tätig einlösen (und) … 
sich als Person in Akten von Teilha-
be am Prozess der Gewinnung der ge-
sellschaftlichen Mittel zum Leben“ ein-
bringen, um sich damit „in den auf 
Solidarität gegründeten Gesamtzusam-
menhang der Werte schaffenden Ge-
sellschaft“ (Brakelmann 1979, 15) zu 
integrieren. Dabei ist in grundlegen-
der Weise nach den gesellschaftlichen 
Bedingungen der Erwerbsarbeit zu fra-
gen, um den traditionellen ethischen 

Grundsatz des sozialen Protestantis-
mus einer „Berechtigung des Arbeiters 
nicht nur aus seiner Arbeit, sondern in 
und an seiner Arbeit“ (Heimann 1980, 
249) zu realisieren. Dementsprechend 
sind die Themen der Entlohnung und 
der Arbeitszeiten, aber auch die recht-
liche Ausgestaltung und vor allem die 
Bestimmung von Kriterien „guter Ar-
beit“ neu in den Mittelpunkt öffentli-
cher Diskussionen zu stellen. Teilhabe 
an der Erwerbsarbeit als dem nach wie 
vor entscheidende Schlüssel der gesell-
schaftlichen Integration darf nicht auf 
die Vorstellung der Erwerbsarbeit um 
jeden Preis reduziert werden, sondern 
erfordert eine sozialethisch legitimier-
bare Gestaltung der Erwerbsarbeit. 

Fazit

Auch die postfordistische Gesellschaft 
bleibt eine Erwerbsarbeitsgesellschaft: 
Sie ist sogar von einem sich totalisie-
renden Zugriff der Erwerbsarbeit auf 
die Lebensführung der Individuen be-
stimmt, allerdings mit einer deutlichen 
Tendenz der „Ausfransung“ an ihren 
Rändern. Durch die internationale Ar-
beitsteilung und die Flexibilisierung 
der Arbeitsbedingungen kommt es zu 
einer zunehmenden „Spreizung“ der 
Erwerbsarbeitsverhältnisse, mit bedeu-
tenden Freiheitsgraden und hohen Ein-
kommen auf der einen und einer Pre-

karisierung der Arbeit oder sogar des 
Ausschlusses von Erwerbsarbeit auf der 
anderen Seite. Sozialethisch ist ange-
sichts dieser Entwicklungen das Leit-
bild der Teilhabegerechtigkeit zu ent-
falten: Teilhabegerechtigkeit eröffnet 
allen Gliedern der Gesellschaft einen 
Anspruch auf deren Grundgüter, wo-
zu neben der materiellen Teilhabe, 
der Befähigung zur Eigenverantwor-
tung und gleicher politischer Rechte 
vor allem die Teilhabe an der Erwerbs-
arbeit gehört. Dieses Teilhaberecht ist 
politisch durch eine entsprechende 
Arbeitsmarktpolitik zu gewährleisten, 
wobei angemessene Bedingungen der 
Erwerbsarbeit im Sinn von Kriterien 
„guter Arbeit“ einzufordern sind.
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christliche Gesellschaftslehre an der 
Evangelisch-theologischen Fakultät 
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und des Jahrbuchs Sozialer Protestan-
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Verantwortungsebenen – Handlungs-
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 Wenn Erwerbsarbeit 
zur Hauptsache wird
Zu den destruktiven Folgen der Subjektivierung 
und Entgrenzung der Arbeit

Die Erwerbsarbeit nimmt im Leben der einzelnen und auch im Zusammenleben einen immer größe-
ren Raum ein. Angesichts fortwährender Massenarbeitslosigkeit wird sie auch gesellschaftlich zur 
„Hauptsache“ erklärt. Der folgende Beitrag lenkt den Blick auf die destruktiven Folgen dieser Ent-
wicklung, die nicht nur die Arbeitskraft, sondern alle subjektiven Fähigkeiten, die persönliche Zeit 
und Motivation an die Erwerbsarbeit bindet. Welche Auswirkungen hat es, wenn das private Lebens-
umfeld, die mit anderen Menschen geteilte Freizeit den Erfordernissen der Erwerbsarbeit strikt un-
tergeordnet werden? Wie verändert sich die Fähigkeit der Arbeitenden, auf die eigenen Interessen 
zu achten, wenn im Betrieb Kontrolle zunehmend ersetzt wird durch Selbstkontrolle? Wie wirkt sich 
die in der Arbeitswelt geforderte Flexibilität auf andere gesellschaftliche Sphären aus? Einige Vor-
schläge, der Erwerbsarbeit erneut Grenzen zu setzen, beschließen den Beitrag.

Die verfestigte Massenarbeitslo-
sigkeit genießt in der politischen 

Öffentlichkeit der Bundesrepublik eine 
hohe Aufmerksamkeit: Erwerbsarbeit 
sei doch im Leben der Menschen die 
„Hauptsache“; deswegen sei es für die 
Politik die wichtigste und vornehms-
te Aufgabe, die Massenarbeitslosig-
keit abzubauen. „Hauptsache, die Er-
werbslosen kommen wieder in Be-
schäftigung!“ So von der fehlenden 
Erwerbsarbeit eingenommen, wurde 
weniger bemerkt, dass und wie sich 
im Windschatten der Arbeitslosigkeit 
die bestehende Erwerbsarbeit verän-
dert hat. Allenfalls als Ursachen der 
Massenarbeitslosigkeit wurden einige 
dieser Veränderungen, etwa die Infor-
matisierung und Globalisierung sowie 
in deren Folge die wachsenden Quali-
fi kationsanforderungen, bemerkt. Auf 
einen zwar für viele vertrauten, bis-
lang aber öffentlich kaum besproche-
nen Trend soll in diesem Aufsatz die 
Aufmerksamkeit gelenkt werden: Die 
Erwerbsarbeit nimmt das Leben der 
einzelnen wie ihr Zusammenleben zu-
nehmend ein, wird dadurch tatsächlich 

immer mehr zur „Hauptsache“, aber ge-
rade deswegen für die Einzelnen wie 
auch für die Gesellschaft destruktiv. 
Dass angesichts der Massenarbeitslo-
sigkeit Erwerbsarbeit zur „Hauptsache“ 

erklärt wurde, mag diesen Trend be-
günstigt haben – und auch die bishe-
rige Ignoranz gegenüber seinen dest-
ruktiven Folgen.

Matthias Möhring-Hesse

Ganzheitliche Nutzung des Arbeitsvermögens

Für die Betriebsführung, die man seit 
den Zeiten des Ingenieurs und ers-
ten Arbeitswissenschaftlers Frederick 
Winslow Taylor „wissenschaftlich“ 
nannte, war kennzeichnend, dass sie 
die Subjektivität der in den Betrie-
ben arbeitenden Menschen soweit wie 
möglich aus dem Arbeitsprozess her-
auszuhalten suchte. „Wir müssen un-
seren Kopf bei Arbeitsbeginn abgeben“, 
erzählten Arbeitnehmer. „Mein Meister 
hat zu mir gesagt: Du bist hier nicht 
um zu denken. Du bist hier zu arbei-

ten“.1 Weil die Subjektivität im Arbeits-
prozess stört, sollte sie für die Mehr-
heit der Arbeitnehmer ausgeschlossen 
und nur bei der Spitze, bei den Unter-
nehmern und Spitzenmanagern zuge-
lassen werden. Deswegen zergliederte 
man die Produktionsprozesse in spezia-
lisierte Arbeitsvollzüge und ordnete sie 
in ein hierarchisches System betriebli-
cher Herrschaft ein. Die Arbeitnehmer 
wurden vom Produkt ihrer Arbeit ge-
trennt und beauftragt, nur das jeweils 
von oben zugewiesene Detail zu dessen 

1 Zitiert nach Senghaas-Knobloch, Eva/Nagler, Brigitte: Von der Arbeitskraft zur Be-
rufsrolle? Anerkennung als Herausforderung für die industrielle Arbeitskultur im Rahmen 
neuer Organisations- und Managementkonzepte, in: Holtgrewe, Ursula/Voswinkel, Ste-
phan/Wagner, Gabriele (Hg): Anerkennung und Arbeit, Konstanz: Universitätsverlag Kon-
stanz 2000, S. 101–126.

ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   12ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   12 05.05.2011   08:41:5905.05.2011   08:41:59



LebensWert Arbeit

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 2 13

Produktion beizutragen. Die korrekte 
Ausführung wurde von oben kontrol-
liert und die Kontrolleure wiederum 
von noch höheren Hierarchieebenen 
her überwacht. Von ihren Arbeitneh-
mern brauchten die Unternehmen nicht 
viel, nur geringe Qualifi kationen und 
nur einen kleinen Ausschnitt ihrer sub-
jektiven Fähigkeiten.

Diese strategische Ausrichtung ha-
ben die Unternehmen seit geraumer 
Zeit aufgegeben. Denn erstens war sie 
wenig realitätstüchtig, insofern die 
Arbeitnehmer selbst in den besonders 
tayloristisch zugeschnittenen Produk-
tionsprozessen subjektive Fähigkeiten, 
vor allem eigene Erfahrungen, einset-
zen mussten, sollten unvorhergesehe-
ne Schwierigkeiten gemeistert und die 
Produktionsprozesse am Laufen gehal-
ten werden. Das was aus der Produk-
tion eigentlich ausgeschlossen werden 
sollte, war also Bedingung ihres rei-
bungslosen Ablaufs. Zweitens entzün-
dete sich am tayloristischen Umgang 
mit den Arbeitnehmern deren Wider-
willen, weswegen diese beaufsichtigt 
und ihr Widerstand von vornherein ge-
brochen werden musste. Mit den Qua-
lifi kationen der Arbeitnehmer stiegen 
die Möglichkeiten, innerhalb der von 
oben gesteuerten Produktionsprozesse 
subversiv eigene Interessen zu verfol-
gen, und damit zugleich auch die Kos-
ten der Kontrolle. Schließlich und drit-
tens verschenkte man wertvolle Res-
sourcen, die man mit der Beschäftigung 
der Arbeitnehmer zwar im Betrieb „hat-
te“, aber nicht nutzte. So hatte der tay-
loristische Umgang mit den Arbeitneh-
mern Opportunitätskosten, – und auch 
die stiegen mit dem Anstieg von deren 
Qualifi kationen. Weil sich die einst do-
minante Ausrichtung der wissenschaft-
lichen Betriebsführung einfach nicht 
mehr rechnet, suchen die Unternehmen 
ihre Beschäftigten nunmehr „ganzheit-
lich“, mit „Herz und Verstand“, mit al-
len ihren Fähigkeiten zu nutzen – und 
das möglichst umfassend.

In der industrie- und arbeitssoziolo-
gischen Literatur wird der veränder-
te Umgang mit den Beschäftigten seit 
längerem refl ektiert – u. a. im Begriff 
der Subjektivierung von Erwerbsarbeit. 
Mit diesem Begriff lassen sich zwei un-
terschiedliche Sachverhalte einfangen, 
von denen der erste eine notwendi-
ge, der zweite dagegen eine mögliche 
Ausformung subjektivierter Arbeit ist, 
so dass keineswegs beide Sachverhalte 
zugleich erfüllt sein müssen:

• Erstens werden im Vollzug der ver-
traglich vereinbarten Arbeitskraft 
über diese hinaus die subjektge-
bundenen Fähigkeiten und Moti-
vationen veräußert und wird auf 
diesem Wege Arbeit zum Vollzug 
von Subjektivität.

• Zweitens und zusätzlich, allerdings 
weniger häufi g, wird dieser Vollzug 
in die Selbstkontrolle der arbeiten-
den Menschen gegeben, werden die 
Beschäftigten zu Subjekten ihrer ei-
genen Arbeit.

Subjektivierung von Erwerbsarbeit

Arbeitskraft und Arbeitsvermögen

Um den veränderten Umgang der Un-
ternehmen mit ihren Beschäftigten bes-
ser verstehen zu können, ist es hilfreich, 
begriffl ich zwischen ‚Arbeitskraft‘ und 
‚Arbeitsvermögen‘ zu unterscheiden. 
Unternehmen beschäftigen per Arbeits-
vertrag und gegen Entgelt Menschen, 
die auf den Arbeitsmärkten nach Be-
schäftigung nachfragen – nicht zuletzt, 
um mit dem dadurch erreichbaren Ar-
beitsengelt ihren Lebensunterhalt be-
streiten zu können. Was aber die Unter-
nehmen per Arbeitsvertrag „einkaufen“ 
können, sind nicht eigentlich die Men-
schen, sondern sind nur objektivier-
bare Vermögen dieser Menschen: die 
Bereitstellung von Arbeitskraft wäh-
rend einer bestimmten Zeitspanne so-
wie bestimmte Qualifi kationen, die sie 
zuvor in Schule, Hochschule oder Aus-
bildung erworben und deren Erwerb 
sie sich in einem Zeugnis haben be-
stätigen lassen. Diese objektivierba-
ren Vermögen nennt man „Arbeits-
kraft“. Die in der Beschäftigung von 
Menschen erschlossene Arbeitskraft ist 
aber nicht die Arbeit, die die Unter-
nehmen eigentlich brauchen. Deshalb 
sind sie – nach Abschluss der Arbeits-
verträge – Tag für Tag darum bemüht, 
dass die Besitzer der Arbeitskraft die 
mit ihnen vertraglich vereinbarte Ar-
beitskraft auch veräußern, also arbei-
ten. Nur ein Teil der Fähigkeiten von 

Menschen lässt sich aber objektivie-
ren und deren Bereitstellung arbeits-
vertraglich vereinbaren. Der weitaus 
größere Teil ihrer Fähigkeiten, etwa ihre 
Erfahrungen, ihre Freundlichkeit oder 
ihre Kreativität, hängt derart an den 
Subjekten, dass sie von außen nicht 
einseh- und feststellbar sind und des-
wegen nicht in allgemeinen Ausdrü-
cken objektiviert, geschweige denn zer-
tifi ziert werden können. Diese an den 
Menschen hängenden, deshalb – im 
Unterschied zur Arbeitskraft – nicht 
„verkäufl ichen“ Fähigkeiten lassen sich 
„Arbeitsvermögen“ nennen Dieser Be-
griff biete sich deshalb an, weil ohne 
Einsatz dieser Fähigkeiten, Menschen 
auch die arbeitsvertraglich vereinbarte 
Arbeitskraft nicht veräußern könnten, 
und weil Arbeitnehmer diese Fähig-
keiten nicht nur mitbringen, sondern 
im Vollzug ihrer Arbeit auch erhalten 
und vermehren. So machen sie etwa in 
der Bewältigung von Arbeitsaufgaben 
und im Umgang mit den Arbeitsmit-
teln Erfahrungen – und erweitern so 
ihre Fähigkeiten, die sie in ihrer weite-
ren Arbeit einsetzen, zumindest einset-
zen können, wenn man sie denn lässt. 
Von diesem Arbeitsvermögen wussten 
Arbeitgeber und Arbeitswissenschaft-
ler unter der Herrschaft der wissen-
schaftlichen Betriebsführung wenig bis 
gar nichts. Nun aber wollen die Unter-
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nehmen ihre Beschäftigten dafür ge-
winnen, in ihrer Arbeitszeit auch ihre 
nicht arbeitsvertraglich vorgesehenen 

Fähigkeiten und diese möglichst um-
fassend anzuwenden. 

Entgrenzung der Erwerbsarbeit

Zum Vollzug ihrer Subjektivität wur-
den die Arbeitnehmer vormals auf Räu-
me „außerhalb“ ihrer Betriebe und auf 
die Zeit vor und nach ihrer Arbeit ver-
wiesen. Mit Ausnahme weniger, des-
wegen hoch geachteter Berufe war die 
Erwerbsarbeit räumlich und zeitlich be-
grenzt. Jenseits dieser Grenzen bestand 
das Reich der „Freizeit“, in der man ge-
nau die Subjektivität vollziehen kön-
nen sollte, deren Vollzug in der „Ar-
beitszeit“ nicht vorgesehen war. Über 
die Jahrzehnte hinweg gelang es den 
Gewerkschaften, über ihre Tarifverträ-
ge die Arbeitszeit zu verkürzen und im 
Gegenzug die Freizeit der Arbeitneh-
mer auszudehnen. Allerdings konnten 
die Arbeitnehmer das „weniger“ an Ar-
beitszeit häufi g nicht genießen, so in 
„weniger“ Zeit mehr geleistet werden 
musste, die Arbeit also intensiviert 
wurde – und dieses „mehr“ an Arbeit 
den Beschäftigten in die Knochen und 
auf den Geist ging.

Geht es den Unternehmen inzwi-
schen stärker um die subjektiven Ver-
mögen ihrer Beschäftigten, sind sie be-
strebt, sowohl die örtlichen, als auch 
die zeitlichen Grenzen der Erwerbs-
arbeit zu durchlöchern und den Voll-
zug von Arbeitsvermögen auch zu den 
Zeiten und an den Orten zu nutzen, die 
vormals Freizeit waren. So werden et-
wa Arbeitsaufgaben außerhalb der Un-
ternehmen und außerhalb der regulä-
ren Arbeitszeit erbracht. Die einst ri-
giden Arbeitszeitregime werden – u. a. 
durch großzügige Zeitkontenregelun-
gen – gelockert; Lage und Umfang der 
Arbeitszeit werden von den kurzfristi-
gen Erfordernissen des Unternehmens 
her bestimmt. So oder anders werden 
die Grenzen zwischen Arbeitszeit und 
Freizeit, zwischen Erwerbsarbeit und 
Leben porös gemacht – und zwar ein-
seitig von der Seite der Erwerbsarbeit 
aus. Die Erwerbsarbeit nimmt das Le-
ben der Arbeitnehmer außerhalb der 
Erwerbsarbeit ein und unterwirft es ih-
rem Diktat.

Das Arbeitsvermögen umfassend in Anspruch nehmen

Diese strategische Ausrichtung zielt 
nicht allein auf die hochqualifi zierten 
und deshalb besser entlohnten Arbeit-
nehmer, erst recht: nicht nur auf die 
mehr oder weniger mächtigen, wenn-
gleich auch nur angestellten Manager 
an der unteren oder oberen Spitze der 
Unternehmen. Alles zu geben, was sie 
an Fähigkeiten mitbringen, wird auch 
von den schlechter bezahlten Arbeit-
nehmern erwartet – und dies selbst 
dann, wenn sie nur befristet und in 
Teilzeit angestellt wurden. So stehen et-
wa die Kassiererinnen in den Discoun-
tern unter dem Druck, ihre Arbeitsauf-
gaben selbständig zu entdecken und 
ohne jede Anweisung Regale aufzuräu-
men oder die Frischtheke zu bestellen, 
wenn sie denn gerade einmal nicht an 
den Kassen gebraucht werden.

Wie aber bringt man die Arbeitneh-
mer dazu, ihre Arbeitsvermögen mög-
lichst umfassend „preiszugeben“, ob-
gleich dies in ihren Arbeitsverträgen 
nicht vorgesehen ist und nicht vorge-
sehen werden kann? Zunächst einmal 
haben die Arbeitnehmer selbst ein In-
teresse daran, in ihrer Arbeit nicht nur 
Anweisungen „von oben“ zu vollzie-
hen, sondern eigene Ideen zu realisie-
ren, sich und ihre subjektiven Vermö-
gen zu bewähren, sich – wie man sagen 
kann – in der Arbeit selbst zu ver-
wirklichen. Dieses Interesse brauchen 
die Unternehmen „nur“ anzuerkennen 
und zu bestätigen, um dann von des-
sen Verwirklichung zu profi tieren. Man 
wird dazu den Arbeitnehmern entge-
genkommen müssen – und zumindest 
einem Teil der gut und hoch qualifi -
zierten, deshalb nur schwer ersetzba-
ren Arbeitnehmern hohe Einkommen 
und gute Arbeitsbedingungen zugeste-
hen sowie eine hohe Autonomie ein-
räumen. Diese Beschäftigten können 
dann aus der veränderten Nutzungs-

strategie ihrer Unternehmen Gewinn 
ziehen, so dass ihre Erwerbsarbeit in 
beiden angesprochenen Bedeutungs-
gehalten subjektiviert wird, sie also 
nicht nur in der Arbeit ihre subjekti-
ven Vermögen veräußern, sondern da-
bei zugleich stärker zu Subjekten ih-
rer eigenen Arbeit werden können. Bei 
dem anderen Teil der weniger gut qua-
lifi zierten und deshalb – zumal unter 
Bedingungen der Massenarbeitslosig-
keit – vergleichsweise leicht ersetzba-
ren Arbeitnehmer scheint ein entspre-
chendes Entgegenkommen überfl üs-
sig. Das Ziel, deren Arbeitsvermögen 
möglichst umfassend in Anspruch zu 
nehmen, lässt sich bereits durch deren 
Angst vor dem Verlust ihrer Arbeits-
plätze sicherstellen. Sie wissen, dass 
sie – auch an den Kassen der Discoun-
ter – alles geben müssen, wollen sie ih-
ren Arbeitsplatz behalten.

In den Unternehmen, in denen von 
Arbeitnehmern mehr als der Vollzug 
der arbeitsvertraglich vereinbarten Ar-
beitskraft erwartet wird, verändern sich 
die Anerkennungskulturen: Unter den 
gehobenen Ansprüchen, alles zu geben, 
wird die „normale Arbeit“ zur Normal-
leistung, die bereits mit dem vertrag-
lich vereinbarten und insofern nor-
malen Lohn entlohnt wird. Aber An-
erkennung „verdient“ die nur „normale 
Arbeit“ nicht mehr, denn sie erscheint 
den Kollegen und den Vorgesetzten 
gleichermaßen als „zu wenig“. So ste-
hen die Arbeitnehmer unter dem stän-
digen Druck, alles zu geben und zudem 
zu zeigen, dass sie alles geben – was die 
Anerkennung der eigenen Arbeit unsi-
cher werden lässt und entsprechende 
Bemühungen unter Dauerstress bringt.
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Auch diese Entwicklung betrifft 
nicht nur die hoch qualifi zierten und 
hoch bezahlten Arbeitnehmer, für die 
eine ausufernde, ihr ganzes Leben ein-
nehmende Arbeit inzwischen gerade-
zu zum Image gehört. Sie sind allzeit 
bereit – und die Symbole dieser All-
zeit-Bereitschaft sind ihre Smartpho-
nes und Notebooks mit Surfstick, so 
dass sie zuhause und überall anders-
wo im Dienst sind. Auch die geringer 
entlohnten Arbeitnehmer haben Anteil 
an dieser Entwicklung. Zwar müssen 
die Kassiererinnen in den Discountern 
ihre Arbeit nicht mit nach Hause neh-
men. Sie stehen jedoch auf Abruf be-
reit, um bei Bedarf alles – und gege-
benenfalls auch ihre Kinder – stehen 
und liegen zu lassen und an ihre Kas-
sen zu eilen, wenn denn der Filiallei-
ter sie ruft. Für die Einen, wie für die 
Anderen gibt es keine, zumindest kei-
ne verlässlich geregelten Arbeitszeiten, 
geschweige denn: in Gleichklang mit 
anderen geregelte Arbeitszeiten. Des-
wegen müssen sie in der mit Anderen 
geteilten Freizeit, in ihren Familien und 
Partnerschaften, in ihren Vereinen oder 
Pfarrgemeinden die Erfordernisse ihrer 
Erwerbsarbeit durchsetzen – und kön-
nen dies zumeist deswegen, weil sie 
dort auf das Verständnis derer stoßen, 
die das selbe Problem haben.

Hauptsache Erwerbsarbeit

Diese Entwicklungen sind nicht not-
wendig und nicht immer gegen die 
Interessen derer, die davon betrof-
fen sind. Im Gegenteil: Sie sind so-
gar dann besonders erfolgreich, wenn 
das Interesse der Unternehmen an ei-
ner möglichst freizügigen und umfas-
senden Veräußerung von Arbeitsver-
mögen mit dem Interesse ihrer „Besit-
zer“ an einer interessanten Arbeit, an 
dem Einsatz ihrer je eigenen Fähigkei-
ten sowie an der Selbstverwirklichung 
in der Arbeit übereinkommt. Unabhän-
gig aber, ob und in welchem Maße die 
Arbeitnehmer von diesen Entwicklun-
gen profi tieren, in jedem Fall wurde 

und wird die Erwerbsarbeit wichtiger, 
wurde und wird sie zur „Hauptsache“ 
ihres Lebens und ihrer Biographie, aber 
auch zur „Hauptsache“ ihres privaten 
Lebensumfelds, vor allem ihrer Fami-
lie, sowie ihres sozialen Umfelds und 
darüber auch zur „Hauptsache“ der Ge-
sellschaft, in der sie mit anderen glei-
chermaßen betroffenen Arbeitnehmern 
zusammenleben.

Auf den ersten Blick wird man die-
ser Entwicklung durchaus Positives ab-
gewinnen können: Man wird die ganz-
heitliche Nutzung von Arbeitsvermö-
gen für sinnvoll halten – an einem 
Standort, dessen Leistungsfähigkeit im 
Vergleich zu anderen Standorten dieser 
Welt maßgeblich durch das dort ver-
fügbare Humankapital bestimmt wird. 
Vor allem, wenn im Gegenzug den Ar-
beitnehmern eine größere, mit besseren 
Arbeitsbedingungen verknüpfte Au-
tonomie zugestanden wird, wird man 
mit dieser Entwicklung sympathisieren 
können. Gerade in sozialkatholischen 
Kreisen war es das gesellschaftspoliti-
sche Ziel, unter der für den Kapitalis-
mus konstitutiven Bedingung formal 
abhängiger Beschäftigung Verhältnis-
se autonomer Produzenten zu schaffen 
und dazu dem Kapitalismus die Macht-
asymmetrie in den Unternehmen ab-
zugewöhnen. Zwar sind mit den an-
gesprochenen Veränderungen keines-
wegs die sozialkatholisch ersehnten 
Verhältnisse angebrochen, da die Au-
tonomiespielräume der Arbeitnehmer 
selbst dann begrenzt werden, wenn ih-
nen eine erweiterte Autonomie zuge-
standen wird. Zwar arbeiten sie dann 

weniger auf Befehl, sondern nach Ab-
sprache mit Vorgesetzten und Kollegen. 
Auf der Grundlage von Rahmenvorga-
ben oder Zielvereinbarungen verarbei-
ten sie darin Mitteilungen, Schaubilder, 
Kennziffer oder Budgets – und machen 
diese zu Aufforderungen, die sie an sich 
selber adressieren. Ihre Arbeit steht we-
niger unter einer ausdrücklichen Kon-
trolle von Vorgesetzten, sondern mehr 
unter einer ständigen Selbstkontrolle 
und Selbstbeobachtung, die allerdings 
für das ganze Unternehmen, für Kol-
legen und Vorgesetzte, einsichtig ist. 
Aber selbst in Ansehung dieser verin-
nerlichten Kontrolle wird man konsta-
tieren müssen, dass mit der Subjekti-
vierung der Erwerbsarbeit ein Schritt in 
die Richtung von Autonomie in der Ar-
beit getan wird, obgleich dieser Schritt 
bei einem Teil der Arbeitnehmer grö-
ßer ausgefallen und es bei dem ande-
ren, vermutlich größeren Teil lediglich 
bei einem Tippelschritt geblieben ist.

Auch wenn dies gesellschaftlich 
noch nicht hinreichend bewusst wurde, 
sind die Arbeitnehmer und die, die mit 
ihnen zusammenleben, mit der Sub-
jektivierung und der Entgrenzung ih-
rer Erwerbsarbeit so gut vertraut, dass 
man über das erste positive Urteil hi-
naus auch die Schattenseite dieser Ent-
wicklungen sehen und ein kritisches 
Urteil wagen kann: Die Erwerbsarbeit 
wurde „zu wichtig“, wurde in einem 
Maße zur „Hauptsache“, dass es we-
der für die einzelnen Arbeitnehmer, 
noch für ihre privaten Lebensverhält-
nisse und die Gesellschaft im ganzen 
„bekömmlich“ ist.

Vernutzung von Arbeitsvermögen

Arbeitnehmer, von denen der umfas-
sende Einsatz ihrer subjektiven Ver-
mögen erwartet wird, können diesen 
Erwartungen zumeist kurz-, vielleicht 
auch mittelfristig entsprechen, zumal 
wenn sie dabei auch eigene Interessen 

verwirklichen können und dann vor al-
lem ihren eigenen Erwartungen an sich 
selbst entsprechen. Immer mehr von ih-
nen greifen allerdings auf Psycho- und 
Neuro-Pharmaka zurück und betreiben 
„Doping am Arbeitsplatz“2, um dort den 

2 Institut für Gesundheits- und Sozialforschung GmbH (2009): DAK Gesundheitsreport 
2009 (Hg. von DAK Forschung), Hamburg. Online unter: http://www.iges.de/publikationen/
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Ansprüchen genügen zu können. Auf 
Dauer besteht – trotz oder gerade we-
gen der Zuhilfenahme von Pharma-
ka – allerdings die Gefahr, dass ihr Ar-
beitsvermögen durch deren intensive 
Nutzung aufgebraucht und verschlis-
sen wird. „‚Burnt out‘ – ausgebrannt – 
heißt jetzt das Schlagwort, die Arbeit 
zehrt auf. … In der heutigen Welt fallen 
nicht mehr die Maschinen aus, sondern 
die Menschen“.3 Dass dies kein bloß 
feuilletonistische Behauptung ist, zeigt 
ein Blick in den jährlich erscheinen-
den DAK-Gesundheitsreport: Bei den 
Fällen der Arbeitsunfähigkeit nehmen 
unter den berufstätigen Mitgliedern der 
„Deutschen Angestellten Krankenver-

sicherung“ (DAK) seit 1997 die Krank-
heitsbilder und Fehltage zu, bei denen 
Menschen von psychischen und Ver-
haltensstörungen sowie von Angst- 
und depressiven Störungen betroffen 
sind. Die Arbeitsunfähigkeitstage für 
diese Krankheitsart haben um 69 % und 
die Erkrankungsfälle um 70 % bei ei-
nem ansonsten sinkenden Gesamtkran-
kenstand zugenommen – und sind in 
den folgenden Jahren weiter gestie-
gen. Im Jahr 2010 machten die psy-
chischen Erkrankungen 12,1 % des Ge-
samtkrankenstands aus; sie stehen da-
mit an vierter Stelle der wichtigsten 
Krankheitsarten.

für verschlissenes Arbeitsvermögen su-
chen müssen und – wenn auch nicht 
immer ohne Probleme – fi nden kön-
nen, verlieren die Anderen ihr eige-
nes Arbeitsvermögen, ohne die Mög-
lichkeit, dafür Ersatz bieten zu können, 
und verlieren damit in ihren Unterneh-
men und auf den Arbeitsmärkten ih-
ren Wert. In dieser unterschiedlichen 
Betroffenheit drückt sich die für Er-
werbsarbeit konstitutive Asymmetrie 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern unter Bedingungen subjektivier-
ter Arbeit aus.

Kolonialisierungen

Auch die Entgrenzung der Erwerbs-
arbeit hat problematische Folgen. In 
dem Maße, wie Erwerbsarbeit das Le-
ben der Einzelnen auch außerhalb der 
Betriebe und außerhalb der Arbeitszei-
ten in den Griff nimmt, schwinden für 
sie die Möglichkeiten, eigene Lebens-
entwürfe zu entwickeln und zu realisie-
ren, die nicht durch die Anforderungen 
der Erwerbsarbeit determiniert werden, 
schwinden mithin die Möglichkeiten 
selbstbestimmten Lebens. Möge dann 
einigen von ihnen auch „innerhalb“ 
der Erwerbsarbeit eine erweiterte Au-
tonomie eingeräumt worden sein, ihr 
Leben, von dem die Erwerbsarbeit nur 
ein Teil ist, wird von eben dieser zu-
nehmend eingenommen und bestimmt; 
mithin schwinden die Möglichkeiten 
der Erwerbstätigen, überhaupt Subjek-
te ihres eigenen Lebens zu sein. Dann 
aber bleibt wenig von der Autonomie 
übrig, die ihnen für ihre Erwerbsarbeit 
zugestanden wurde. Denn das Vermö-
gen, sein eigenes Leben zu bestimmen, 
kann nicht in die Erwerbsarbeit „einzie-
hen“, wenn es denn „außerhalb“ durch 
eben diese Erwerbsarbeit austrocknet.

Dadurch, dass erwerbstätige Men-
schen immer weniger außerhalb der Er-

Arbeitsvermögen zurück halten?

Der Vernutzung von Arbeitsvermögen 
wird in den Unternehmen und seitens 
der Arbeitnehmer wenig entgegenge-
setzt: Zumal wenn sie mehr oder we-
niger einfach Ersatz für ausgebrann-
te Arbeitnehmer fi nden können, sind 
die Unternehmen zu einem haushälte-
rischen Umgang mit den subjektiven 
Arbeitsvermögen offenkundig nicht in 
der Lage. Für die Spitzenmanager mag 
man Wellness-Wochenende oder An-
ti-Burn-out-Kurse vorhalten; nach ih-
rem Ausfall wartet man mehr oder we-
nig geduldig, bis sie wieder voll „da“ 
sind. Aber für den großen Rest ihrer Be-
schäftigten scheint es sich (noch) nicht 
zu lohnen, sich in deren ganzheitli-
chen Nutzung selbst zu bremsen, um 
deren langfristige Nutzbarkeit zu si-
chern. Dies gilt zumal dann, wenn die 
Unternehmen inzwischen fl exible Be-
legschaften als strategische Option ha-
ben und sich deswegen an einen gro-
ßen Teil ihrer Arbeitnehmer nicht mehr 
langfristig binden. Obgleich sie sich 
selbst durch den allzu bereitwilligen 
Einsatz ihrer Arbeitsvermögen gefähr-
den, ignorieren auch die Arbeitneh-
mer die Gefahren. Zumal wenn ihnen 
eine verstärkte Autonomie zugestan-
den wurde und sie sich in ihrer Arbeit 
selbst zu verwirklichen suchen, verlie-

ren sie die Distanz zu dieser Arbeit und 
damit die kognitiven Voraussetzungen 
dafür, eigenes Arbeitsvermögen im ei-
genen Interesse zurückzuhalten. Haben 
sie hingegen Angst vor dem Verlust ih-
rer Arbeitsplätze und setzen deswegen 
alle ihre Fähigkeiten ein, fehlt ihnen 
die Macht, ihrem eigenen Interesse zu 
entsprechen und Arbeitsvermögen zu-
rückzuhalten, anstatt es zu vernutzen. 
In diesem Gleichklang von Unterneh-
men und Arbeitnehmern entsteht das 
gleichsam ökologische Problem, dass 
durch die ganzheitliche Nutzung von 
Arbeitsvermögen zugleich die Voraus-
setzung dieser ganzheitlichen Nutzung 
vernichtet wird, dass also weder Arbeit-
geber noch Arbeitnehmer mit dem für 
sie beide wertvollen Arbeitsvermögen 
so pfl eglich umgehen, dass es immer 
wieder neu „hergestellt“ und angerei-
chert werden kann und dauerhaft zur 
Verfügung steht.

Die ökologische Gefährdung des 
Arbeitsvermögens betrifft Unterneh-
men wie Arbeitnehmer nicht in glei-
cher Weise. Während die einen Ersatz 

gutachten/dak_report_2009/e7171/infoboxContent7172/DAK_Gesundheitsreport_2009_ger.
pdf, zuletzt geprüft am 30.04.2009, S. 37–90.

3 Cohen, Daniel (2001): Unsere modernen Zeiten. Wie der Mensch die Zukunft über-
holt, Frankfurt a. M.: Campus Verlag 2001, S. 55.
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werbsarbeit „arbeitslos“ sind und an-
derswo immer weniger „ganz da“ sind, 
werden andere gesellschaftliche Sphä-
ren, von den Familien über die Kir-
chengemeinden, Verbände und Par-
teien bis hin zur politischen Öffent-
lichkeit genötigt, auf sie Rücksicht zu 
nehmen und ihre stark eingeschränk-
te, unter ständigen Vorbehalt gestellte 
Zugehörigkeit zu tolerieren. Zugleich 
treffen sie an ihren verschiedenen Or-
ten „außerhalb“ ihrer Erwerbsarbeit, 
selbst in ihren Partnerschaften oder 
Familien, immer seltener auf die sel-
ben Erwerbstätigen, so sie eben nicht 
zur selben Zeit und damit gemeinsam 
„frei“ haben bzw. sich „frei“ nehmen 
können. Mit der gemeinsam freien Zeit 
zerrinnt aber ein für viele soziale Zu-
sammenhänge konditionaler Rohstoff, 
weswegen diese Zusammenhänge zu-
nehmend fragiler werden und es zu-
dem unwahrscheinlicher wird, dass 
diese Zusammenhänge die Ziele und 
Aufgaben, derentwegen Menschen 
dort zusammentreffen, erfüllen kön-
nen. Durch die Entgrenzung der Arbeit 
werden die gesellschaftlichen Sphären 
„außerhalb“ dieser Arbeit einem frem-
den Regime unterstellt – und ihr Zu-
sammenhalt sowie die Einbindung der 
einzelnen wird unter dieser Fremdherr-
schaft zunehmend schwieriger und un-
wahrscheinlich.

Die Bundesrepublik wird so von 
zwei Seiten in die Zange genommen: 
• Einerseits wird sie noch „mehr“ 

zur Arbeitsgesellschaft als sie es 
ohnehin schon ist, indem die ge-
sellschaftlichen Sphären außerhalb 
der Erwerbsarbeit zunehmend von 
deren Anforderungen her bestimmt 
werden und auf die Erwerbstätigkeit 
der Einzelnen immer stärker Rück-
sicht nehmen müssen.

• Andererseits wird sie immer weni-
ger etwas anderes als Arbeitsgesell-
schaft sein können, insofern zumin-
dest jene sozialen Zusammenhänge 
schleichend Schaden nehmen, die 
über die gleichzeitige Anwesenheit 
und Teilnahme von Menschen in-
tegriert werden.

In dem Maße aber, wie Erwerbs-
arbeit auch alle anderen gesellschaft-
lichen Zusammenhänge dominieren 
kann, werden diese in ihrem ausdiffe-
renzierten Eigensinn beeinträchtigt – 
und verliert die Gesellschaft im gan-
zen. Um nicht an Substanz zu verlieren, 
„braucht“ sie nämlich die Leistungen 
aller ihrer ausdifferenzierten Sphären, 
seien es Politik, Kunst oder Religion.

Neubegrenzung

Im Zuge ihrer Subjektivierung und 
Entgrenzung wurde Erwerbsarbeit 
über den Wert gesetzt, den ihr in ei-
ner Gesellschaft eingeräumt werden 
darf. Deshalb geht es nun darum, Er-
werbsarbeit wieder in ihre Schranken 
zu weisen – und sie dazu individuell 
wie gesellschaftlich zu entwerten. Dazu 
muss das Erwerbsarbeitsverhältnis neu 
geregelt, dessen Ordnung politisch neu 
ausgehandelt werden. Wahrscheinlich 
wird dies nur dann, wenn die Über-
wertung der Erwerbsarbeit mit ihren 
destruktiven Folgen öffentlich mani-
fest wird. Eine Politik der Vollbeschäf-
tigung, die einzig von der fehlenden 
Erwerbsarbeit her orientiert wird, wird 
dazu nichts beitragen können. Sie wird 
die destruktiven Wirkungen der beste-
henden Erwerbsarbeit nicht registrieren 
und – mehr noch – in der Orientierung 
auf „Hauptsache Arbeit“ an der des-
truktiven Überwertung von Erwerbs-
arbeit mitwirken.

Nachhaltige Nutzung und Pfl ege 
des Arbeitsvermögens

Unter den Bedingungen subjektivier-
ter Arbeit haben die Arbeitnehmer ein 
existentielles Interesse daran, dass sie 
in der Veräußerung ihres Arbeitsver-
mögens dieses zugleich pfl egen, d. h. 
erhalten und immer wieder erneuern 
können. Dieses Interesse mag man in 
Analogie zum forstwirtschaftlichen 
Prinzip der Nachhaltigkeit so begrei-
fen, dass sie nur so viel von ihrem Ar-
beitsvermögen veräußern sollten, wie 
sie zugleich erneuern können. Zu ei-

nem pfl eglichen Umgang mit ihrem Ar-
beitsvermögen gehört u. a.,
• dass sie auf ihre Gesundheit Rück-

sicht nehmen können und keinen 
Raubbau an ihren somatischen und 
psychischen Möglichkeiten betrei-
ben (müssen),

• dass sie ihre Fähigkeiten ständig 
weiterentwickeln und erneuern und 
dazu u. a. Fort- und Weiterbildung 
betreiben können, oder

• dass sie ein Leben außerhalb der 
Erwerbsarbeit leben können, ohne 
darin übermäßig von berufl ichen 
Erfordernissen eingenommen und 
beschränkt zu werden.

In diesem Sinne müssen die Unter-
nehmen durch den Gesetzgeber und 
die Tarifparteien in die Pfl icht genom-
men – und zum Beispiel auf einen bes-
seren Gesundheitsschutz sowie Weiter-
bildung verpfl ichtet werden. Darüber 
hinaus bedarf es aber auch vermehrter 
„Auszeiten“ und anderer Schonräume, 
wobei den Unternehmen wohl auch ei-
ne Begrenzung ihrer Ansprüche auf die 
subjektiven Vermögen ihrer Beschäf-
tigten „angewöhnt“ werden muss. Das 
gilt zumal dann, wenn sie denn, wie 
gegenwärtig häufi g behauptet wird, in 
naher Zukunft auf ältere Arbeitnehmer 
angewiesen sein werden und deswegen 
schon jetzt dafür sorgen müssen, dass 
ihre Arbeitnehmer im Alter überhaupt 
über Arbeitsvermögen verfügen.

Räume und Zeiten der Erwerbsarbeit 
eingrenzen

Offenkundig ist auch die Entgrenzung 
der Erwerbsarbeit weder für die da-
von betroffenen Arbeitnehmer, noch 
für ihr näheres und weiteres Umfeld, 
nicht einmal für die Gesellschaft im 
Ganzen bekömmlich. Deswegen muss 
Erwerbsarbeit wieder stärker in be-
grenzte Räume und begrenzte Zeiten 
gewiesen, müssen ihr also wieder Gren-
zen gesetzt werden. Arbeitnehmer be-
dürfen einer für sie und ihre Mitmen-
schen verlässlichen Freizeit, die nicht 
durch die Erfordernisse der Erwerbs-
arbeit diktiert werden. Dass sie Freiräu-
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me und Freizeiten haben, in denen sie 
„ganz“ außerhalb ihrer Erwerbsarbeit 
stehen, ist eine Voraussetzung dafür, 
dass sie ihr eigenes Leben in Autono-
mie bestimmen können, – und damit 
auch Bedingung dafür, dass eine grö-
ßere Autonomie in der Erwerbsarbeit 
tatsächlich auch Moment autonomer 
Lebensführung sein kann.

Gemeinsame arbeitsfreie Zeit 
ausweiten

Stärker begrenzt werden muss ihre Er-
werbsarbeit aber auch mit Blick auf all’ 
die Lebensbereiche und Handlungsfel-
der, die dadurch Schaden nehmen, dass 
sie auf die Erwerbsarbeit ihrer Mitglie-
der Rücksicht nehmen müssen. Vor al-
lem müssen die Chancen auf gemein-
same freie Zeit vermehrt werden, damit 
Arbeitnehmer zusammen etwas unter-
nehmen bzw. daran teilhaben können, 
wenn Menschen etwas Gemeinsames 
unternehmen wollen. Chöre brauchen 
gemeinsame Proben, Parteien gemein-
same Vorstandssitzungen und Mitglie-
derversammlungen und Pfarrgemein-
den den gemeinsamen Gottesdienst 
und die Pfarrversammlungen. Diese 
Gemeinsamkeit muss dadurch gesi-
chert werden, dass Arbeitnehmer sich 
entsprechend Zeit nehmen und die ge-
genteiligen Ansprüche ihrer Unterneh-
men erfolgreich zurückweisen können.

Rückkehr zu stabileren und 
verlässlicheren Arbeitszeiten

Wie aber lässt sich der Erwerbsarbeit 
wieder Grenzen setzen? Zunächst ein-
mal können die Uhren in Fragen der 
Arbeitszeitregulierung an der ein oder 
anderen Stelle zurückgedreht und wie-
der stabilere und verlässlichere Ar-
beitszeiten vereinbart werden. Dann 

aber muss durch kollektives Arbeits-
recht sichergestellt werden, dass beste-
hende Regelungen nicht ausgehebelt 
werden, dass diejenigen, die sie bre-
chen, nicht davon profi tieren und da-
durch ihre Kollegen unter Druck setzen, 
gleich ihnen zu handeln. Der Gesetz-
geber und die Tarifparteien können die 
Rechte der Arbeitnehmer stärken, sich 
an kollektiv geltende Regelungen hal-
ten zu können; sie könnten sie zudem 
vermehrt mit dem Recht ausstatten, ih-
re Ansprüche auf Begrenzung ihrer Ar-
beitszeit und ihres Arbeitsortes gegen-
über den Unternehmen durchzusetzen. 

Gegenbewegung: das soziale Umfeld 
der Erwerbsarbeit entgrenzen

Man kann sie dadurch unterstützen, 
dass man ihre „Stakeholder“, etwa 
Ehepartner, Kinder oder pfl egebedürf-
tige Eltern, mit Rechten ausstattet, Ar-
beitnehmer aus der Arbeit „herauszu-
reißen“, so dass sie ihren Pfl ichten als 
Partner, Eltern oder Kinder nachkom-
men können. Mit solchen Maßnahmen 
wird man – in einer Art Gegenbewe-
gung zur Entgrenzung der Erwerbs-
arbeit – vermehrt Möglichkeiten schaf-
fen, dass Ansprüche aus dem näheren 
Umfeld der Arbeitnehmer, etwa Erfor-
dernisse der Kindererziehung und der 
Pfl ege, aber auch aus den sozialen Zu-
sammenhängen, etwa Erfordernisse der 
freiwilligen Engagements oder der poli-
tischen Bildung, gegenüber den Unter-
nehmen durchgesetzt werden können. 
Wenn die Erwerbsarbeit gegenüber dem 
Leben „außerhalb“ porös geworden ist, 
dann kann man dem vielleicht dadurch 
begegnen, dass man die Erwerbsarbeit 
gegenüber diesem Leben porös und da-
mit die Arbeitnehmer für ihre Unter-
nehmen weniger verlässlich macht. Das 

alles wird politisch allerdings nur dann 
und in dem Maße plausibel, wenn für 
eine hinreichend große Mehrheit der 
Arbeitnehmer Erwerbsarbeit noch nicht 
die „Hauptsache“ ihres Lebens ist. Die 
christlichen Kirchen könnten und soll-
ten sie darin unterstützen.

Matthias Möhring-Hesse (*1961), Dr. 
theol, studierte Theologie, Philosophie 
und Soziologie in Frankfurt und Müns-
ter, seit 2007 Professor für philosophi-
sche und theologische Grundlagen 
des sozialen Handelns an der Univer-
sität Vechta; aktuelle Veröffentlichun-
gen: – Warum die Verteilung Gerech-
tigkeit, nicht aber Wachstum braucht, 
in: Seidl/Zahrnt (Hg.): Postwachstums-
gesellschaft. Neue Konzepte für die Zu-
kunft, Marburg 2010, 117–127; – Die 
Tafeln und die Zukunft des Sozialstaats, 
in: Lorenz (Hg.): TafelGesellschaft. Zum 
neuen Umgang mit Überfl uss und Aus-
grenzung, Bielefeld 2010, 199–216; – 
Auskömmliche Erwerbsarbeit? Zur 
Diskussion um Grundsicherung und 
Lohnabstandsgebot, in: Herder Korres-
pondenz 64 (2010) 245–250; – Sozial-
ethik als Naturrechtsethik – oder lieber 
nicht? Im Gespräch mit Arno Anzen-
bacher, in: Spieß, Christian (Hg.): Frei-
heit – Natur – Religion. Studien zur 
Sozialethik. Festschrift Arno Anzenba-
cher, Paderborn (2010), 299–327; – So-
ziale Gerechtigkeit, in: Lösch/Thimmel 
(Hg.): Kritische politische Bildung. Ein 
Handbuch, Schwalbach/Ts. 2010, 277–
288; – Und weil der Mensch ein Mensch 
ist … Unverbrüchliche Menschenwürde 
und deren Verletzung, in: Theologie der 
Gegenwart 53 (2010), Heft 1, 12–25.
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Der Trend zu prekärer 
Beschäftigung
Eine Diagnose aus sozialethischer Perspektive

Prekäre, das heißt rechtlich ungeschützte, sozial ungesicherte und schlecht 
entlohnte Arbeit nimmt in Deutschland und weltweit immer weiter zu. Es 
gibt eine Schicht von Arbeitnehmern, die als fl exible Verfügungsmasse gilt. 
Sie können dem Produktionsprozess je nach Bedarf „just in time“ zugeführt 
werden. Die Prekarisierung ist aber nicht nur auf eine soziale Randgruppe 
beschränkt, sondern reicht weit hinein in die Mitte der Arbeitnehmerschaft. 
Die Folge ist eine allgemeine Verunsicherung. Der Beitrag gibt zunächst ei-
nem Überblick über diesen Trend und seine Hintergründe. Danach werden 
sozialethische Leitlinien für die Regelung von Beschäftigungsverhältnissen 
vorgestellt, die auch die Interessen von Arbeitnehmern berücksichtigen: Per-
sonalität, Fairness, Lohngerechtigkeit und Arbeitsplatzsicherheit.

Die Arbeiterfrage ist zurück auf der 
politischen Agenda. Die Lage pre-

kär Beschäftigter fi ndet verstärkt pu-
blizistische und fachwissenschaftliche 
Aufmerksamkeit. Vor allem die Stra-
tegie von Unternehmen, die Stamm-
belegschaft systematisch in Leiharbeit 
zu drängen und so die Löhne zu drü-
cken, wurde in letzter Zeit öffentlich-
keitswirksam thematisiert und zum Teil 

auch skandalisiert. Damit es aber nicht 
bei punktuellen Aufschreien und in-
dividuellen Schuldzuweisungen bleibt, 
ist es wichtig, die sozioökonomischen 
und politischen Hintergründe sowie die 
gesellschaftlichen Folgen zu beleuch-
ten. Bevor diese Fragen erörtert wer-
den, wird erläutert, was mit den Termini 
„prekär“ und „Prekariat“ gemeint ist.

jektive Verarbeitungsform von Bedeu-
tung. Prekär ist Erwerbsarbeit, sofern 
sie mit Sinnverlusten, Anerkennungs-
defi ziten und Planungsunsicherheit 
verbunden ist. Dies gilt vor allem für 
die prekär Beschäftigten, die sich am 
klassischen Normalarbeitsverhältnis2 
orientieren. Dann ist es „nicht allein die 
Unsicherheit als solche, sondern auch 
der soziale Abstand zur angestrebten 
Normalität, der eine Mischung aus Ver-
unsicherung, Scham, Wut und Resigna-
tion erzeugt“ (Dörre 2009a, 53). Prekäre 
Arbeitsformen führen in diesem Fall zu 
einer „Schwebelage. Beständig gilt es, 
alle Energien zu mobilisieren, um den 
Sprung in eine bessere Position doch 
noch zu schaffen; lässt man in seinen 
Anstrengungen nach, droht die Gefahr 
eines dauerhaften Ausschlusses von re-
gulärer Erwerbsarbeit“ (ebd.).

Die Begriffe „prekär“ und „Prekariat“

Die Begriffe „prekär“ und „Prekarität“ 
sind aus dem französischen Sprach- 
und Debattenraum in den deutschen 
eingewandert. Sie gehen zurück auf 
die Soziologen Pierre Bourdieu, Ro-
bert Castel und Serge Paugam.1 Be-
schrieben wird mit den Begriffen „pre-
kär“ und „Prekarität“ der Prozess der 
Verunsicherung, der mit dem Wandel 
des Arbeitsalltags einhergeht. Nach 
einer Defi nition der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) sind dieje-
nigen prekär beschäftigt, die „nur ge-
ringe Arbeitsplatzsicherheit genießen, 
wenig Einfl uss auf die konkrete Aus-

gestaltung ihrer Arbeitssituation ha-
ben, nur partiell im arbeitsrechtlichen 
Schutzkreis stehen und deren Chancen 
auf materielle Existenzsicherung durch 
Arbeit in der Regel schlecht sind“ (Vo-
gel 2009, 198). Neben diesen mit der 
Struktur des Beschäftigungsverhältnis-
ses verbundenen Kriterien ist die sub-

Martin Schneider

1 Castel zufolge wurde der Begriff Prekarität erstmals gegen Mitte des 19. Jahrhun-
derts verwendet, um die Schutzlosigkeit der damaligen Arbeitskräfte zu bezeichnen (vgl. 
Castel 2008, 195). Ihre „Verwundbarkeit ist ein sich über Jahrzehnte hinziehendes Wogen, 
das der Lage des einfachen Volkes den Stempel der Ungewissheit und ganz häufi g des Un-
glücks aufgeprägt hat“ (ebd., 15).

2 Ein Normalarbeitsverhältnis ist eine unbefristete, kontinuierliche Vollzeitbeschäfti-
gung.
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Im Trend zu prekären Arbeitsverhält-
nissen bündelt sich eine gesamtgesell-
schaftliche Stimmungslage. Bis in die 
Mitte der 1970er Jahre war noch die all-
gemeine soziale Absicherung das Ziel. 
Seitdem ist eine umgekehrte Dynamik 
in Gang gekommen, die eine „Desta-
bilisierung des Stabilen“ zur Folge hat 
(Castel 2008, 357). Robert Castel spricht 
von einer „Wiederkehr der sozialen Un-
sicherheit“, einer „Unsicherheit, die in 
hohem Maße der Schwächung und 
Aufl ösung der schützenden Struktu-
ren geschuldet ist, die sich im Inne-
ren der Lohnarbeitsgesellschaft her-
ausgebildet hatten“ (Castel 2009, 27). 
Noch arbeiten zwar die meisten Be-
schäftigten in Deutschland in einem 
geschützten Normalarbeitsverhältnis. 
Ihre Zahl schrumpft allerdings. Dem-
gegenüber steigt der Anteil an „atypi-
schen“ Arbeitsverhältnissen rasant. Zu 
diesen atypischen Beschäftigungsver-
hältnissen zählen Leiharbeit, befriste-
te Beschäftigung, Mini- und Gelegen-
heitsjobs sowie Scheinselbständigkeit.3 
Ein großer Teil der neuen Stellen, die 
in den letzten Jahren geschaffen wur-
den, sind in diesen Bereichen entstan-
den. Während die Zahl der Erwerbstäti-
gen in Normalarbeitsverhält nissen von 
1997 bis 2007 um 1,5 Millionen gesun-
ken ist, stieg die Anzahl der Personen 
in atypischen Beschäftigungsformen in 
diesem Zeitraum um 2,6 Millionen an. 

Ihr Anteil an allen abhängig Beschäf-
tigten ist von 17,5 % (1997) auf 25,5 % 
(2007) gestiegen (vgl. EMF 2010, 9 f.). 
Wenn man noch die Zunahme an pre-
kärer Selbstständigkeit berücksichtigt, 
verschärft sich das Bild. Ein Indika-
tor hierfür ist die Zunahme der Solo-
Selbstständigen, also der Selbstständi-
gen ohne Beschäftigte (vgl. EMF 2010, 
25–28). Mittlerweile gibt es davon in 
Deutschland über zwei Millionen. Zwi-
schen 1997 und 2007 hat sich ihre Zahl 
um über 30 Prozent erhöht. 

Für alle atypischen Beschäftigungs-
formen gilt: In ihre berufl iche Zukunft 
wird wenig investiert. Die Teilnahme 
an Weiterbildungskursen ist über alle 
atypischen Beschäftigungsformen hin-
weg deutlich niedriger als bei Normal-
arbeitnehmern. Auch sind bei den aty-
pischen Arbeitsverhältnissen prekäre 
Arbeitsbedingungen weit verbreitet. 
Das heißt: Der Lohn kann die Exis-
tenz vielfach nicht sichern; die soziale 
Absicherung und die üblichen Arbeit-
nehmerrechte sind oft eingeschränkt; 
eine Integration in soziale Netze der 
Arbeitswelt ist sehr schwierig. Auch 
wenn Teilzeit-, Leiharbeits- und befris-
tete Arbeitsverhältnisse sozialversiche-
rungspfl ichtig sind, eine ausreichende 
eigenständige soziale Absicherung ist 
aufgrund geringerer Lohnhöhen oder 
diskontinuierlicher Erwerbsbiografi en 
oftmals nicht gewährleistet.

nahme „kaum mehr irgendeine Form 
der Selbstachtung beziehen, weil die 
Beschäftigungsverhältnisse zu durch-
löchert und fragmentiert“ sind (Hon-
neth 2011, 44). Sehr gut zum Ausdruck 
kommt dies in einem von Klaus Dör-
re zitierten Statement eines Leiharbei-
ters: „Ich bekomme im Vergleich zu 
meinem [festangestellten] Kollegen ein 
Drittel weniger Lohn, fünf Tage we-
niger Urlaub, keine Boni, halb so ho-
he Zuschläge, keine Essenszuschläge, 
keine Altersvorsorge, keine Betriebs-
rente, keine Lohnerhöhungen, keinen 
Parkplatz und darf nicht an fi rmen-
internen Feiern […] teilnehmen – und 
das bei teilweise besserer Qualifi kation. 
Von der psychischen Belastung will ich 
gar nicht sprechen, diese ist furchtbar, 
denn man fühlt sich als Mensch zwei-
ter Klasse“ (Dörre 2009b, 21).

„Prekarität ist überall“

In der öffentlichen Wahrnehmung wird 
die Erfahrung von Prekarisierung nicht 
selten auf eine bestimmte Schicht be-
grenzt. Die Rede von einer Zone der 
Prekarität, vor allem aber der Termi-
nus Prekariat scheint diese Interpreta-
tion nahe zu legen. Einengend ist die-
se Sichtweise, weil die Prekarisierung 
der Arbeitswelt keineswegs nur auf so-
ziale Randzonen beschränkt ist, son-
dern weit in die gesellschaftliche Mit-
te hineinreicht. Wichtige Beiträge zu 
Prekaritätsdebatte heben dies unmiss-
verständlich hervor (vgl. Vogel 2009, 
200). Bekannt ist Bourdieus Diktum: 
„Prekarität ist überall“ (Bourdieu 1998). 
Berthold Vogel relativiert zwar Bour-
dieus These, stimmt aber ihrem Sinn-
gehalt zu. „Prekarität“ gewinnt, so Vo-
gel, „für einen Gutteil der auf Sicher-
heit und Vorwärtskommen orientierten 
Arbeitnehmerschicht an bedrohlicher 

Die Wiederkehr der sozialen Unsicherheit

Zwei Klassen von Arbeitnehmern

Der Blick auf die Prekarisierung macht 
deutlich, dass es nicht nur eine Spal-
tung zwischen Arbeitslosen und Ar-
beitsplatzbesitzern gibt, sondern auch 
eine Spaltung innerhalb der Arbeit-
nehmerschaft. Zwischen die Zone der 
Integration mit geschützten Normal-
arbeitsverhältnissen und die Zone der 
Ausgrenzung hat sich die Zone der Pre-
karität geschoben.4 Die von Prekari-
tät betroffenen Menschen sind nicht 
wirklich außerhalb der Gesellschaft. Sie 

verfügen noch über Teilnahmechancen 
am Erwerbssystem. Sie sind aber auch 
nicht richtig integriert. Ihr berufl iches 
Dasein steht unter dem „Stern des Zu-
fälligen und Willkürlichen“ (Bourdieu 
2000, 67). Sie können aus ihrer Teil-

3 Der Trend zu prekärer Beschäftigung wird durch mehrere empirische Studien belegt. 
Einen Überblick darüber gibt die 2010 veröffentlichte Bröschüre Unsicher – Prekär – Aus-
gegrenzt, hrsg. v. Diözesanrat der Katholiken der Erzdiözese München und Freising (DMF 
2010).

4 Die Unterscheidung zwischen einer Zone der Integration, einer Zone der Prekarität 
und einer Zone der Ausgrenzung geht zurück auf Robert Castel (Castel 2008).
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Normalität“ (Vogel 2009, 202). Pre-
käre Arbeitsverhältnisse beschränken 
sich längst nicht mehr auf Hilfsarbei-
ter in Industrie und Handwerk und auf 
die zahlreichen schlecht bezahlten und 
„rechtlich vogelfreien Frauenjobs im 
Reinigungs- und Gaststättengewerbe, 
im Supermarkt oder bei den Pfl ege-
diensten“. Auch qualifi zierte Fachar-
beiter und Fachangestellte fi nden sich 
immer häufi ger „in den rechtlich dere-
gulierten und gering entlohnten Zonen 
des Arbeitsmarktes. … Die Fragilität 
und Unsicherheit von Beschäftigung 
hält Einzug in die stabilen Kernbereiche 
der Arbeitsgesellschaft – in Branchen, 
die man einst mit besten Karrierechan-
cen und sozialer Sicherheit gleichsetz-
te: die Autoindustrie, den Maschinen-
bau, Banken, Versicherungen oder auch 
die öffentlichen Dienste“ (ebd.).

Aber auch auf die Arbeitnehmer, die 
nicht unmittelbar von prekären Arbeits-
verhältnissen betroffen und in der Zo-
ne der Integration mit geschützten Nor-
malarbeitsverhältnissen zu Hause sind, 
wirkt sich die Prekarisierung aus. Bour-
dieus These „Prekarität ist überall“ zielt 
genau auf diesen Sachverhalt. Jedem 
Arbeitnehmer, auch dem Festangestell-

ten, werde das Gefühl eingefl öst, „daß 
er keineswegs unersetzbar ist und seine 
Arbeit, seine Stelle gewissermaßen ein 
Privileg darstellt, freilich ein zerbrechli-
ches und bedrohtes Privileg“ (Bourdieu 
1998, 97). Diese Diagnose wird durch 
Untersuchungen von Klaus Dörre be-
stätigt. Demnach lösen prekäre Arbeits-
verhältnisse auch bei festangestellten 
Arbeitnehmern erhebliche Unsicher-
heitsgefühle aus. Weil diese die prekä-
re Arbeitsrealität von befristet Beschäf-
tigten, Leiharbeitern und Praktikanten 
ständig vor Augen haben, beschleicht 
sie ein diffuses Gefühl von Ersetzbar-
keit. „Zwar gibt es immer noch Indizien, 
die für eine erhebliche Stabilität eines 
Teils der sozialen Mitte sprechen. Doch 
angesichts einer Zunahme prekärer Ar-
beitsverhältnisse ‚gerade am Rand der 
gesellschaftlichen Mitte‘, sinkender Ein-
kommensvorsprünge und wachsender 
Arbeitsmarktrisiken sind Existenzängs-
te im abgegrenzten ‚Kern der gesell-
schaftlichen Mitte‘ wenig verwunder-
lich“ (Dörre 2009b, 67). Nach Ansicht 
von Dörre bewirkt die „Angst vor Sta-
tusverlust“ (ebd., 66) eine Disziplinie-
rung der fest angestellten Stammbe-
legschaft.

2009b, 63). Die Kultur der Flexibili-
tät scheint unvereinbar zu sein mit 
der „Welt des Flächentarifvertrags, 
der mit verbindlichen Standards die 
Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen regelte“ (Dörre 2009b, 65).

Alle drei Entwicklungen stehen in 
Wechselwirkung zueinander und tra-
gen zur Formierung des „fl exiblen 
Kapitalismus“ bei. Die Folge ist: Die 
Unternehmen verwandeln sich in lo-
se verkoppelte Wertschöpfungsketten 
mit einem kleiner werdenden Stamm 
fester Mitarbeiter und einer größer wer-
denden fl exiblen „Reservearmee“ aus 
befristet Beschäftigten, Leiharbeitern, 
Aushilfskräften, freien Mitarbeitern, 
Subunternehmern und Praktikanten.

Die politische Verantwortung

Für die Prekarisierung der Arbeitswelt 
sind aber nicht nur veränderte markt-
wirtschaftliche Prozesse oder neue per-
sonalwirtschaftliche Strategien verant-
wortlich. Sie wurde auch durch poli-
tische Entscheidungen herbeigeführt. 
Die Neujustierung der Arbeitsmarkt-
politik („Hartz-Gesetze“) hat zur „Aus-
breitung rechtlich und materiell unsi-
cherer Beschäftigungsformen geführt 
und zur Neudefi nition der Grenzen von 
Stabilität und Instabilität“ (Vogel 2009, 
205). Die rechtliche und materielle Um-
gestaltung der Leiharbeit ist hierfür ein 
Beispiel, genauso wie die gezielte För-
derung von Mini- und Midijobs oder 
die gesetzgeberische Animation zur So-
lo-Selbständigkeit. Unter dem Motto 
„Sozial ist, was Arbeit schafft“ setzte 
man sich zum Ziel, die Schwellen für 
den Einstieg zu senken oder die Rück-
kehr in den Arbeitsmarkt zu erleichtern. 
Dass dies zum Teil gelungen ist und die 
Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren 
abgebaut wurde, wird als Erfolg ver-
bucht. Ausgeblendet wird dabei, dass 
durch die Flexibilisierung und Dere-
gulierung des Arbeitsmarktes Anreize 
geschaffen wurden, gesicherte Arbeits-
verhältnisse in prekäre umzuwandeln.

Die sozio-ökonomischen Hintergründe

Eine zentrale Ursache für die Preka-
risierung der Arbeitswelt ist der stei-
gende Druck auf das Lohnarbeitssys-
tem und damit zusammenhängend die 
schwindende Macht der Arbeitnehmer-
schaft. Dafür sind drei Entwicklungen 
ausschlaggebend.
• Insbesondere weltmarktorientierte 

Unternehmen sind zu „kapital-
marktorientierten Steuerungsfor-
men“ und einer „straffen Profi t-
orientierung“ übergegangen. Damit 
verbunden ist eine „Verstetigung 
der Konkurrenz unter den Arbei-
tenden. Strategische und operative 
Dezentralisierung ermöglichen es, 
teilautonome Segmente […] in ei-
ner stetigen Wettbewerbssituation 
zu halten“ (Dörre 2009b, 62).

• Der „fl exible Kapitalismus“ zeichnet 
sich dadurch aus, dass Unterneh-
men in der Lage sind, ihre Produk-
te und Dienstleistungen zu zerlegen 
und arbeitsteilig an verschiedenen 
Orten der Welt zu erzeugen. Weil 
das Kapital im Kern global koor-
diniert und Arbeit in der Regel lo-
kal gebunden ist (Manuell Castells), 
verlieren die Arbeitnehmer und ih-
re Interessenvertretungen an Macht. 
Managementspitzen nutzen dies aus 
und setzen Belegschaften im Namen 
der Standortsicherung unter Druck.

• Der Übergang der Industrie- zur 
Wissensgesellschaft ist verknüpft 
mit einem „Loblied auf fl exible 
Arbeit, Selbstunternehmertum und 
modernes Jobnomadentum“ (Dörre 
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Die Prekarisierung der Arbeitswelt be-
trifft nicht nur den Bereich der priva-
ten Wirtschaft. Weitgehend unbemerkt 
sind auch die öffentlichen und kirch-
lichen Dienste davon erfasst worden. 
Der öffentliche Dienst wandelte sich 
von einem Ort der „Beschäftigungs-
stabilität, des Amtsethos und der Kar-
rieresicherheit“ zu einem nervösen 
und reformfi ebrigen Experimentier-
feld kostensparender Einschnitte und 
Strukturänderungen (Vogel 2009, 207). 
„Aus Kostengründen, aber auch auf-
grund des weitverbreiteten Klimas der 
(Wohlfahrts-)Staatsvergessenheit und 
der Bürokratiekritik“ fi nden sich ins-
besondere im Kultur-, Bildungs-, So-
zial- und Gesundheitsbereich „kurz-
fristig Beschäftigte, Mini- und Ein-Eu-
ro-Jobber sowie Leiharbeiter“ (ebd.). 
Neueinstellungen werden dort mittler-
weile zu zwei Dritteln über befristete 
Verträge geregelt, die Übernahmequote 
beträgt lediglich ein Viertel und mehr 
als ein Drittel aller Arbeitsverhältnisse 
wird beendet, weil befristete Verträge 
auslaufen (vgl. Eichhorst 2010, 18 f.). 
Die Folge ist: Immer weniger relativ 
sicher Beschäftigte, die noch den Be-
standsschutz der alten Dienstregeln ge-
nießen, stehen neben einer immer grö-
ßeren Beschäftigungsgruppe, die auf 
Zeit, unter Inkaufnahme schlechter Be-
zahlung und fl exiblerer Arbeitszeiten 
als öffentlich Bedienstete tätig sind.

Ein ähnlicher Trend ist auch bei 
kirchlichen Arbeitgebern feststellbar: 
Wie im öffentlichen Dienst steigen 
auch hier die Befristungen, und zwar 
nicht nur als Elternzeit-Vertretungen. 
Die Befristung der Arbeitsverhältnis-
se ist meist sachgrundlos. Vermehrt 
werden auch Leiharbeiter eingesetzt. 
Vor allem im sozialen Dienstleistungs-
bereich ist dies der Fall. Mitte Janu-
ar 2011 berichtete das Magazin Stern, 
dass die evangelische Diakonie mindes-
tens 35 000 Leiharbeiter beschäftigt5, 
bezahlt unterhalb des Diakonie-Tarifs. 

Leiharbeit gibt es auch bei der ka-
tholischen Caritas (genauso wie bei der 
Arbeiterwohlfahrt), und zwar nicht nur 
als Ad-Hoc-Ersatz für Ausgefallene. Die 
Wochenzeitung Die Zeit berichtete im 
September 2010, dass in Niedersachsen 
ein „Caritas-Verein“ einen Dienstleis-
tungsbetrieb gegründet hat, über den 
Leiharbeiter angestellt werden, die an 
eine Caritas-Werkstatt für behinderte 
und psychisch kranke Menschen ver-
liehen werden (Bognanni 2010). Die 
Caritas scheint sich hier einem Trend 
anzupassen, der den gesamten So-
zial- und Gesundheitsbereich erfasst 
hat. Krankenhäuser sowie stationäre 
und ambulante Pfl egeeinrichtungen 
begegnen dem wachsenden Druck zur 
Rationalisierung und Kostensenkung 
durch „Outsourcing“ von Funktions-
bereichen und Personalverantwortung. 
Über eigene Service-GmbHs umgehen 
sie den Tarif des öffentlichen Diens-
tes und leihen sich von dort Pfl ege-
kräfte, Reinigungskräfte und anderes 
Personal (vgl. Bräutigam u. a. 2010, 6; 
Schröder 2010, 170–201). Zwar ist der 
quantitative Anteil der Leiharbeiter im 
Gesundheitswesen noch gering. Aller-
dings sind die Steigerungsraten gewal-
tig. Zwischen 2004 und 2009 ist ihre 
Zahl dort um das 5,5-fache gestiegen 
(vgl. Bräutigam u. a. 2010).

Im Weiter- und Fortbildungsbe-
reich ist unter kirchlichen Trägern 
ein ähnlicher Trend beobachtbar. Um 
Personalkosten zu senken und um im 
Wettbewerb mit anderen Anbietern 
„mithalten“ zu können, werden Ser-
vicegesellschaften gegründet, bei de-
nen ein Teil des Personals zu außerta-
rifl ichen Konditionen angestellt wird. 
Und bei den von Pfarr-Kirchenstif-
tungen getragenen Kindertagesstät-
ten werden immer mehr Erzieherin-
nen und Kinderpfl egerinnen befristet 
und in Teilzeit eingestellt, weil z. B. 

das neue bayerische Kindertagesstät-
tengesetz fl exible Buchungen ermög-
licht und damit eine langfristige Per-
sonalplanung erschwert.

Für alle diese Beispiele gibt es Grün-
de bzw. es können welche geltend ge-
macht werden. So berufen sich die 
kirchlichen Träger von sozialen Diens-
ten darauf, dass sie quasi dazu gezwun-
gen sind, auf die Veränderung des 
 politisch gesetzten Finanzrahmens mit 
fl exiblen Arbeitsbedingungen zu re-
agieren: zum einen weil vom Staat und 

den Kommunen immer weniger Geld 
für die Betreuung von Alten, Behin-
derten und Jugendlichen sowie für die 
Bildung ausgegeben wird; zum ande-
ren weil kommerzielle Privatfi rmen ei-
nen Verdrängungswettbewerb entfacht 
haben. Kirchliche Träger würden im 
Wettbewerb mit diesen den Kürzeren 
ziehen, wenn man nicht auch an den 
Personalkosten sparen würde. Das mag 
stimmen. Trotzdem ist es erstaunlich, 
dass sich kirchliche Arbeitgeber die-
sem Druck beugen. Auf der einen Sei-
te für soziale Gerechtigkeit und Soli-
darität zu werben und gegen soziale 
Kälte und Ausgrenzung zu kämpfen 
und auf der anderen Seite im eigenen 
Handeln diskriminierende Arbeitgeber-
praktiken zu nutzen – diese beiden Op-
tionen sind nicht vereinbar und ma-
chen den eigenen Anspruch unglaub-
würdig. Weil die Diakonie bzw. die 
Caritas zum Kern des kirchlichen Auf-
trags gehören (wie die Verkündigung, 
der Gottesdienst und die Seelsorge), 
dürfen in diesem Bereich Tätige nicht 
missachtet und ausgenutzt werden (vgl. 
Drobinski 2011). Prekäre Beschäftigung 
innerhalb der Kirche beschädigt auch 

 Prekäre Beschäftigung 
im kirchlichen Bereich 
ist unvereinbar mit dem 
Anspruch des Dritten 
Weges und der Dienst-
gemeinschaft

Kirche und Wohlfahrtsverbände – 
Lohndumping auf  umkämpften Märkten

5 Dies entspricht acht Prozent der Diakonie-Beschäftigten; vgl. http://www.stern.de/
wirtschaft/job/lohndumping-durch-leiharbeit-die-miesen-tricksder-diakonie-1642522. html
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die Vorstellung von kirchlichen Arbeit-
gebern als „Dienstgemeinschaft“. Arti-
kel 140 des Grundgesetzes garantiert 
den Kirchen ein Selbstbestimmungs-
recht – auch in arbeitsrechtlichen Fra-
gen. So dürfen bei der Kirche Ange-
stellte nicht streiken – weil sie einen 
besonderen Arbeitgeber haben. Wenn 
der sie nun aber schlecht behandelt 
(weil er sie als Leiharbeiter, Mini-Jober 
oder nur befristet Beschäftigte anstellt), 
dann wird damit über kurz oder lang 
das Ende dieses besonderen Verhältnis-
ses eingeläutet. Denn mit dem „dritten 
Weg“, einem Weg, der vom harmoni-
schen Miteinander gekennzeichnet sein 
soll, haben prekäre Arbeits verhältnisse 
wenig zu tun.

Sozialethische Bewertung

Von sozialethischer Brisanz ist die 
Prekarisierung der Arbeitswelt, weil 
es hier um die „Substanz des Sozia-
len“ geht und der „normative Haushalt 
der Gesellschaft“ verändert wird (Vo-
gel 2009, 208). Die Prekarisierung er-
fordert daher, so Berthold Vogel in ex-
plizitem Bezug auf Nell-Breuning, ei-
ne Diskussion um die „Baugesetze der 
Gesellschaft“(vgl. ebd., 206). Als nor-
mative Maßstäbe schlägt er die Kate-
gorien Fairness, Sicherheit und Auf-
stieg vor. Ich orientiere mich im Fol-
genden daran, ergänze die regulativen 
Kriterien aber um die Prinzipien der 
Personalität und der Lohngerechtigkeit. 
Auf die Kategorie des Aufstiegs gehe 
ich nicht ein.

Personalität
In dem Abschnitt, in dem Benedikt XVI. 
in der Enzyklika Caritas in vertitate die 
Prekarisierung der Arbeitsverhältnis-
se thematisiert, ruft er in Erinnerung, 
„dass das erste zu schützende und zu 
nutzende Kapital der Mensch ist, die 
Person in ihrer Ganzheit – ist doch der 
Mensch Urheber, Mittelpunkt und Ziel 
aller Wirtschaft‘“ (Benedikt XVI. 2009, 
Nr. 25).6 Aus christlicher Sicht ist je-
de Form der Funktionalisierung des 

Menschen abzulehnen. Der arbeiten-
de Mensch ist keine Ware. Abzulehnen 
ist es daher, dass durch die Deregulie-
rung und Flexibilisierung des Arbeits-
marktes der einzelne Arbeitnehmer nur 
mehr als ein frei verfügbares und be-
liebiges, austauschbares Rädchen im 
Getriebe des Wirtschaftsbetriebes an-
gesehen wird.

Fairness
Die meisten Gerechtigkeitstheorien 
stimmen darin überein, dass es für 
die Frage, ob die Grundstruktur ei-
ner Gesellschaft gerecht geordnet ist, 
von entscheidender Bedeutung ist, ob 
faire Ausgangsbedingungen herrschen. 
Ein zentraler Baustein von Fairness ist 
das Gleichbehandlungsprinzip. Für jede 
und jeden müssen die gleichen Rechte 
und Freiheiten gelten. Damit verbun-
den ist das Verbot von Diskriminie-
rungen. Unfair ist eine Situation, in 
der Menschen in ihren Rechten und 
Ansprüchen benachteiligt und wie 
„Menschen zweiter Klasse“ erschei-
nen. Dies gilt vor allem dann, wenn 
Gleiches nicht gleich behandelt wird. 
Insbesondere Leiharbeiter machen die-
se Erfahrung. Wenn sie genauso viel 
arbeiten wie die fest angestellten Kol-
legen nebenan, selber aber ein Drit-
tel weniger verdienen und weniger Ur-
laub haben, dann fühlen sie sich un-
gerecht behandelt. Eine Forderung der 
Gerechtigkeit ist es, für eine tarifl iche 
und rechtliche Gleichstellung und für 
gleiche Arbeitsbedingungen zu sorgen. 
Das betrifft nicht nur die Entlohnung 
(„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“), 
sondern auch die Arbeitnehmerrechte 
und die Möglichkeiten zur berufl ichen 
Weiterbildung. Zur Fairness des Spiels 
zwischen Arbeitgebern und (Leih-)Ar-
beitnehmern zählt auch, dass deren In-
teressen durch Arbeitnehmervereini-
gungen wirksam vertreten werden kön-
nen. Erleichtert würde dies, wenn den 
Betriebsräten von Leihfi rma und Ein-
satzfi rma eine erweiterte gemeinsame 
Wahrnehmung von Schutzrechten des 
Arbeitnehmers erteilt wird. Von Bedeu-
tung ist dabei, dass die Gewerkschaften 

den Aktionsradius ihrer Solidarität auf 
prekär Beschäftigte ausdehnen sowie 
auf „Menschen ohne Papiere“ (illega-
le Migranten) und auf Saisonarbeiter 
(vgl. PRGF 2006, Nr. 308). 

Erwähnt sei noch: Neben dem Prin-
zip der Gleichbehandlung ist das Leis-
tungsprinzip ein wichtiger Baustein 
von Fairness. Zu den Versprechen ei-
ner an Effi zienzkriterien orientierten 
Marktwirtschaft zählt, dass der, der mit 
seinen Fähigkeiten mehr leistet, auch 

einen höheren Lohn „verdient“. Das 
Leistungsprinzip hat zwar keine ega-
lisierende Funktion: Unterschiedliche 
Leistungen müssen unterschiedlich ho-
noriert werden. Auf der anderen Seite 
gilt aber auch: Wer gleich viel leistet, 
soll auch gleich viel verdienen. In den 
Augen von Axel Honneth ist das Leis-
tungsprinzip neben den Menschen-
rechten und der Anerkennung der Be-
dürftigkeit eine „dritte Fundamental-
norm im Selbstverständnis moderner 
Gesellschaften“ (Honneth 2011, 40). Es 
ist daher in seinen Augen alles andere 
gleichgültig, wenn es „jede Bedeutung 
einer moralischen Regel zu verlieren“ 
droht und nicht mehr „Garant eines 
prinzipiellen Anspruchs auf Anerken-
nung der eigenen Leistung“ ist (Hon-
neth 2011, 45). Die Tendenz dazu be-
steht derzeit, weil zum einen ein wach-
sender Kreis von „Überfl üssigen“, 
bestehend aus Arbeitslosen, Schulab-
brechern und „illegalen“ Ausländern 
immer weniger die Chance hat, über-
haupt „an einem normativ geordneten 
Leistungswettbewerb partizipieren zu 
können“ (ebd.). Zum anderen wird das 
Leistungsprinzip entwertet, weil eine 
ebenfalls wachsende Gruppe von pre-
kär Beschäftigten zwar über Teilnah-

 In modernen Gesell-
schaften wird das 
Gleichbehandlungs prinzip 
ergänzt durch das Leis-
tungsprinzip

6 Benedikt XVI. beruft sich hier auf Gau-
dium et spes, Nr. 63.
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mechancen am Leistungswettbewerb 
verfügt, sie dort aber nicht ihrer Leis-
tung gemäß honoriert werden.

Gerechten Lohn
Sowohl die Katholische  Soziallehre 
als auch die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 enthalten 
die Forderung nach einem „gerechten 
Lohn“. Neben dem bereits erwähnten 
formalen Kriterium („gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit“) gilt: Die Arbeit ist 
„so zu entlohnen, dass dem Arbeiter 

die Mittel zu Gebote stehen, um sein 
und der Seinigen materielles, soziales, 
kulturelles und spirituelles Dasein an-
gemessen zu gestalten“ (PRGF 2006, 
Nr. 302). Die aktuelle Debatte zur Lohn-
gerechtigkeit spitzt sich auf die Frage 
des Mindestlohnes zu. Dieser würde zu 
einem Prekarisierungsschutz beitragen. 
Denn neben fehlender Arbeitsplatzsi-

cherheit und geringeren arbeitsrechtli-
chen Schutzbestimmungen ist die ver-
minderte Chance zur Existenzsicherung 
durch Arbeit ein Indikator für prekäre 
Arbeit. 6,5 Millionen Menschen – mehr 
als jeder fünfte Beschäftigte – arbeiten 
in Deutschland mittlerweile für Stun-
denlöhne unterhalb der Niedriglohn-
schwelle.7 Seit 1995 ist die Zahl der 

7 Gemäß der OECD-Defi nition gilt als Niedriglöhner, wer weniger als zwei Drittel des 
mittleren nationalen Stundenlohns (Medianbruttolohns) verdient. In Deutschland liegt die 
Schwelle bei 7,18 Euro im Osten und 9,62 Euro im Westen.
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 Nur ein Mindestmaß an 
Arbeitsplatz- und Einkom-
menssicherheit ermöglicht 
den offenen Blick in die 
Zukunft

Niedriglohnbeschäftigten in Deutsch-
land um knapp 50 Prozent gestiegen. 
Besonders Besorgnis erregend ist die 
hohe Anzahl von Menschen, die für 
eine Haupttätigkeit mit einem extrem 
niedrigen Einkommen von unter fünf 
Euro pro Stunde entlohnt werden. Über 
1,2 Millionen Menschen müssen sich 
mittlerweile damit begnügen (vgl. DMF 
2010, 29).

Sicherheit
Eine sozialethische Bewertung von pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen, 
die sich am Grundsatz der Gleichbe-
handlung und an der Lohngerechtig-
keit orientiert, hat vor allem den Ab-
bau von Diskriminierung und Ausbeu-
tung im Blick. Hartmut Rosa nennt dies 
die moralische Argumentation. Er un-
terscheidet davon die ethische Argu-
mentation. Diese konzentriert sich sei-
ner Ansicht nach nicht so sehr auf die 
Spaltungstendenzen und Ungleichhei-
ten in der Gesellschaft, sondern viel-
mehr auf „den Gesamtcharakter und 
die Entwicklungsrichtung der kapita-
listischen Gesellschaftsformation“ (Ro-
sa 2009a, 206). Im Blick ist die Fra-
ge, wie gesellschaftlich tonangeben-
de Leitbilder die sozialen Bedingungen 
beeinfl ussen, unter denen ein „gelin-
gendes Leben“ möglich ist. Diese Per-
spektive spielt bei der Diagnose eine 
Rolle, dass die Prekarisierung nicht nur 
auf Randgruppen des Arbeitsmarktes 
beschränkt ist, sondern eine allge-

meine Verunsicherung bewirkt. Auch 
Benedikt XVI. hebt diesen Aspekt in 
seiner Beurteilung von prekären Ar-
beitsverhältnissen hervor: „Wenn die 
Unsicherheit bezüglich der Arbeitsbe-
dingungen infolge von Prozessen der 
Mobilität und der Deregulierung um 
sich greift, bilden sich Formen psy-
chologischer Instabilität aus, Schwie-
rigkeiten, eigene konsequente Lebens-
planungen zu entwickeln, auch im Hin-
blick auf die Ehe“ (Benedikt XVI. 2009, 
Nr. 25). Bestätigt wird diese Diagnose 
durch Studien, die übereinstimmend 
zu dem Ergebnis kommen, dass neben 
einer gefestigten Partnerschaft die Ar-
beitsplatzsicherheit die wichtigste Vo-
raussetzung für die Familiengründung 
ist (vgl. Payk/Schmider 2009). Benedikt 
XVI. könnte sich in seiner Diagnose 
auch auf Bourdieu berufen. Der Zusam-
menhang zwischen Zukunftsbewusst-
sein und Handlungsfähigkeit spielt in 
dessen Forschungen seit den 1960er 
Jahren eine wichtige Rolle. Nur auf 
der Basis eines Minimums an Arbeits-
platz- und Einkommenssicherheit ist, 
so Bourdieu, die Entwicklung eines in 
die Zukunft gerichteten Bewusstseins 
möglich. Und erst dieses Zukunftsbe-

wusstsein ermöglicht Handlungsfä-
higkeit (vgl. Dörre 2009b, 29. 45 f.). 
Das Problematische an der Prekarität 
ist in seinen Augen, dass den Betrof-
fenen „jede rationale Vorwegnahme 
der Zukunft“ verwehrt wird (Bourdi-
eu 1998, 97).

Die von Bourdieu in den Blick ge-
nommenen Zusammenhänge sind auch 
aus sozialethischer Perspektive von In-
teresse. Denn ein ausgewogenes Ver-
hältnis von zumutbaren Unsicherhei-
ten und notwendigen Sicherheiten ist 
nicht unbedeutend für ein gelungenes 
Leben. Wie mit Unsicherheit und dis-
kontinuierlichen Erwerbsläufen um-
gegangen wird, differiert zwar nach 
Lebensalter, Geschlecht, Nationalität, 
Qualifi kation und sozialer Herkunft, für 
alle Menschen gilt aber, dass sie sicher-
heitsbedürftig sind. Auf diese gleich-
sam anthropologische Konstante wei-
sen nicht zuletzt klinische Indikatoren 
hin. An den Sozialpathologien der De-
pression, des Burn-out oder des „er-
schöpften Selbst“ lässt sich beobach-
ten, dass der „fl exible Mensch“ überfor-
dert ist, wenn er keinen sicheren Boden 
unter den Füßen hat (vgl. Ehrenberg 
2008; Rosa 2009b). Das Mehr an Fle-
xibilität, der ständig steigende Druck 
und die permanente Arbeitsplatzangst 
ergeben eine ungesunde Mischung. Die 
Folge ist eine enorme Zunahme von 
Stress- und Angststörungen. Um mehr 
als 70 Prozent stieg die Zahl der see-
lischen Leiden am Arbeitsplatz in den 
letzten zehn Jahren. Herzinfarkt, De-
pression und Angst sind Volkskrank-
heiten geworden. Der Blick auf diese 
Sozialpathologien weist auf (anthro-
pologische) Grenzen hin, die einer Fle-
xibilisierung der Arbeitswelt gesetzt 
sind. Bei zu vielen Unsicherheiten er-
lischt jegliche Handlungsfähigkeit und 
Kreativität. Zurück bleibt die Erfahrung 
einer depressiven „Leere“. Diesen Zu-
sammenhang zu beachten, ist übrigens 
nicht nur im Hinblick auf den Einzel-
nen von Bedeutung. Auch für die Funk-
tionsfähigkeit eines marktwirtschaftli-
chen Systems spielt dieser Aspekt eine 
Rolle. Denn eine Marktwirtschaft setzt 

Martin Schneider (*1971), Dipl. Theol.; Theologischer Grundsatzreferent des Diöze-
sanrates der Katholiken der Erzdiözese München und Freising; Forschungsschwer-
punkte: Theorien der sozialen Gerechtigkeit, Anerkennungstheorie und Sozialethik, 
Prekarisierung der Arbeitswelt und ihre Folgen; Dissertationsprojekt zum Verhältnis 
von Raum, Mensch und Gerechtigkeit (kurz vor dem Abschluss). Veröffentlichungen: 
Soziale Gerechtigkeit, in: Baumgartner/Putz (Hg.), Sozialprinzipien. Leitideen in einer 
sich wandelnden Welt, Innsbruck 2001, S. 31–78; Zeugnisse und Diagnosen alltägli-
chen Leidens an der Gesellschaft. Herausforderungen für eine christliche Sozialethik 
und Glaubenspraxis, in: Münchner Theologische Zeitschrift 57 (2006) 152–164; „Die 
Zeichen der Zeit verstehen“. Zum Verhältnis von christlicher Sozialethik und Gesell-
schaftsdiagnose, in: Hilpert/Bohrmann (Hg.), Solidarische Gesellschaft. Christliche 
Sozialethik als Auftrag zur Weltgestaltung im Konkreten, Regensburg 2006, S. 43–61.

KURZBIOGRAPHIE
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„die Existenz langfristig stabiler Hin-
tergrundbedingungen voraus, die Pla-
nungssicherheit und verlässliche Ho-
rizonte der Berechenbarkeit schaffen, 
welche wiederum (langfristige) Inves-
titionen erst ermöglichen. Solche Sta-
bilitätserfordernisse betreffen etwa die 
Bildungssysteme, die Infrastruktur, die 
Rechtssicherheit, aber etwa auch je-
ne immateriellen Sozialbedingungen“ 
(Rosa 2009a, 212), welche für die So-
zialisation der Individuen verantwort-
lich sind. Wenn diese Sicherheitsanker 
abgebaut werden, trocknet eine für ein 
marktwirtschaftliches System entschei-
dende Ressource aus: die Investitions-
bereitschaft und die Kreativität (vgl. 
Dörre 2009b, 78 f.).

Fazit

Prekäre Arbeit nimmt in Deutschland 
und weltweit immer mehr zu. Es gibt sie 

in verschiedenen Formen: Leih arbeit, 
befristete Arbeitsverträge, Mini jobs, 
unbezahlte Praktika, Solo-Selbstän-
digkeit. Problematisch an der Preka-
risierung ist, dass
• erstens gesicherte Normalarbeits-

verhältnisse in sogenannte atypi-
sche Arbeitsverhältnisse umgewan-
delt werden. Damit wird

• zweitens unter der Hand eine Verfü-
gungsmasse von Arbeitskräften ge-
schaffen, die dem Produktionspro-
zess bei Bedarf fl exibel zugeführt 
werden, und die lautlos verschwin-
den, wenn sie überfl üssig sind. Die 
damit verbundene Spaltung der Ar-
beitnehmerschaft setzt

• drittens eine destabilisierende Dy-
namik in Gang, die bis weit in die 
formal geschützten Beschäftigungs-
verhältnisse hineinreicht.

Verantwortlich für diese Entwicklung 
sind Veränderungen in der Wirtschafts-

welt. Sie wurde aber auch durch poli-
tische Entscheidungen herbeigeführt. 
Nach Jahren des Abbaus von institu-
tionellen und normativen Regelun-
gen muss die Dynamik hin zu prekä-
ren Arbeitsverhältnissen gebrochen 
werden. Nicht mehr nur die Interes-
sen der Arbeitgeber an einem fl exi-
blen Arbeitsmarkt gilt es zu berück-
sichtigen, sondern auch die Interessen 
der Arbeitnehmer(innen) an sozial gesi-
cherten Beschäftigungsverhältnissen.8

8 Einen Ansatz hierzu bietet die Flexi-
curity-Initiative der Europäischen Kommis-
sion. Flexicurity – dieses Kunstwort aus Fle-
xibilität und Sicherheit soll zwei scheinbar 
unvereinbare Anforderungen miteinander 
in Einklang bringen: die insbesondere von 
Unternehmen in Zeiten globalen Wirtschaf-
tens geforderte Flexibilität einerseits und 
soziale Sicherheit für die Beschäftigten in 
Zeiten rasanten Wandels und sozio-ökono-
mischer Umbrüche andererseits (vgl. Kel-
ler/Seifert 2008).

Forum Sozialethik 2011 
Arbeit – ein Schlüssel für 
soziale Gerechtigkeit? 

Das Forum Sozialethik, eine Initiative junger Sozialethikerinnen und Sozialethiker in Kooperation mit dem Sozial-
institut Kommende Dortmund, führt seine Jahrestagung vom 5.–7. September 2011 in der Katholischen Akademie 
Schwerte zum Thema Arbeit – ein Schlüssel für soziale Gerechtigkeit? durch. In den Beiträgen der Tagung geht das Fo-
rum den Fragen und Herausforderungen nach, die sich aus den aktuellen Entwicklungen in der Arbeitswelt für eine 
christliche Sozialethik ergeben.

In der Initiative Forum Sozialethik, die 1990 gegründet wurde, arbeiten junge Nachwuchswissenschaftlerinnen und 
-wissenschaftler der Lehrstühle für Katholische Soziallehre und christlichen Sozialwissenschaften aus Deutschland 
und dem deutschsprachigen Ausland zusammen. In Kooperation mit der Kommende Dortmund verfolgt das Forum
• die wissenschaftliche Weiterentwicklung der christlichen Sozialethik,
• den Austausch der Nachwuchswissenschaftler untereinander und
• die gemeinsame Diskussion aktueller Fragen und Forschungsprojekte.

Im Verlag Aschendorff , Münster, veröff entlicht die Initiative eine eigene Publikationsreihe „Forum Sozialethik“. Zu den 
Tagungen sind Interessierte benachbarter Disziplinen herzlich willkommen. 

Weitere Informationen zum Forum Sozialethik: www.forumsozialethik.de und sozialinstitut@kommende-dortmund.de

ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   26ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   26 05.05.2011   08:42:0005.05.2011   08:42:00



LebensWert Arbeit

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 2 27

Gerechter Lohn – 
was soll das sein?
Für eine andere Verteilung der unternehmerischen Wertschöpfung

Die Mehrheit der Bevölkerung hält die Einkommens- und Vermögensvertei-
lung in Deutschland für ungerecht. Doch was ist ein gerechter Lohn? Der Au-
tor stellt verschiedene Modelle vor, die bis heute vertreten werden: der be-
darfsgerechte Lohn, der leistungsgerechte Lohn, der funktionsgerechte Lohn. 
In einer modernen Gesellschaft füge sich jedoch allein das Konzept des ver-
teilungsgerechten Lohns ein in eine angemessene Aufteilung der gemeinsa-
men gesellschaftlichen Wertschöpfung zwischen den vier beteiligten Partei-
en Natur, Gesellschaft, Arbeit und Kapital. Für die Arbeitnehmer sei es beim 
Aushandeln gerechter Löhne entscheidend, gegenüber den Kapitaleignern auf 
eine gleich starke Verhandlungsmacht (materielle Parität) bauen zu können.

„Niemand verdient, was er ver-
dient“. Mit dieser Zweideu-

tigkeit des Begriffs hat Matthias 
Möhring-Hesse einmal das Paradox 
gekennzeichnet, dass der Arbeitgeber 
in der Regel den Eindruck hat, er habe 
dem Arbeitnehmer mehr bezahlt, als er 
geleistet hat, während dieser meint, im 
Verhältnis zu seinem Arbeitseinsatz 
sei der empfangene Lohn zu niedrig. 
Was ist der gerechte Lohn? An wel-
chem Maßstab richtet er sich aus? Wie 
wird er gemessen? Sind die derzeit ge-
zahlten Löhne in Deutschland unge-
recht? 71 % der Bevölkerung waren 
2010 jedenfalls der Meinung, dass die 
Gerechtigkeit in Deutschland während 
der vergangenen vier Jahre weiter ab-
genommen habe. 58 % hielten die Ein-
kommens- und Vermögensverteilung 
für ungerecht.

Die Auffassungen über den gerech-
ten Lohn sind nicht weniger zahlreich 
als die Auffassungen über die Gerech-
tigkeit. Als Wolfgang Thierse zu Beginn 
des Jahrhunderts erklärte, die Gerech-
tigkeitsfrage sei in die Gesellschaft zu-
rückgekehrt, begannen die Parteienver-
treter, über einen neuen Begriff von 
Gerechtigkeit zu streiten. 

Um das Jahrhundertwerk der sozial- 
und arbeitsmarktpolitischen Reformen 
normativ abzusichern, hatte die politi-
sche Klasse nach der Jahrhundertwen-
de versucht, die deutsche Bevölkerung 
zu einer Revision ihrer Vorstellungen 
von Gerechtigkeit zu bewegen, insbe-
sondere zum Abschied von der Vertei-
lungsgerechtigkeit. Diese sei den gro-
ßen Herausforderungen der Globalisie-
rung, des demografi schen Wandels und 
der technischen Veränderungen nicht 
mehr gewachsen. Zudem sei sie auf die 
Umver teilung materieller Güter oder 
fi nanzieller Mittel fi xiert. Materielle 
Güter würden jedoch angesichts des 
wachsenden Wohlstands in Deutsch-
land nicht mehr so stark nachgefragt. 
Die öffentlichen Haushalte seien auch 
überfordert, wollten sie die komfortab-
len Ansprüche, an die sich die Bedürfti-
gen inzwischen gewöhnt haben, bedie-
nen. Die persönliche Zuwendung, auf 
die es in erster Linie ankommt, könne 
der Sozialstaat ohnehin nicht bedienen. 

Es sei vielmehr ein Gebot der Ge-
rechtigkeit, die unterschiedlichen Ta-
lente der Individuen stärker zu berück-

sichtigen und deren abweichende Leis-
tungsbereitschaft anzuerkennen. Eine 
ungleiche Verteilung der Einkommen 
und Vermögen sei folglich gerecht, 
weil sie persönlich verdient und gesell-
schaftlich verdienstvoll sei. Je gespreiz-
ter die Einkommens- und Vermö gens-
verteilung sei, umso größer sei auch 
das Leistungsniveau einer Wirtschaft, 
so dass es am Ende für alle mehr zu 
verteilen gebe. Die Gerechtigkeit, die 
unterschiedliche Begabungen und Leis-
tungen respektiert, heiße Leistungsge-
rechtigkeit. Deren Steuerungsform sei 
der Markt. Im freien Tausch würden die 
Interessen der Anbietenden und Nach-
fragenden optimal zufrieden gestellt. 
Das Marktregime sei eine überzeugen-
de Ordnung der Freiheit. Man könne 
sich vorstellen, dass der freie Tausch 
und nicht die obrigkeitliche Verteilung 
die elementare Form menschlicher Be-
ziehungen sei, etwa zwischen Eltern 
und Kindern, Männern und Frauen so-
wie zwischen Völkern, die miteinan-
der Handel treiben. Die primäre Vertei-
lung der Einkommen und Vermögen am 
Markt gemäß dem Grundsatz der Äqui-

Umstrittene Gerechtigkeit

Friedhelm 
Hengsbach SJ
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Was ist der Mensch, dass du an ihn denkst, 
des Menschen Kind, dass du dich seiner annimmst?

Du hast ihn nur wenig geringer gemacht als Gott,  
hast ihn mit Herrlichkeit und Ehre gekrönt. 

Du hast ihn als Herrscher eingesetzt über das Werk deiner Hände,  
hast ihm alles zu Füßen gelegt:

All die Schafe, Ziegen und Rinder 
und auch die wilden Tiere,

die Vögel des Himmels und die Fische im Meer, 
alles, was auf den Pfaden der Meere dahinzieht.

Herr, unser Herrscher,  
wie gewaltig ist dein Name auf der ganzen Erde! 

Psalm 8,5-10

Ansicht

Die Dinge sehen, ansehen, anders sehen, den Moment erfassend,
bewusst, den Kairos, bereit und
eine Kamera zur Hand.

Gerichtete Wahrnehmung aufs Alltägliche:
Farbe, Form, Körper, Struktur, Ordnungsmuster, die Schönheiten 
der Schöpfung, wie auch die ihres Zerfalls, ihrer Zerstörung, ihres 
Vergehens auf den Punkt gebracht – Kontemplationen.

Die Aufnahmen meiner Bilder sind grundlos, geschuldet lediglich 
dem Augenblick; Begründungen verstellen den Dialog.

Es kostet Zeit, Zeit zu sehen, anzusehen, anders zu sehen;
die ganze Welt ist eine Galerie mit ständig wechselndem Programm. 

Christian J. Matuschek (* 1968) ist freischaffender Fotograf und Theologe.
Nach einem längeren Aufenthalt in New York City lebt und arbeitet er nun am nördlichen 
Rand des Sauerlands als Vikar im Pastoralverbund Warstein. 
Weiteres unter www.foto-lounge.de
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valenz belohne die Eigeninitiative und 
Übernahme von Eigenver antwortung. 
Demnach solle die Tauschgerechtig-
keit Vorrang vor der Verteilungs ge-
rechtigkeit haben.

Die Antwort auf die Frage, was ge-
recht sei, ist Gegenstand einer gesell-
schaftlichen Verständigung. Im Mittel-
alter vertraute man noch darauf, dass 
ein gewissenhafter Monarch in der La-
ge und bereit sei, die allgemeine Welt-
vernunft bzw. den göttlichen Welten-
plan in gerechte Gesetze zu übersetzen, 
so dass solchen Gesetzen Gehorsam ge-
leistet wurde. Modernen, weltanschau-
lich pluralen Gesellschaften ist ein sol-
cher Bezug auf einen außenstehenden 
Beobachter oder neutralen Schiedsrich-
ter, dem das Urteil über das, was ge-
recht ist, überlassen wird, nicht mög-
lich. Es können auch nicht Angehö-
rige einer Teilgruppe der Gesellschaft 
die eigenen Vorstellungen des gelin-
genden Lebens, die ihre Identität als 
Wertegemeinschaft ausmachen, allen 
Gesell schaftsmitgliedern als allgemein 
verbindlich vorschreiben. Heutzutage 
müssen sich Mitglieder moderner Ge-
sellschaften über das verständigen, was 
für alle gilt, was alle einander schulden.

Der Grundsatz der Gerechtigkeit ist 
kein Axiom, das abstrakt und willkür-
lich in einem Wolkenhimmel defi niert 
wird. Er ist auf eine konkrete Situa-
tion bezogen, Bestandteil eines Quasi-
Frage-und-Antwort-Spiels. Eine kon-
krete Situation wird im Licht dieses 
Grundsatzes gedeutet. Und der norma-
tive Grundsatz ist die Reaktion auf ei-
ne Situation, die von der Gesellschaft 
als Herausforderung angesehen wird 
und ein kollektives Handeln auslöst.

Die normative Antwort auf die pro-
vokante Situation ist kein bewusstlos 
und ohnmächtig ausgelöster, automati-
scher Refl ex der Anpassung an biologi-
sche, ökonomische oder technische Me-

gatrends, etwa an gesellschaftliche Po-
larisierungen und Risse. Vielmehr kann 
der Grundsatz der Gerechtigkeit ein in-

novativer Gegenentwurf sein, der den 
Trend einer zunehmenden Ungleichheit 
der Gesellschaft durchbricht. 

 Gerechtigkeit – der 
Gegenentwurf zur wach-
senden gesellschaftlichen 
Ungleichheit

Erwerbsarbeitsgesellschaft

Das strukturelle Profi l der Erwerbs-
arbeitsgesellschaft wirkt im Kontrast 
zu dem einer Feudalgesellschaft ega-
litär. Es ist durch den freien Arbeits-
vertrag und wechselseitige Erwartun-
gen der Gesellschaft und ihrer Mitglie-
der bestimmt. 

Der freie Arbeitsvertrag
Die Feudalgesellschaft des Mittelalters 
war durch eine funktionale Koopera-
tion ursprünglich der Kleriker (orantes), 
Adligen (milites) und Bauern (operan-
tes), denen später die Vertreter der „ar-
tes liberales“ zugerechnet wurden, ge-
kennzeichnet. Der überwiegende Teil 
der Bevölkerung waren Bauern. Der 
Boden, den sie bearbeiteten, gehörte 
nicht ihnen. Sie waren zur Fronarbeit 
verpfl ichtet und mussten Naturalab-
gaben leisten, den Zehnten ihrer Er-
träge. Sie waren unfrei, persönlich ab-
hängig, Leibeigene. Ohne Zustimmung 
des Grundherrn durften sie weder hei-
raten noch den Ort verlassen. 

Die Bauernbefreiung war für die Be-
troffenen ein emanzipatorisches Ereig-
nis. Sie hat die Bauern von der Leib-
eigenschaft und Sklaverei sowie vom 
Tagelöhnerdasein befreit. Sie konnten 
den Wohnort, die Partnerin und den 
Arbeitgeber frei wählen. Trotzdem war 
die Befreiung ambi valent. Mit dem Ge-
winn persönlicher Handlungsmöglich-
keiten ging der Verlust der bisherigen 
Existenzgrundlage einher. Im Gegen-
satz zum Grundherrn, der nicht von 
seinem Grund und Boden befreit wur-
de, sondern weiterhin Eigentümer eines 
erheblichen Sach- und Geldvermögens 
blieb, verfügten die Bauern ausschließ-
lich über ein Arbeitsvermögen, das sie 
einem Arbeitgeber anbieten mussten, 
um den nötigen Lebensunterhalt zu 
verdienen.

Die strukturell unterschiedliche Aus-
gangsposition dieser beiden Bevölke-
rungsgruppen, nämlich einer Minder-
heit, der das Produktivvermögen ge-
hört und die über die Produktions mittel 
verfügt, und einer Mehrheit, die aus-
schließlich das Arbeitsvermögen ihr ei-
gen nennen kann, macht die angeblich 
egalitäre Arbeitsgesellschaft zu einer 
Klassengesellschaft. Zwar kann jedes 
Mitglied durch die eigene Arbeit ei-
ne elementare gesellschaftliche Rang-
stellung gewinnen, doch bleiben die 
Zugänge zu Einkommen und Vermö-
gen, zur Bildung, zur gesellschaftli-
chen Rangstellung und zu informel-
len Beziehungsnetzen weiterhin asym-
metrisch verteilt.

Der angeblich freie Arbeitsvertrag 
ist in einer Arbeitsgesellschaft, die von 
asymmetrischen Machtverhältnissen 
bestimmt ist, ein ungleicher Vertrag. 
Der Gegenstand des Arbeitsvertrages 
ist auf den ersten Blick das Arbeits-
vermögen. Aber der persönliche Cha-
rakter dieses Arbeits vermögens nötigt 
dessen Träger dazu, sich einem frem-
den Willen unterzuordnen. Gleichzeitig 
ist das Arbeitsvermögen des abhängig 
Beschäftigten etwas Notwendiges. Er 
kann nicht warten, bis das Ergebnis der 
Verhandlungen den eigenen Wünschen 
entspricht, während der Vertragspart-
ner einem solchen Verhandlungsdruck 
nicht unterliegt. 

Wechselseitige Erwartungen
Die Erwerbsarbeitsgesellschaft wird 
durch wechselseitige Erwartungen 
koordiniert, die von der Gesellschaft 
an ihre Mitglieder und von diesen an 
die Gesellschaft gerichtet sind. Die Ge-
sellschaft erwartet, dass ihre Mitglie-
der zunächst einmal ihre Talente und 
Energien mobilisieren, um sich durch 
eigene Arbeit den Lebensunterhalt zu 
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beschaffen, der ihnen die Grundlage 
dafür bietet, dass sie sich aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben beteiligen. Diese 
Erwartung ist mit der Zusage der Ge-
sellschaft verbunden, dafür zu sorgen, 
dass alle, die arbeiten wollen und kön-
nen, eine Arbeitsgelegenheit fi nden, die 
möglichst ihren Begabungen und Inte-
ressen entspricht. Es liegt im elemen-
taren Interesse der Gesellschaft, dass 
die kostbarste Ressource, über die sie 
verfügt, nämlich das Arbeitsvermögen 
der Mitglieder, nicht verschlissen, son-
dern erhalten, kultiviert und veredelt 
wird. Dieses Interesse steht nicht im 
Belieben der Gesellschaft, es ist eine 
Bringschuld gegenüber denen, die zu 
arbeiten in der Lage und bereit sind.

Umkehrt haben die abhängig be-
schäftigten Mitglieder einer Erwerbs-
arbeitsgesellschaft ein Interesse daran, 
„gute“ Arbeit“ zu fi nden. Was verste-
hen sie darunter? An erster Stelle ein 
angemessenes Einkommen, dann ei-
nen sicheren unbefristeten Arbeits-

platz. Die Arbeit soll abwechslungs-
reich und sinnvoll sein, sie soll stolz 
und selbstbewusst machen. Zudem 
wollen sie von ihren Kolleginnen und 
Kollegen als Menschen geachtet und 
anerkannt sein. Insbesondere der 
Vorge setzte soll sie nicht bloß als Kos-
tenfaktor ansehen. Sie bestehen darauf, 
dass er sie zuerst als mit Würde aus-
gestattete Personen respektiert. Dies ist 
jedoch unter dem Regime eines Finanz-
kapitalismus, unter den Verhältnissen 
auswuchernder Scheinselbständigkeit, 
Teil zeit arbeit, Zeit- und Leiharbeit, be-
fristeter, geringfügiger, prekärer Be-
schäftigung zu Löhnen, die durch So-
zialleistungen aufgestockt werden 
müssen, unmöglich. Umso mehr kon-
zentriert sich die Mindesterwartung der 
abhängig Erwerbstätigen auf einen ge-
rechten Lohn. Aber wie verständigt sich 

 Es liegt im Interesse der 
Gesellschaft, das Arbeits-
vermögen der Menschen 
zu erhalten, zu kultivieren 
und zu veredeln

eine plurale Gesellschaft über einen ge-
rechten Lohn? Sind die real existieren-
den Lohndifferenzen innerhalb eines 
Betriebes, in den verschiedenen Bran-
chen und über die nationalen Grenzen 
hinweg gerecht? Verdienen die abhän-
gig Beschäftigten, was sie verdienen?

Bedarfsgerechter Lohn
Die aktuelle Diskussion um den Min-
destlohn erinnert an die gemeinsame 
Überzeugung sowie an jenes Verspre-
chen und die Bringschuld der Erwerbs-
arbeitsgesellschaft, dass jedes arbeits-
fähige und arbeitsbereite Mitglied mit 
dem Entgelt seiner Arbeit ein men-
schenwürdiges, gesell schaftlich aner-
kanntes Leben sollte führen können. 
Der so umschriebene Bedarf wird als 
sozio-kulturelles Existenzminimum de-
fi niert, nämlich als eine Mindestaus-
stattung mit jenen wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Gütern, die 
in einer Gesellschaft als unverzicht-
bar gelten. In der Tradition der kirch-
lichen Sozialverkündigung wurde der 
bedarfsgerechte Lohn meist als Fami-
lienlohn defi niert. Diese Defi nition 
scheint einen sexistischen Unterton 
zu enthalten, solange der Ein-Ernäh-
rer-Haushalt und die Hausfrauen-Ehe 
unterstellt werden. Dies mag tatsäch-
lich der Fall sein. Allerdings knüpft der 
so genannte Familienlohn nicht an der 
tatsächlichen, sondern an der potenti-
ellen Partnerschaft bzw. Familie an und 
gilt für den Single- wie für den Fami-
lienhaushalt. Der Lohn eines erwach-
senen Menschen sollte ausreichen, um 
eine Partnerschaft eingehen und eine 
Familie ernähren zu können. 

Verständlicherweise haben sich die 
Unternehmen geweigert, die tatsäch-
liche oder mögliche Familiensituation 
im Entgelt der ihnen von den jeweils 
Beschäftigten geleisteten Arbeit zu be-
rücksichtigen. Ein Arbeitsentgelt, das 
die Lohnzahlung der Beschäftigten da-
nach differenziert, ob diese partner-
schaftlich gebunden oder Eltern sind, 
würde dem Grundsatz widersprechen, 
dass für gleiche Arbeit ein gleicher 
Lohn zu zahlen ist. Die Unternehmen 

würden familien gebundene Erwerbs-
personen nicht oder nur nachrangig 
einstellen. Ein Arbeitsentgelt, das die 
mögliche Partnerschaft oder Eltern-
schaft berücksichtigt, würde einsei-
tig bloß den abhängig Beschäftigten 
oder einzelnen Unter nehmen, zumal 
diese arbeitsintensiv organisiert sind, 
die Finanzierung von Familienleistun-
gen auferlegen, die gemeinhin als ei-
ne gesellschaftliche Aufgabe angese-
hen wird. Infolgedessen hat sich die 
Vorstellung weithin verfl üchtigt, den 
gerechten Lohn am Grundsatz der Be-
darfsgerechtigkeit zu orientieren.

Leistungsgerechter Lohn
Bei der Reform der Tarifverträge für den 
Öffentlichen Dienst standen Leistungs-
komponenten im Brennpunkt, während 
die Alters-, Familien- und Ortskom-
ponenten gestrichen und – zumindest 
vordergründig – die ausgewie senen 
Qualifi kationsmerkmale als nachran-
gig gewichtet wurden. Die tatsächlich 
erbrachte Leistung sollte die Bemes-
sungsgrundlage des Arbeitsentgelts 
bilden. Der Leistungs lohn erfreut sich 
allgemeiner Zustimmung und gilt als 
gerechtes Entgelt der verausgabten 
Arbeitskraft. Leistung soll sich wieder 
lohnen. Allerdings ist der Leistungs-
lohn eine einzige große Erzählung der 
Leistungsgesellschaft. 

Denn die strenge Zuordnung einer 
einzelnen Arbeitsleistung und eines ab-
grenzbaren Anteils an einem kollek-
tiven Arbeitsergebnis ist nahezu aus-
sichtslos. Ebenso die eindeutige Kor-
relation individueller Anstrengung, 
persönlichen Wissens oder berufl icher 
Rangstellung mit dem erzeug ten End-
produkt. Eine rein physikalische Defi -
nition – etwa „Arbeit bzw. Kraft mal 
Weg pro Zeiteinheit“ führt nicht wei-
ter. Eine solche überwiegend mecha-
nistische Deutung der Arbeits leistung 
geht auf Frederick W. Taylor zurück, 
der gegen Ende des 19. Jahrhunderts ei-
ne „wissenschaftliche Betriebs führung“ 
konzipiert hatte. Sie lässt sich auf vier 
Kernelemente zuspitzen:
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• Erstens sind Planung, Ausführung 
und Kontrolle der Arbeit rigoros zu 
trennen,

• zweitens sind komplexe Arbeits-
prozesse in einfache und über-
schaubare Abläufe zu zerlegen,

• drittens sind solche Arbeitsabläu-
fe in einzelne Handgriffe zu zer-
teilen und

• viertens sind diese Handgriffe an 
ein starres Mensch-Maschine-Sys-
tem anzukoppeln.

Damit sollte ein analytisch präziser 
Zusam men hang zwischen einem spe-
zifi schen Arbeitseinsatz und einem da-
durch bewirkten Arbeitsergebnis her-
gestellt werden. Schon bald jedoch 
stellte sich heraus, dass die reine Men-
genbetrachtung völlig unzulänglich 
ist, um eine wirtschaftliche Leistung 
zu bewerten. Diese ist nämlich in Auf-
wands-/Ertragskategorien abzubilden.

Folglich nehmen Ökonomen ih-
re Zufl ucht zur „Grenzproduktivitäts-
rechnung“. Mit deren Hilfe könne ein 
leistungsgerechter Lohn bestimmt wer-
den, meinen sie. Die Grenzprodukti-
vität entspricht dem Produktwert ei-
nes hergestellten Gutes, der durch ei-
ne zusätzlich eingestellte Arbeitskraft 
bzw. eine zusätzlich eingesetzte Ar-
beitsstunde erzielt wird. Dies sei ein 
unbe stechlicher Maßstab für den leis-
tungsgerechten Lohn, heißt es. Diese 
Behauptung gilt indessen nur für die 
Mikrowelt zweier Variablen, die zu ei-
ner Ursache-Wirkungsbeziehung ver-
knüpft werden. Während der Analyse 
bleibt der gesamte wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Kosmos unverändert, 
gleichsam eingefroren. Zwar lässt sich 
so beispielsweise der Produktwert eines 
Liters Mineralwasser oder eines Kugel-
schreibers oder einer Tonne Feinblech 
ermitteln, der durch eine zusätzlich 
eingestellte Arbeitskraft bzw. zusätz-
lich eingesetzte Arbeitsstunde entsteht. 

Aber in einem komplexen arbeits-
teiligen Produktionsprozess können die 
Leistung einer einzelnen Arbeitskraft 
und deren Resultat überhaupt nicht iso-
liert und einander zugeordnet werden. 

Wie soll etwa der jeweilige Anteil der 
Arbeitsleistung des Automechanikers, 
der Designerin, der Reinigungs kraft 
oder des Abteilungsleiters im Indus-
triebetrieb gewichtet werden, wenn das 
gemeinsam erstellte Resultat, das ferti-
ge Cabrio die Fabrikhalle verlässt und 
eine Käuferin fi ndet? Oder wie sind die 

Anteile des Oberarztes, der Kranken-
schwester und der Physiotherapeutin 
an der wieder erlangten Gesundheit ei-
nes Patienten, der ein halbwegs selbst-
bestimmtes Leben wieder führen kann, 
gegeneinander abzugrenzen? 

Zudem hängt der Produktwert ei-
nes Gutes auch von der kaufkräftigen 
Nachfrage nach diesem Gut ab, diese 
wiederum von dessen Preis wie von den 
Preisen aller anderen Güter, die mit die-
sem Gut konkurrieren oder an dieses 
Gut gekoppelt sind. Wenn beispielswei-
se die Nachfrage nach Personalcompu-
tern steigt, wird die Nachfrage nach 
Schreibpapier und Bleistiften sinken, 
die Nachfrage nach Festnetzanschlüs-
sen oder Mobilfunkeinrichtungen stei-
gen – vermutlich auch dann, wenn der 

relative Preis des Schreibpapiers sinkt 
und der relative Preis der Telefon-
anschlüsse steigt. Oder die Nachfra-
ge nach Personalcomputern kann die 
Nachfrage nach Arbeitskräften sowohl 
negativ als auch positiv beeinfl ussen; 
ob dann eine Nachfragelücke oder ei-
ne Angebotslücke entsteht, bleibt of-
fen. Und wenn das Nachfrageniveau 
infl ationär aufgebläht ist?

In die individuelle Leistung gehen 
auch eine Menge gesellschaftlicher 
Vorleistungen, etwa die Erziehungstä-
tigkeit der Eltern, die Anteile der Er-
zieher und Lehrerinnen, die Anregun-
gen der Freundinnen und Freunde, die 
öffentliche Verkehrs-, Bildungs- und 
Gesundheitsinfrastruktur sowie pä-
dagogische und kulturelle Angebote 
ein. Folglich ist das individuelle Ent-
gelt kein rein privates Gut. 

Der mit Hilfe der Grenzproduktivi-
tät ermittelte leistungsgerechte Lohn 
besticht zwar durch eine theoretische 
Eleganz. Aber die praktische Relevanz 
ist gering. Empirisch überprüfbar ist 
das hypothetische Konstrukt des Leis-
tungslohns ohnehin nicht. Eine solche 
Überprüfung ist auch überfl üssig, weil 
die Entgeltstruktur das Resultat kol-
lektiver Vereinbarungen ist, die durch 
politische Vorent scheidungen und ge-
sellschaftliche Machtverhältnisse be-
stimmt sind.

 Die komplexen arbeitstei-
ligen Prozesse der Produk-
tion oder Dienstleistung 
machen eine individuelle 
Leistungszurechnung 
unmöglich

Funktionsgerechter Lohn

Ein alternativer Maßstab des gerech-
ten Lohns, der berücksichtigt, dass über 
Arbeits verhältnisse und Arbeitsentgel-
te kollektiv verhandelt und entschie-
den wird, verlässt die mikroökonomi-
sche Perspektive und ist auf der makro-
ökonomische Ebene angesiedelt. Dieser 
Maßstab wird allerdings in drei Vari-
anten formuliert. 

Ökonomen, die auf die Grenzpro-
duk tivitäts rechnung setzen, neigen da-
zu, dieses Verfahren auf die gesamt-
wirtschaftliche Ebene zu übertragen. 
Sie konstruieren eine Gleichgewichts-

lage der Produktion, die bei einem 
bestimmten Verhältnis zwischen der 
preisbereinigten Menge der hergestell-
ten Güter und der Bruttolohnsumme er-
halten bleibt. Diese sei dann gegeben, 
wenn das Einsatzverhältnis von Arbeit 
und Kapital, das beliebig veränderbar 
ist, mit dem Verhältnis ihrer Preise – 
also Lohn- und Zinssatz – überein-
stimmt. Steigen die Löhne über diese 
Grenzmarke hinaus, ersetzen die Unter-
nehmen den Produktionsfaktor Arbeit 
durch Maschinen. Bleiben die Lohnab-
schlüsse darunter, reduzieren sie  den 
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Kapitaleinsatz und stellen mehr Ar-
beitskräfte ein. Auch gesamtwirtschaft-
lich markiert also die Produktivitäts-
rate die Grenze einer Lohnerhöhung, 
die im Hinblick auf das wirtschaftli-
che Gleichgewicht funktionsgerecht 
ist. Der Sachverständi gen rat für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
hat diesen Suchprozess einer funkti-
onsgerechten Lohnentwicklung bei ho-
her Arbeitslosigkeit mit der Formel der 
„kostenniveauneutralen Lohnentwick-
lung“ zugespitzt: Eine solche Lohnent-
wicklung folge der gesamtwirtschaftli-
chen Produktivitätsentwicklung. Wenn 
dies geschehe, seien die Unternehmen 
nicht gezwungen, Arbeit durch Kapi-
tal zu substituieren oder den Lohn-
kostendruck auf die Warenpreise zu 
überwälzen. Die aufgrund der Lohn-
entwicklung gestiegene Kaufkraft er-
zeuge dann auch kein Infl ationsrisi-
ko. Bei extrem hoher Arbeitslosigkeit 
liege ein funktionsgerechter Lohn je-

doch unter der Produktivitätsrate. Die-
se müsse nämlich um jenen Bestandteil 
reduziert werden, der durch überzogene 
Lohnforderungen verursacht sei. Denn 
einer solchen unangemessenen Lohn-
politik seien der lohninduzierte Rati-
onalisierungsdruck und die dadurch 
verursachte steigende Arbeitslosig-
keit zuzurechnen. Dieser Hypothese 
der Sachverständigen wird allerdings 
wider sprochen: Die technikbedingte 
Rationalisierung sei nur in seltenen 
Fällen lohnkosten induziert. Der Lohn-
verzicht einer Sekretärin beispielswei-
se werde den Computer einsatz im Büro 
nicht bremsen. Kompetente Wissens-
arbeit und kapitalintensiver Technik-
einsatz aus vorweg geleisteter Arbeit 
verhielten sich nicht substitutiv, son-
dern komplementär zueinander.

Andere Ökonomen sind davon über-
zeugt, dass die Lohnforderungen der 
Gewerkschaften häufi g mit dem Auf-

trag der Zentralbank, den Geldwert zu 
stabilisieren, konkurrieren. Der Kon-
fl ikt könne dadurch entschärft wer-
den, dass die Lohnerhöhungen an der 
trend mäßigen Produktivi tätsrate ein-
schließlich der Infl ationsrate orientiert 
bleiben, die von der Zentralbank ge-
duldet wird. Folglich könne eine Lohn-
erhöhung in zweifacher Richtung dys-
funktional sein und gegen das Ziel der 
Geldwertstabilität verstoßen. Bleiben 
die Lohnerhöhungen deutlich unter der 
Stabilitätsnorm, lösen sie defl ationäre 
Prozesse aus. Fordern sie dagegen die 
Zentralbank heraus, indem diese sich 
zu einer restriktiven Geldpolitik ent-
schließt, sei zu erwarten, dass die In-
vestitions- und Konsumneigung sinkt 
und die Zahl der Arbeitslosen steigt. 

Schließlich argumentieren Ökono-
men mit den Regelkreisen und Rück-
kopplungen einer dynamischen Wirt-
schaft, die eine funktionsgerech-

te Lohnerhöhung begrenzen. Um die 
Wachstumspotentiale zu erhalten oder 
zu steigern, dürften die zukünftige In-
vestitionsneigung und die Finanzie-
rung zukünftiger Investitionen nicht 
aufs Spiel gesetzt werden. Solange die 
Lohneinkommen fast ausschließlich für 
den Konsum verwendet werden und die 
Gewinnein kommen überwiegend für In-
vestitionen zur Verfügung stehen, wür-
den mit der Lohn- und Gewinnquote 
des laufenden Volkseinkommens vor-
weg die Sparquote und die zukünftigen 
Investitionschancen bzw. Wachstumser-
wartungen festgelegt. Um zukünftige 
Lohnerhöhungen zu gewährleisten, sei 
eine gegenwärtig moderate Lohnerhö-
hung, die den Gewinnanteil am Volks-
einkommen erhöht, funktionsgerecht. 
Das gerechte Lohnniveau wird nach die-
ser Hypothese aus der erwarteten und 
wünschenswerten Verwendung der 
Lohneinkommen ermittelt.

 Die Konzepte eines funk-
tionsgerechten Lohnes 
sind allesamt umstritten 
und letztlich unzureichend

Verteilungsgerechter Lohn

Die bisher vorgestellten Konzepte ei-
ner Lohngerechtigkeit haben die ein-
gespielte, als vertretbar und berechtigt 
unterstellte Verteilung der unterneh-
merischen bzw. gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung weder angetastet noch 
in Frage gestellt. Offensichtlich wird 
den betriebs wirtschaftlichen Regelkrei-
sen und gesamtwirtschaftlichen Rück-
kopplungen zugetraut, dass sie eine 
angemessene Verteilung der gemein-
sam erwirtschafteten Wertschöpfung 
herbeiführen. Allerdings spiegelt die 
funktionsgemäße Verteilung genau je-
ne Schiefl age gesellschaftlicher Macht-
verhältnisse wieder, von der die im Ka-
pitalismus zugelassene betriebswirt-
schaftliche Logik besetzt ist. 

Im Gegensatz dazu durchbricht 
das Konzept des verteilungsgerechten 
Lohns jene angeblich starren Funkti-
onsregeln, die eine Veränderung der 
Profi t- und Lohnquote tabuisieren. 
Dieses Konzept wurzelt in der Ein-
sicht, dass – vereinfacht dargestellt – 
vier kollektive Akteure in einem ko-

operativen Zusammenspiel die unter-
nehmerische bzw. volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung erarbeiten, nämlich die 
Belegschaft, der Staat und die Gesell-
schaft sowie die Geldgeber. Sie stel-
len in einem abgestimmten Verfah-
ren die ihnen eigenen Ressourcen zur 
Verfügung – das Arbeits-, das Gesell-
schafts-, das Natur- und das Geld-
vermögen. Aufgrund dieser Koopera-
tion sind sie in der Verteilungsarena 
gleichrangig berechtigt, gemäß ihrem 
Engagement Ansprüche an die unter-
nehmerische und volkswirtschaftli-
che Wertschöpfung anzumelden. Die-
sen Ansprü chen wird durch die Zah-
lung von Löhnen und Gehältern, von 
Steuern und Beiträgen, von Umwelt-
abgaben sowie von Zinsen (auf Eigen- 
bzw. Fremdkapital) entsprochen. Die 
kollektiven Empfänger der Zahlungen 
sind die Mitarbeiter der Unternehmen, 
die kommunalen und staatlichen Ein-
richtungen, die Anwälte der natürli-
chen Umwelt sowie die Kapitaleigner 
und Gläubiger der Unternehmen. Nun 
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werden gemäß der Verteilungsregel ei-
ner kapitalistischen Marktwirtschaft 
drei dieser Ressourcen als Kostenfak-
toren defi niert und mit einem mög-
lichst niedrigen Entgelt abgefunden, 
während der verbleibende Überschuss 
(Reingewinn) als das eigentliche Unter-
neh mensziel defi niert wird und folg-
lich den Kapitaleignern zufl ießt. Ent-
sprechend der betriebs wirtschaftlichen 
Logik und aufgrund der asymmetri-
schen Machtver hältnisse des Finanz-
kapitalismus werden die Ansprüche 
der Anteilseigner vorrangig, die Er-
wartungen der abhängig Beschäftig-
ten, die öffentlichen Interessen, zu 
denen auch die Ansprüche nicht er-
werbstätiger Personen gehören, die 
sich zivilgesellschaftlich organisie-
ren oder die private Betreuungsarbeit 
leisten, sowie die Ansprüche der na-
türlichen Umwelt bloß nachrangig ge-
wichtet. Die Schiefl age der fi nanzka-
pitalistischen Verteilung ist in der obi-
gen Tabelle nachgezeichnet.

Das Konzept des verteilungsgerech-
ten Lohns ist nun als einer der He-
bel anzusehen, der die Schiefl age ei-
ner solchen asymmetrischen Vertei-
lung des gemeinsam erwirtschafteten 
gesellschaftlichen Reichtums korrigiert 
und einen fairen Interessenausgleich 
zwischen den Ansprüchen jener Ak-
teure gewährleistet, deren Vermögen 
für die unternehmerische Wertschöp-
fung genutzt werden. Ein entscheiden-
der zweiter Hebel ist die Beteiligung 
an der Entscheidungsmacht im kapi-
talistischen Unternehmen, so dass et-
wa die Kapitaleigner, die Belegschaf-
ten, die öffentliche Hand und die An-
wälte der natürlichen Umwelt in den 

Entscheidungsgremien des Unterneh-
mens viertelparitätisch vertreten sind. 
Sowohl der Grundsatz der Sozialpfl ich-
tigkeit des Eigentums gemäß Art. 14 
GG als auch die in der kirchlichen So-
zialverkündigung vorgenommene Un-
terscheidung zwischen
• einem Gebrauchsvermögen, das den 

Eigentümern gehört, und

• einem Produktivvermögen, das nur 
gewinnbringend genutzt werden 
kann, indem auf fremde Ressour-
cen zugegriffen wird,

stellen den vermeintlichen Anspruch 
der Kapitaleigner auf einen überdurch-
schnittlichen Anteil an der gemein-
sam erwirtschafteten Wertschöpfung 
in Frage. 

Paritätische Verhandlungsmacht

Die vorherigen Überlegungen zeigen, 
wie extrem schwierig oder gar unmög-
lich es ist, einen gerechten Lohn in-
haltlich zu defi nieren. Die Ergebnis-
se der diskursiven Suche nach einer 
gerechten Norm zur Verteilung der 
kollektiv erarbeiteten unternehmeri-
schen Wertschöpfung bleiben strittig 
und gesellschaftspolitisch umkämpft. 
Umso wichtiger ist die Suche nach ei-
nem praktisch fairen Verfahren, das 
die Schiefl age kapitalistischer Macht-
verhältnisse durch eine kollektiv so-
lidarische Machtbalance neutralisiert 
und zwischen den beteiligten Akteu-
ren einen Interessenausgleich herstellt. 
Dies geschieht alternativ oder komple-
mentär durch den regulierenden Staat 
und durch eine Balance der Verhand-
lungsmacht staatlicher Organe und ge-
sellschaftlicher Akteure bei der Ver-
teilung der unternehmerischen Wert-
schöpfung, zu dessen Entstehung sie 
kollektiv beigetragen haben.

In der Bundesrepublik hat der Staat 
die ihm zustehende Regelungskompe-
tenz ange messener Arbeitsbedingun-
gen und Arbeitsentgelte weithin zu-
rück genommen und der von der Ver-

fassung verbürgten Tarifautonomie, 
den real existierenden Tarifpartnern 
und der Recht sprechung überlassen. 
Den Vereinbarun gen der Tarifpart-
ner wird nachträglich eine „materielle 
Richtigkeits gewähr“ zugebilligt. Diese 
enthält die Vermutung, dass die Löh-
ne und Arbeitsbedingungen, die von 
den Arbeitgebern und den Gewerk-
schaften vereinbart wurden, aufgrund 
einer paritätischen Verhandlungsmacht 
zustande gekommen sind. 

Wie ist diese Parität zu verste-
hen? Das Bundesarbeits gericht hat-
te sich 1955 mit einer formalen Pa-
rität begnügt. Die besteht darin, dass 
das Grundrecht der Koalitions bildung 
einschließlich eines Kernbereichs der 
Koalitionsbetätigung für Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeber in gleicher Weise 
gilt. Für beide Parteien herrscht Waf-
fengleichheit. Beide sind berechtigt, 
wirksame Kampfmittel, nämlich Streik 
und Aussperrung einzusetzen. Sie ha-
ben jedoch den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu wahren und das Gebot 
zu respektieren, den Tarifgegner nicht 
zu vernich ten.

Ressourcen Verteilung Empfänger Verteilungsregel

Arbeitsvermögen Lohn/Gehalt Mitarbeiter/-innen Kosten = min!

Naturvermögen Umweltabgaben Natürliche Umwelt Kosten = min!

Gesellschaftsverm. Steuern/Beiträge Staat Kosten = min!

Geldvermögen Zinsen Anteilseigner Gewinn = max!

Reingewinn

Verteilung der unternehmerischen Wertschöpfung im Finanzkapitalismus
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In den Jahren 1971 und 1980 hat-
te das Bundesarbeitsgericht die ver-
langte Parität materiell defi niert. Die-
se ist durch reale ökonomische Macht-
faktoren bestimmt, die Einfl uss auf die 
Verhandlungschancen beider Seiten im 
Rahmen der Tarifautonomie nehmen. 
Der „Arbeits markt“ wird als strategi-
sches Feld abgesteckt, das von einem 
bilateralen Monopol besetzt ist. Die 
Preisbildung bleibt unbestimmt. Zwar 
sind Ausbeutungspositionen vorstell-
bar, sobald es zu extremen Machtasym-
metrien kommt. Aber innerhalb sol-
cher Positionen fi ndet ein strategisches 
Spiel mit taktischen Mitteln um ein op-
timales Ergebnis statt. Streik und Aus-
sperrung sind als ungleich einzustufen. 
Folglich wäre eine Tarifverhandlung 
ohne Streikdrohung für die abhängig 
Beschäftigten „kollektives Betteln“. 

Fazit

Was gerecht ist, kann einer modernen, 
weltanschaulich pluralen Gesellschaft 
nicht von außen auferlegt werden, 
sondern ist durch eine gesellschaftli-
che Verständigung zu ermitteln. Auch 
über die Lohngerechtigkeit bedarf es 
einer gesellschaftlichen Verständigung 
und in einer kapitalistischen Wirtschaft 
einer angemessenen Durchsetzungs-

macht. Der „bedarfs gerechte“ Lohn, der 
sich an einem sozio-kulturellen Exis-
tenzminimum orientiert, wird von den 
Arbeitgebern abgelehnt. Die Legende 
vom „leistungsgerechten“ Lohn, der die 
Zuordnung einer individuellen Arbeits-
leistung zum kollektiv erwirtschafte-
ten Gut simuliert, genießt öffentliche 
Zustimmung. Der „funktionsgerech-
te“ Lohn orientiert sich am Zuwachs 
der gesamt wirt schaftlichen Produk-
tionsleistung und der von der Zent-
ralbank zugelassenen Infl ationsrate, 

während er die Verteilung der Wert-
schöpfung auf die Bezieher von Ge-
winn- und Arbeits einkommen unver-
ändert lässt. Ein verteilungsgerechter 
Lohn fügt sich in die Verteilung der 
Wertschöpfung auf diejenigen Ressour-
cen ein, die das Produktionsergebnis 
erwirtschaftet haben, nämlich Natur, 
Gesellschaft, Arbeit und Geld. Ob ein 
gerechter Lohn gezahlt wird, darüber 
entscheidet eine materiell gleiche Pa-
rität der Verhandlungschancen jener 
Parteien, die beim Erwirtschaften der 
Wert schöpfung beteiligt waren. Aller-
dings decken die Auseinandersetzun-
gen um Mindestlöhne sowie die Schief-
lage der Einkommens- und Vermögens-
verteilung auf, wie sehr die Macht der 
Gewerkschaften, eine faire Verteilung 
der Wertschöpfung durchzusetzen, der-
zeit geschwächt ist.

Wer die Auseinandersetzungen um 
den so genannten Dritten Weg des 
kirchlichen Sonderarbeitsrechts be-
obachtet, auf dem eine materiell pari-
tätische Verhandlungsmacht der Mit-
arbeiterseite nie vorhanden war, und 
der zurzeit weiter zu erodieren scheint, 
darf daran zweifeln, dass auf diesem 
Weg gerechte Löhne überhaupt gezahlt 
werden, dass kirchliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter „verdienen, was 
sie verdienen“.
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Theologischen Hochschule Sankt Geor-
gen, em. Prof. für Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsethik der Hochschule Sankt 
Georgen in Frankfurt am Main, lebt im 
Heinrich Pesch-Haus, Katholische Aka-
demie Rhein-Neckar. Arbeitsschwer-
punkte: Politische Wirtschaftsethik, Zu-
kunft der Arbeitsgesellschaft, Theorie 
kapitalistischer Marktwirtschaften. Bü-
cher: Die andern im Blick (2001), Wer-
ner Sombart: Das Proletariat, aktuali-
sierende Auslegung (2008), Ein ande-
rer Kapitalismus ist möglich (2009), Zur 
Arbeit geboren (im Erscheinen), Gottes 
Volk im kirchlichen Exil (im Erscheinen).
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Dach, nicht Regenschirm für 
globale Arbeitnehmerrechte
Die Decent Work Agenda der Internationalen Arbeitsorganisation

Seit bald einhundert Jahren versucht die internationale Gemeinschaft ein Dach für 
Arbeitnehmer zu „zimmern“, unter dem sie vor Ausbeutung und menschenunwürdi-
gen Arbeitsbedingungen sicher sind. Doch auch heute, zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts, ist die globale soziale Frage ungelöst. Millionen Menschen, vor allem in den 
Entwicklungsländern, werden weiterhin fundamentale Arbeitsrechte vorenthalten. 
Mit der Decent Work Agenda der Internationalen Arbeitsorganisation (International 
Labor Organization, ILO) liegt seit 1999 ein politisch zunehmend akzeptiertes Nor-
men- und Verfahrenspaket vor, dem allein die institutionelle Durchsetzungskraft fehlt. 
Konkrete Änderungen der Global-Governance-Architektur sind notwendig, um diese 
Normen menschenwürdiger Arbeit justitiabel werden zu lassen. Zu den Anregungen 
für eine Implementierung der Arbeitsstandards gehört auch die Enteignungsoption 
der katholischen Sozialtradition.

Bisher hat es nur einmal die Pro-
grammatik einer internationalen 

Organisation geschafft, nahezu wört-
lich in der römischen Sozialverkündi-
gung zitiert zu werden. In Caritas in 
Veritate, der jüngsten Sozialenzykli-
ka Benedikts XVI., wird in der Num-
mer 63 nicht nur die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) namentlich 
genannt, sondern es werden auch aus-
führlich die Kernthesen ihrer Decent 
Work Agenda wiedergegeben. Schon 
Johannes Paul II. wies in seiner Rede 
vor der 68. Sitzung der Internationalen 
Arbeitskonferenz, dem höchsten Be-
schlussgremium der ILO, 1982 auf die 
Parallelen der katholischen Sozialtra-
dition und den Anliegen der ILO hin. 
Und tatsächlich teilen der Ursprung der 
ILO und die Beschäftigung der Sozial-
enzykliken mit dem arbeitenden Men-
schen eine fundamentale Erkenntnis. 

Als die ILO 1919 als (späterhin) ers-
te UN-Sonderorganisation gegründet 
wurde, fasste sie unter dem Eindruck 
des Ersten Weltkrieges ihr Programm 
in die Inschrift des Grundsteins ih-
res Gebäudes in Genf: si vis pacem, 

cole justitiam – Wenn Du den Frieden 
willst, sorge für Gerechtigkeit (Seng-
haas-Knobloch 2007: 2). Einen ähnli-
chen Konnex stellte auch Paul VI. 1967 
in seiner Enzyklika Populorum Progres-
sio her (Nr.76) wenn er Entwicklung 
als den neuen Namen für Frieden be-
zeichnet. Unter Entwicklung versteht 
das Rundschreiben den Ausgleich in-
ternationaler Ungerechtigkeiten nicht 
nur in ökonomischer, sondern auch 
in „geistlicher und sittlicher“ Weise. 

Doch nicht nur die Sozialverkündigun-
gen der Kirchen, sondern die Lehren 
aller großen Religionsgemeinschaften 
fi nden ihre Entsprechung in den Kern-
forderungen der ILO nach menschen-
würdiger Arbeit für alle Männer und 
Frauen weltweit. Jüdische, buddhis-
tische, hinduistische, islamische und 
konfuzianische Zugänge verdeutlichen 
den universellen Anspruch der Decent 
Work Agenda auch aus einer spirituel-
len Perspektive (Peccoud 2004).

Der arbeitende Mensch am Anfang des 21. Jahrhunderts

Religionen und ILO reagieren mit ihren 
Leitbildern menschenwürdiger Arbeit 
auf die ambivalente Situation arbeiten-
der Männer und Frauen auf der gan-
zen Welt. Erwerbsarbeit bildet für die 
meisten Menschen die einzige Einkom-
mensquelle überhaupt. Vor allem in den 
Entwicklungsregionen Afrikas und La-
teinamerikas sind Menschen gezwun-
gen, ihre Arbeitskraft unter allen Um-
ständen zu verkaufen, um ihr Überle-
ben zu sichern. Die jüngste Finanz- und 

Wirtschaftskrise hat auch auf den Ar-
beitsmärkten Spuren hinterlassen. Ar-
beitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
haben zuletzt zugenommen. Ende 2010 
lagen die Beschäftigtenzahlen noch um 
zwölf Millionen unter Vorkrisenniveau 
(International Institute for Labour Stu-
dies 2011: 3). In 22 Prozent der Län-
der fällt die Beschäftigtenquote noch 
immer, Langzeitarbeitslosigkeit ist auf 
dem Vormarsch. Die neu entstehenden 
Arbeitsplätze bieten weniger Sicher-

Markus Demele
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heiten als zuvor. In Polen, Süd-Afrika, 
Thailand und den USA stieg der Anteil 
der Teilzeitjobs an den besetzten Stellen 
um 20 Prozent. In den Entwicklungs-
ländern werden viele Arbeitnehmer in 
die informelle Wirtschaft ohne gesetz-
lichen Arbeits- und Vertragsschutz ge-
drängt. In der formellen Wirtschaft ha-
ben viele Gewerkschaften auf deutli-
che Lohnerhöhungen verzichtet, was 
in vielen Ländern den Rückgang der 
Reallöhne weiter fortsetzt.

In den wohlhabenden Ländern des 
Nordens und Westens bringt die Pre-
karisierung der Lohnarbeit nicht zu 
rechtfertigende Anerkennungsdefi zi-
te mit sich und nimmt vielen Men-
schen die Möglichkeit, sich in vollem 
Umfang am gesellschaftlichen Leben 
zu beteiligen. Allerdings wird ihnen 
nicht die physische Existenzgrundla-
ge entzogen, sondern die Entwertung 
der Arbeitskraft führt in erster Linie 
zu starken Einbußen an Entfaltungs- 
und Beteiligungschancen. In den meis-
ten Entwicklungsländern bedeutet der 
Verlust von Arbeitsplätzen hingegen 
eine existentielle Bedrohung für gan-
ze Familien.

Urbanisierung und Abkehr von der 
Subsistenzwirtschaft haben vielerorts 
zu einer starken Konzentration auf ab-
hängige Beschäftigung geführt. Soziale 
Sicherungssysteme im familiären Nah-
raum sind zerbrochen und lassen eine 
neue städtische Jugend entstehen: ohne 
eigenes Land und in radikaler Abhän-
gigkeit von wechselnden Dienstherren. 
Sie sind mehr noch als die Arbeitsu-
chenden in den Workfare-Program-
men der Industrieländer dem Druck 
ausgesetzt, Arbeitsangebote um jeden 
Preis und unter allen Umständen an-
zunehmen. 

Während über die Quantität der Ar-
beitsnachfrage und ihrer Entlohnung 
gute globale Daten vorliegen, ist die Er-
hebung von Arbeitsbedingungen glo-
bal noch immer ein Flickenteppich von 
Fallstudien. Am besten ist bisher der 
Bereich der Kinderarbeit dokumentiert. 
UNICEF schätzt, dass weltweit knapp 
220 Millionen Kinder zwischen fünf und 

14 Jahren regelmäßig arbeiten. Vor al-
lem in der Landwirtschaft und der Mit-
arbeit in Familienbetrieben sind Kinder 
gezwungen, der Schule fernzubleiben 
und zum Familieneinkommen beizutra-
gen. Besonders schlechte Arbeitsbedin-
gungen in Entwicklungsländern werden 
in Deutschland immer wieder bekannt, 
wenn es sich dabei um Betriebe in der 
Wertschöpfungskette bekannter heimi-
scher Handelsmarken dreht. So stand 
der Textildiscounter kik u. a. wegen Un-
terbietung der Mindestlöhne in Bangla-
desch exemplarisch für die Textilindust-
rien Asiens am Pranger. Die Mitarbeiter 
eines Betriebes in China, der das beliebte 
iPhone herstellt, klagten nach mehre-
ren Selbstmorden aufgrund schlechter 
und lebensgefährlicher Arbeitsbedin-
gungen Apple an, der Gesundheit ih-
res CEO Steve Jobs weit mehr Aufmerk-
samkeit zu schenken als dem Leid der 
Hunderten von Fließbandarbeitern. Der 
Handyzulieferer reagierte Mitte 2010 – 
und ließ alle Mitarbeiter eine Erklärung 
unterschreiben, sich künftig nicht um-
zubringen. Ähnliche Berichte gelan-
gen über den Rohstoffsektor vieler af-

rikanischer Staaten oder die Landwirt-
schaft in Südamerika in die deutsche 
Öffentlichkeit. Arbeits- und Ruhezeiten 
werden nicht eingehalten, Arbeitneh-
mern wird ihr Lohn vorenthalten und 
gesetzlicher Urlaubsanspruch nicht ge-
währt. Sexuelle und andere gewalttä-
tige Übergriffe müssen vor allem von 
Frauen hingenommen werden, weil jeg-
liche Form kollektiver Interessenvertre-
tung verhindert wird. Der Internationale 
Gewerkschaftsbund berichtet allein für 
das Jahr 2009 von über hundert Mor-
den an aktiven Gewerkschaftsmitglie-
dern. Hinzu kommen diverse Mordver-
suche und -drohungen. Streiks und an-
dere Arbeitskampfmaßnahmen werden 
mit Betriebsschließungen und Verlage-
rungsdrohungen beantwortet. Hunderte 
von Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schaftern sitzen weltweit aufgrund ih-
res Einsatzes für bessere Arbeitsbedin-
gungen in Gefängnissen; und das nicht 
nur im Iran, in Honduras, Pakistan oder 
Südkorea, sondern auch bei einem EU-
Aspiranten wie der Türkei (International 
Trade Union Confederation 2010). Be-
reits diese Schlaglichter zeigen an, dass 
eine globale Agenda für menschenwür-
dige Arbeit kein Nischenschauplatz in-
ternationaler Politik, sondern Kernstück 
einer gerechten und damit friedlichen 
Weltwirtschaft ist.

Die Decent Work Agenda der ILO

Mit seinem Antritt als neuer General-
sekretär 1999 legte Juan Somavia das 
Decent Work Konzept als neue Dar-
stellung der ILO-Programmatik vor. Im 
Deutschen wird der Titel des englischen 
Originaltextes Decent Work mit men-
schenwürdiger Arbeit wiedergegeben. 
„Decent“ meint jedoch in erster Linie 
die „Konformität mit allgemein aner-
kannten Standards der Moral und des 
Anstands“ und wird umgangssprach-
lich   im Sine von „anständig“ oder „sitt-
sam“ verwendet. Damit nimmt das 
englische Original stärker Bezug auf 
normative Vorstellungen des Guten. 
Während die direkte Übersetzung von 

Decent Work also Anständige Arbeit 
lauten müsste, wird mit der im Deut-
schen gewählten Übersetzung Men-
schenwürdige Arbeit bereits der Be-
zugsrahmen einer normativen Orien-
tierung mittransportiert; nämlich die 
Menschenwürde als Maß avisierter Ar-
beits- und Sozialstandards.

Inhaltlich ruht die Decent Work 
Agenda auf vier Säulen. Die Bereiche 
(1) Menschenrechte und Arbeit, (2) Be-
schäftigung und Einkommen, (3) Stär-
kung des Sozialschutzes und der sozia-
len Sicherheit sowie (4) Stärkung des 
Sozialdialogs bilden die sogenannten 
Programmprioritäten der Agenda. 

 Weltweit müssen etwa 
220 Millionen Kinder 
regelmäßig arbeiten
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• Die erste Säule formuliert den Ein-
satz für die 1998 beschlossene und 
für alle ILO-Mitgliedsländer ver-
bindliche Erklärung über grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der 
Arbeit und ihre Folgemaßnahmen. 
Darin werden die Vereinigungs-
freiheit und die Anerkennung des 
Rechts zu Kollektivverhandlungen, 
die Beseitigung aller Formen von 
Zwangs- oder Pfl ichtarbeit, die tat-
sächliche Abschaffung der Kinder-
arbeit sowie die Beseitigung von 
Diskriminierungen in Beschäfti-
gung und Beruf als Menschenrech-
te im Bereich der Arbeit formuliert.

• Die zweite Säule nimmt Bezug auf 
das 1966 beschlossene Übereinkom-
men über die Beschäftigungspoli-
tik (Nr. 122) sowie die Erklärung 
des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung 1995. Wirtschaftspolitik 
soll in den Mitgliedsstaaten primär 
als Beschäftigungspolitik betrie-
ben werden. Konkret bedeutet dies 
die Empfehlung einer tendenziell 
keynesianisch-nachfrageorientie-
ren Fiskalpolitik. Regierungen müs-
sen die makroökonomischen Poli-
tiken am Beschäftigungszuwachs 
orientieren, die Veränderungen der 
Unternehmensstrategien und Pro-
duktionssysteme im Globalisie-
rungsprozess begleiten sowie allen 
Menschen gleichberechtigt Zugang 
zu Beschäftigung verschaffen.

• Auch in der dritten Säule werden in 
erster Linie die Regierungen in die 
Pfl icht genommen. Der Staat hat 
gemäß der Verfassungen der meis-
ten Mitgliedsstaaten Sorge zu tra-
gen für die soziale Sicherheit sei-
ner Bürgerinnen und Bürger. Die 
Decent Work Agenda sieht in der 
fortschreitenden Internationalisie-
rung der Wertschöpfung eine Ero-
sion verschiedener Formen sozialer 
Sicherheit und fordert daher „mehr 
und besseren Sozialschutz“. Zur so-
zialen Sicherheit zählt die ILO ei-
ne medizinische Grundversorgung 
für alle Menschen, Zahlungen von 
Krankengeld, Arbeitslosengeld, Al-

tersrente, (Arbeits-)Unfallversiche-
rung, Mutterschaftsgeld sowie Be-
rufsunfähigkeitsrente.

• Während in Deutschland klassisch 
nur Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften als Sozialpartner 
gelten, bezieht die vierte Säule der 
Agenda auch die Regierungen in 
den Sozialdialog mit ein. Sozialer 
Dialog ist im Jargon der UN-Organi-
sationen ein politisch weiter Begriff, 
der „alle Arten von Verhandlungen, 
Beratungen oder den einfachen In-
formationsaustausch zwischen oder 
unter Vertretern von Regierungen, 
Arbeitgebern oder Arbeitnehmern 
bzgl. gemeinsamer Angelegenhei-
ten betreffend der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik“ meint (Arrigo et al. 
2005: 238). Die Forderung nach ei-

ner Stärkung des Sozialdialogs bil-
det den vornehmlichen Eintritts-
punkt der Zivilgesellschaft, von 
NGOs und Kirchen in die Dialog- 
und Beratungsprozesse der ILO. Die 
Agenda benennt vier Optionen, um 

den sozialen Dialog international 
zu fördern: erstens das wirksame 
Eintreten der Politik für den Sozial-
dialog, zweitens die Stärkung der 
Sozialpartner, drittens die Bildung 
von Bündnissen mit Gruppierungen 
der Zivilgesellschaft und viertens 
der Hinweis auf Beispiele eines er-
folgreichen Sozialdialogs und guter 
Arbeitsbeziehungen.

Normensetzung ohne Normendurchsetzung

Viele Einsichten und Postulate der De-
cent Work Agenda sind nicht neu. Viel-
mehr stellt die Agenda die Systemati-
sierung eines Programms dar, mit dem 
die ILO in den letzten zehn Jahren in 
der internationalen Gemeinschaft, vor 
allem bei den anderen UN-Organisatio-
nen recht erfolgreich Lobbyarbeit für 
ihre Anliegen betrieben hat. Im offi -
ziellen Krisenreaktionspapier der Ver-
einten Nation zum Crash der Finanz-
wirtschaft 2009 wurden die Global 
 Employment Agenda, die Beschäfti-
gungsstrategien der ILO, als Entfaltung 
der zweiten Säule der Decent Work 
Agenda, als Mittel für wirtschaftspoliti-
sche Interventionen der UN-Mitglieds-
länder empfohlen. In fast allen hoch-
rangingen Publikationen der Verein-
ten Nationen zu Entwicklungsfragen 
wird nunmehr seit Mitte der 2000er 
Jahre auf die Agenda der ILO Bezug 
genommen. Selbst die Bretton-Woods-
Institutionen, Weltbank und Interna-
tionaler Währungsfond, die mit ihren 
Strukturanpassungsprogrammen tradi-
tionell einem wirtschaftlichen Liberali-
sierungskurs verpfl ichtet sind, nehmen 
verstärkt auf die vier Säulen der ILO-

Agenda Bezug. Sogar gemeinsame Pu-
blikationen von WTO und ILO sind in 
den letzten Jahren möglich geworden.

Doch während die ILO im Chor der 
internationalen Institutionen an Be-
deutung gewinnt, fi ndet ihre Normen-
setzung von der Öffentlichkeit weitge-
hend unbemerkt statt. Dabei ist die ILO 
durch ihre Organisationsstruktur eine 
Institution sui generis der internationa-
len Governance-Architektur. Besonde-
res Kennzeichen ist die Dreigliedrigkeit 
(Tripartismus) ihrer Repräsentativor-
gane. Nicht nur Regierungsvertreter, 
sondern auch Vertreter der Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberverbände werden 
in die Beschluss- und Beratungsorga-
ne entsandt. Die Verteilung ist jedoch 
nicht paritätisch, sondern folgt dem 
Proporz 2:1:1. Auf je einen Vertreter 
der Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
verbände entfallen zwei Mandate für 
Regierungsvertreter. Bei geschlosse-
nem Abstimmungsverhalten können 
die Regierungen folglich nicht über-
stimmt werden. Diese diskursive und 
auf Konsens und Kompromiss bauen-
de Struktur hat große Vorteile, weist 
aber auch gravierende Mängel auf. Die 

 Sozialer Dialog ist mehr als 
nur Tarifpartnerschaft

ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   38ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   38 05.05.2011   08:42:0505.05.2011   08:42:05



LebensWert Arbeit

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 2 39

verschiedenen Formen der kontinuier-
lichen Normensetzung für die Arbeits-
welt erfolgen konsensual und haben 
daher auf der deklaratorischen Ebe-
ne eine hohe Verbindlichkeit für alle 
beteiligten Akteure. An der Formulie-
rung der internationale  Übereinkom-
men (conventions) und Empfehlungen 
(recommendations) sowie der Resolu-
tionen und Deklarationen waren alle 
Stakeholder beteiligt. Alle beschlosse-
nen Texte sind Kompromissdokumen-
te des Tripartismus und sollen Regie-
rungen, Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merverbänden gleichermaßen gerecht 
werden. 

Darin wird auch die institutionelle 
Schwäche der ILO kenntlich. „Ein Kom-
promiss ergibt einen guten Regen-
schirm, aber ein schlechtes Dach“, so 
der amerikanische Lyriker und Diplo-
mat James R. Lowell (1819–1891). 
Während auf der politischen Ebene ein 
ansehnlicher, wenn auch längst nicht 
in allen Ländern parlamentarisch ra-
tifi zierter International Labour Code als 
Grund- und Schutzrechtesammlung 
entstanden ist, fehlen auf der Imple-
mentierungsebene Mechanismen und 

Werkzeuge der Normendurchsetzung. 
Ein belastbares Dach für weltweit jus-
titiable Sozialstandards und Arbeitneh-
merrechte hat die ILO jenseits der acht 
fundamen talen Kernarbeitsnormen1 
nicht zu  bieten. Für Arbeitnehmer in 
Entwicklungsregionen mit schwachen 
Governancestrukturen ist selbst der Re-
genschirm nicht bespannt; denn sie 
können sich zwar auf den globalen 
Konsens ihrer Rechte berufen, nicht 
aber an eine Appellationsinstanz wen-
den, die diese auch durchzusetzen ver-
mag. Grundsätzlich verfügt die ILO 
über drei Typen der Normendurchset-
zung (Hartlapp 2005: 3): die Durchset-
zung der Regelbefolgung durch Er-
zwingung (enforcement), Management 
(management) und Überzeugung (per-

 Der ILO fehlen wirksame 
Mechanismen zur Durch-
setzung ihrer Normen

suasion). Zwar gibt es Klage- und Be-
schwerdeverfahren sowie regelmäßige 
Berichte zum Ratifi zierungs- und Im-
plementierungsstand der Übereinkom-
men in den Mitgliedsländern, doch 
sanktionsmächtige Urteile kann die ILO 
nicht verhängen.

Am Beispiel der Kinderarbeit wur-
de die fehlende Durchsetzungskraft der 
ILO-Normen verschiedentlich kritisiert. 
Zwar wurde das Übereinkommen 182 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten For-
men der Kinderarbeit in vielen Ländern 
ratifi ziert, aber die Ansätze für Erzwin-
gungsmechanismen liefen bei der Be-

kämpfung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit häufi g ins Leere. Techni-
sche Hilfe und Kooperation (capacity 
building) sind somit zwar nicht formal-
juristisch, aber faktische Implementati-
onsmittel, die eine Zielerreichung bis-
weilen effektiver befördern können, als 
Klageverfahren (vgl. Mielke 2009: 176). 
„Die im Bereich Kinderarbeit gesam-
melten Erfahrungen bestätigen somit, 
dass technische Zusammenarbeit und 
normensetzende Tätigkeiten nicht von 
Natur aus im Widerspruch zueinan-
der stehen – die zwei Ansätze ergän-
zen sich gegenseitig“ (Internationale 
Arbeitskonferenz 2002: 78). 

Ort der Realisierung von Arbeitnehmerrechten – 
das Unternehmen

Die ILO bezieht ausdrücklich die in-
formelle Wirtschaft in ihre Forderung 
nach menschenwürdiger Arbeit mit ein. 
Hier sind die Rechte der Erwerbstätigen 
noch schwerer durchzusetzen als im 
formellen Bereich. Beiden Wirtschafts-
formen ist aber gemein, dass das Un-
ternehmen der originäre Ort zur Rea-
lisierung von Arbeitnehmerrechten 
darstellt. Gleich welche Form – ob 
Kapital- oder Personengesellschaft, ob 
ausländischer Eigentümer oder heimi-
sches Traditionsunternehmen – Arbeit-
nehmern müssen in jeder Unterneh-
mensform ihre fundamentalen Rech-
te realisieren und die Standards guter 
Arbeit aushandeln können. Die Welle 
unternehmerischer Selbstverpfl ichtun-
gen, die in den letzten Jahren Firmen 
vom Mittelständler bis zum Weltkon-
zern erfasst hat, folgt zum Teil die-
ser Einsicht. Die ILO versucht, sich in 
diesen Prozess der Formulierung von 
Corporate Social Responsibility (CSR) 

einzuklinken, und ist in diversen Foren 
präsent. Sie beteiligt sich an der Re-
formulierung der OECD-Leitsätze für 
multinationale Unternehmen, arbeitet 
an der ISO Norm 26000 für CSR-Stan-
dards mit und bringt sich in verschie-
dene Verhandlungen zu Branchen-Ko-
dizes ein. Inhaltlich macht sie darin ihr 
Konzept des Nachhaltigen Unterneh-
mens stark. Dies fordert auf der Mik-
roebene des Unternehmens die fi nan-
zielle und physische Infrastruktur so 
auszurichten, dass sie allen Stakehol-
dern die Wahrung ihrer Rechte und die 
bestmögliche Entfaltung ihrer Anla-
gen ermöglicht. Auf der Makroebene 
sollen Unternehmen das regulatorische 
Umfeld ihres Standortes nicht nur res-
pektieren, sondern aktiv im Sinne ei-
nes dreigliedrigen Sozialdialogs mit-
gestalten. Darüber hinaus können sie 
auf die allgemeinen sozialen und po-
litischen Verhältnisse der Metaebene 
Einfl uss nehmen und sich für ein so-

1 Übereinkommen 87 – Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948; 
Übereinkommen 98 – Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen, 1949; Über-
einkommen 29 – Zwangsarbeit, 1930; Übereinkommen 105 – Abschaffung der Zwangs-
arbeit, 1957; Übereinkommen 100 – Gleichheit des Entgelts, 1951; Übereinkommen 111 – 
Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958; Übereinkommen 138 – Mindestalter, 
1973; Übereinkommen 182 – Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit, 1999.
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zial-ökologisch nachhaltiges Umfeld 
einsetzen. Somit ist das Konzept des 
Nachhaltigen Unternehmens der Ver-
such, die Normendurchsetzungsdefi zite 
mit Hilfe der deliberativen CSR-Prozes-
se zumindest ein wenig auszugleichen. 

Derzeit ist jedoch nicht erkennbar, 
dass die neuen und alten Bemühungen 
um unternehmerische Verantwortung 

dergestalt Früchte tragen, dass dauer-
hafte und weltweit relevante Verbesse-
rungen für die arbeitenden Menschen zu 
registrieren wären. Vielmehr erscheinen 
viele CSR-Foren eher als Regulierungs-
vermeidungsstrategien, die justitiable 
Anspruchsrechte der Arbeitnehmer zu-
gunsten eines unternehmerischen Good-
wills2 einzudämmen versuchen.

strukturelle Durchsetzungskraft er-
gänzt werden.

• In der Diskussion um eine künf-
tige Global-Governance-Architek-
tur muss die Rolle der ILO neu be-
dacht werden. Sie wäre der richtige 
Ort für eine internationale Arbeits-
gerichtsbarkeit nach dem Vorbild 
des Internationalen Strafgerichts-
hofs (ICC) oder des Internationalen 
Gerichtshof (ICJ). Jedoch müssten 
auch Vereinigungen von Arbeitneh-
mern rechtsfähige Subjekte vor die-
sem Arbeitsgericht sein können. Ein 
solcher Gerichtshof wäre über die 
ILO unmittelbar in die UN-Struktur 
eingebunden und verfügte so über 
das weltweit breiteste Wissen zu Ar-
beits- und Sozialstandards.

• Die Operationalisierung der Decent 
Work Agenda erfolgt bei der ILO 
in Landesprogrammen, den Decent 
Work Country Programmes. Diese 
Programme befi nden sich derzeit 
mehrheitlich in der zweiten Pha-
se der Neuformulierung und zielen 

Implementierungswege menschenwürdiger Arbeit

Die gegenwärtige Situation erfordert 
konkrete politische Maßnahmen, die 
zum Ziel haben, die deklaratorisch-po-
litischen Ziele der Decent Work Agenda 
für alle Männer und Frauen weltweit 
verbindlich einklagbar zu machen. Da-
zu können auch aus der katholischen 
Sozialtradition heraus teils radikale 
Vorschläge gemacht werden.
• Ein besonders vielversprechender 

Ort für die Implementierung glo-
baler Arbeitnehmerrechte sind der-
zeit die OECD-Leitsätze. Zwar ist 
auch der jüngste, im letzten Jahr 
abgeschlossene Revisionsprozess 
als unzureichend zu betrachten, 
doch ist dieses Regime am ehes-
ten in der Lage, Beschwerden von 

Arbeitnehmervereinigungen gegen-
über (auch ausländischen) Unter-
nehmen zu verhandeln. Dazu müss-
ten die nationalen Kontaktstellen 
(NOK) administrativ aufgewertet 
und mit weitergehenden Kompe-
tenzen ausgestattet werden. Bisher 
wird von den NOKs nur die An-
nahme einer Beschwerde überprüft 
und nach einem freiwilligen Kon-
sens zwischen den Beteiligten ge-
sucht. Die bereits gute inhaltliche 
Reichweite der Leitsätze muss durch 

2  Verstanden im doppelten Sinne möglicher Übersetzungen. Zum einen tatsächlich als 
guter Wille, der Arbeitnehmer von willkürlichen Unternehmensentscheidungen abhängig 
macht. Zum anderen als buchhalterischer Terminus technicus des Geschäfts- oder Fir-
menwerts (Goodwill, wenn positiv, Badwill wenn negativ), der die Einhaltung freiwilliger 
Standards an aktuelle Geschäftsentwicklungen koppelt.
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analog zu den Poverty Reduction 
Strategy Papers der Weltbank auf 
konkrete Umsetzungsziele vor Ort 
in den Nationalstaaten. Der Erstel-
lungs- und Durchsetzungsprozess 
zielt auf eine breite Beteiligung der 
Zivilgesellschaft. Kirchen und ba-
sisnahe Verbände sollten sich und 
ihre Expertise in diese Programm-
prozesse einbringen.

• Schließlich hat die katholische So-
zialtradition wiederholt die Sozial-
pfl ichtigkeit des Eigentums betont 
und für die Fälle, in denen das Pri-
vateigentum der Überwindung von 
Armut und Arbeitslosigkeit im We-
ge steht, sogar Enteignungen befür-
wortet. „Das Gemeinwohl verlangt 
deshalb manchmal eine Enteignung 
von Grundbesitz, wenn dieser we-
gen seiner Größe, seiner geringen 
oder überhaupt nicht erfolgten Nut-
zung, wegen des Elends, das die Be-
völkerung durch ihn erfährt, we-
gen eines beträchtlichen Schadens, 
den die Interessen des Landes er-
leiden, dem Gemeinwohl hemmend 
im Wege steht“ (so Papst Paul VI. 
in Populorum Progressio 24). Wenn 
die unterlassene oder gemeinwohl-
hinderliche Nutzung des Produkti-

onsfaktors Boden eine gerechte und 
angemessene Enteignung rechtfer-
tigt, warum sollte dies bei einer ge-
meinwohlschädlichen Nutzung der 
menschlichen Arbeit anders sein? 
Nationalstaaten stehen als erste in 
der Pfl icht, die Wahrung von Ar-
beitnehmerrechten zu kontrollie-
ren. Werden wiederholt nachhaltige 
Verstöße gegen die Standards men-
schenwürdiger Arbeit registriert, 
sind geordnete Enteignungen der 
Kapitaleigner möglich und ratsam. 

In diese Richtung weist auch Johan-
nes Paul II. in der Enzyklika Cen-
tesimus Annus: „Das Eigentum an 
Produktionsmitteln … wird rechts-
widrig, wenn es nicht produktiv ein-
gesetzt wird oder dazu dient, die Ar-
beit anderer zu behindern, um einen 
Gewinn zu erzielen, der nicht aus 
der Gesamtausweitung der Arbeit 
und des gesellschaftlichen Reich-
tums erwächst, sondern aus ihrer 
Unterdrückung, aus der unzulässi-
gen Ausbeutung, aus der Spekula-
tion und aus dem Zerbrechen der 
Solidarität in der Welt der Arbeit“ 
(CA 43).

Fazit

Die Decent Work Agenda kompiliert in 
umfassender Weise soziale Standards 
einer gerechten und guten Arbeitswelt. 
Als politisches Programm ist sie an vie-
le philosophische, sozialethische und 
religiöse Traditionen anschlussfähig. 
Derzeit ist sie noch eine Agenda im 
wahrsten Sinne des Wortes. Sie for-
muliert das „zu Tuende“, das „zu Trei-
bende“ auf dem Weg zu einem soliden 
Dach für Arbeitnehmerrechte weltweit.
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Liberalisierung – Privatisierung – 
Deregulierung
Der Wandel der Arbeit im sambischen Kupferbergbau

Gerade in den Ländern der so genannten Dritten Welt sind Arbeitsplätze oft extrem 
unsicher und nur gering entlohnt. Es fehlt an Arbeitsschutz und geregelten Arbeits-
zeiten, aber auch an sozialer Infrastruktur und Bildungschancen. Im folgenden Bei-
trag wird am Beispiel Sambias dargestellt, wie sich die Lage der Arbeiter auch ange-
sichts einer wirtschaftsfreundlichen Politik und umfangreicher ausländischer Inves-
titionen immer weiter verschlechtert hat. Wo liegen die Gründe für den scheinbar 
unumkehrbaren Weg Sambias in die Armutsfalle? Wie konnte es zur weitgehenden 
Ohnmacht der Arbeiter und ihrer Gewerkschaften kommen? Welche langfristigen 
Folgen hat es, wenn Arbeitslöhne weit unter der Armutsgrenze liegen? Anhand die-
ser und weitere Fragen zeichnet der Autor ein ganz konkretes Bild vom Wandel und 
der Entwertung menschlicher Arbeit. 

Seit mehr als 20 Jahren verzeich-
nen Industriegesellschaften ei-

nen grundlegenden Wandel der Er-
werbsarbeit. Dies betrifft zum einen 
den sektoralen Wandel von Industrie- 
zu Dienstleistungsarbeitsplätzen, zum 
anderen sprechen einschlägige Unter-
suchungen von einem Weg weg von 
der tayloristischen Arbeitsorganisation 
hin zu Arbeitsformen, die der Autono-
mie der Arbeitenden einen größeren 
Spielraum einräumen. Die Zunahme 
von Teilzeitarbeit, von befristeten Ar-
beitsverhältnissen und Projektarbeits-
plätzen deuten das Ende des starren 
Arbeitszeitregimes an. Nicht alle neu-
en Arbeitsverhältnisse sind sogleich 
als prekär oder unsicher zu bewer-
ten, eröffnen sie doch z. B. bestimm-
ten Arbeitsmarktgruppen eine verbes-
serte Möglichkeit, Beruf und Familie 
zu vereinbaren. Andere kommen den 
Wünschen der Arbeitenden nach mehr 
Eigenständigkeit entgegen.

Berichte und Analysen über die Ar-
beit in Ländern der sogenannten Drit-
ten Welt zeichnen hingegen ein beinahe 
vollständig negatives Bild: Überlange 
Arbeitszeiten, fehlender Arbeitsschutz, 

geringe Entlohnung bestimmen hier die 
Arbeitswirklichkeit. Diese sind keines-
wegs nur auf die Zulieferbetriebe trans-
nationaler Konzerne beschränkt, son-
dern betreffen auch die Kernsektoren 
der Wirtschaft in den jeweiligen natio-
nalen Volkswirtschaften. Und sie sind 
auch nicht ausschließlich dem tech-
nischen Wandel geschuldet, sondern 
nicht zuletzt das Ergebnis nationaler 
wie internationaler Liberalisierungspo-
litik. Der sambische Kupferbergbau – 
seit etwa 60 Jahren der dominante 

Wirtschaftszweig der ehemaligen bri-
tischen Kolonie – ist ein solches Bei-
spiel. Der folgende Beitrag beschreibt 
auf dem Hintergrund der sozio-öko-
nomischen Bedeutung dieses Sektors 
(Kap. 1) sowie der politischen und wirt-
schaftlichen Liberalisierung seit den 
1990er Jahren des vorigen Jahrhun-
derts (Kap. 2) die Veränderungen in den 
Kupferminen (Kap. 3). Einige Schluss-
folgerungen zur die entwicklungspo-
litischen Relevanz dieser Veränderung 
beschließen die Ausführungen (Kap. 4).

Die sozio-ökonomische Bedeutung 
des sambischen Kupferbergbaus

Mit der Eröffnung der ersten kommer-
ziellen Kupfermine im heutigen Luans-
hya im Jahre 1928 stieg Sambia zu ei-
nem der größten Kupferproduzenten 
der Welt auf. Allerdings kamen die Ein-
nahmen aus diesem Wirtschafszweig 
nicht Nordrhodesien zugute, wie das 
heutige Sambia damals genannt wur-
de, sondern die Kolonialmacht Groß-
britannien verwandte sie zum Auf- und 
Ausbau der sozialen und industriel-

len Infrastruktur Südrhodesiens (heute 
Simbabwe). Nach der Unabhängigkeit 
Sambias im Jahre 1964 setzte die Re-
gierung des ersten Präsidenten Kaunda 
ihre Hoffnungen, einen erfolgreichen 
Entwicklungspfad beschreiten zu kön-
nen, vor allem auf die Kupferminen. 
Deren weitere Erschließung sowie der 
Anstieg des Weltmarktpreises für Kup-
fer gaben dieser Hoffnung weitere Nah-
rung. Der neue, nun entkolonialisierte 

Heribert Zingel
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Staat am Sambesi wurde in den ersten 
10 Jahren nach der Unabhängigkeit zu 
den middle-income-countries gerech-
net und galt als Entwicklungsmodell 
für Afrika. Das Pro-Kopf-Einkommen, 
das im Zeitraum von 1966–1979 um 
jährlich 2 % stieg, war eines der höchs-
ten ganz Afrikas, es übertraf in den 
1960er und beginnenden 1970er Jah-
ren dasjenige Ägyptens und Kenias und 
war höher als das der heutigen Schwel-
lenländer Südkorea, Türkei, Malaysia 
und Südkorea. Der Copperbelt als „Hei-
mat“ des Kupfers entwickelte sich dank 
des Kupferbergbaus innerhalb weniger 
Jahrzehnte von einem Buschland zu ei-
nem der größten urbanisierten Gebiete 
ganz Afrikas und zog viele Arbeitskräf-
te aus den ländlichen Räumen Sambi-
as an. Im Jahre 1969 wurden die im 
Besitz der beiden ausländischen Un-
ternehmen Roan Selection Trust und 
Anglo American Corporation befi ndli-
chen Unternehmen verstaatlicht. Spä-
ter (1982) wurden diese beiden Unter-
nehmen zur Zambia Consolidated Cop-
per Mines (ZCCM) verschmolzen. Die 
von der Regierung Kaunda vorgege-
bene Begründung unzureichender In-
vestitionen dürften allerdings nicht der 
einzige Grund für die Verstaatlichung 
gewesen sein. Vielmehr sollte dieses 
Vorgehen auch der Stiftung nationaler 
Identität sowie der sozialen Entwick-
lung des Landes dienen.1 

Wenn es auch zwischen den „wei-
ßen“ und „schwarzen“ Wohngebieten 
eine deutliche Trennungslinie gab, so 
war das Leben in den urbanen Zentren 
des Copperbelt und dann noch einmal 
in den Stadtteilen, die zu den Minen 
gehörten, bei weitem komfortabler als 
in anderen städtischen Gebieten Sam-
bias. Denn die Minen waren nicht nur 
für die Produktion und den Verkauf 
des Kupfers verantwortlich, sondern 
zeichneten sich auch durch eine um-
fassende Infrastruktur- und Sozialpoli-
tik aus. Nachdem in der kolonialen Zeit 
die Minenarbeiter aus dem ländlichen 
Raum als Wanderarbeiter rekrutiert 
worden waren, ließen sie sich in spä-
terer Zeit mit ihren Familien im Cop-

perbelt nieder. Die Minen sorgten nicht 
nur für den benötigten Wohnraum, für 
sanitäre Anlagen, für Wasser- und 
Stromversorgung, sondern ebenso für 
die medizinische Versorgung durch den 

Bau und Unterhalt von Krankenhäu-
sern. Außerdem ermöglichten sie den 
Kindern der Beschäftigten einen Schul-
besuch, indem sie Schulen errichteten 
und für deren Unterhalt verantwort-
lich zeichneten. Diese „patriarchalische 
Sozialpolitik“, die durchaus den For-
derungen der starken Minenarbeiter-
gewerkschaft Mineworkers Union of 
Zambia (MUZ) entsprach, kam keines-
wegs nur den Minenarbeitern und ih-
ren Familien zugute, sondern der gan-
zen Bevölkerung des Copperbelt. 

 Sambias Kupferminen 
boten einst gute Arbeits-
plätze und ermöglichten 
eine patriarchalische 
Sozialpolitik

Der Verfall des Weltmarktpreises 
für Kupfer seit der zweiten Hälfte der 
1970er Jahre, die gleichzeitige Erhö-
hung des Ölpreises sowie das Aus-
bleiben von ausländischen Investitio-
nen nach der Verstaatlichung ließen 
Sambia in eine tiefe Wirtschaftskrise 
schlittern. Die Kupferproduktion muss-
te erheblich reduziert werden, was ei-
nen entsprechenden Arbeitsplatzver-
lust nach sich zog. Die Wachstums-
raten verringerte sich im Zeitraum 
1979–1990 um 30 %2, das Pro-Kopf-
Einkommen in der Zeit von 1981–1985 
um 18,1 %3. Steigende Infl ationsraten, 
eine hohe Auslandsverschuldung4, der 
Wertverlust der sambischen Währung5 
waren die äußeren Kennzeichen einer 
tiefen Wirtschaftskrise, die Sambia 
zwangen, einen anderen wirtschaftli-
chen Kurs einzuschlagen, um der wach-
senden Verarmung seiner Bevölkerung 
entgegenzuwirken.6 

Auslandsverschuldung, Strukturanpassung und 
die Privatisierung der Minenindustrie

Hohe Budgetdefi zite sowie eine stei-
gende Auslandsverschuldung zwangen 
Sambia seit den 1970er Jahren, Kredi-
te des Internationalen Währungsfonds 
(IMF) sowie der Weltbank in Anspruch 
zu nehmen. Waren diese jedoch an-
fänglich nur mit geringen Aufl agen 
versehen, so verschärften die auslän-
dischen Kreditgeber ihre Kreditverga-

be in den 1980er Jahren. Mit dem Ab-
schluss des ersten Strukturanpassungs-
programms mit der Weltbank im Jahre 
1983 musste sich Sambia der Austeri-
tätspolitik der internationalen Finanz-
institutionen unterwerfen und akzep-
tierte schließlich im Jahre 1989 ein 
neues Strukturanpassungspaket, das 
neben der Währungsabwertung und 

1 Wie wenig die Kolonialverwaltung für die Entwicklung Sambias getan hatte, kann 
am Bildungssystem verdeutlicht werden: Bei der Unabhängigkeit hatten weniger als 0,5 % 
der sambischen Bevölkerung einen Grundschulabschluss und es gab nur 107 Akademiker. 
Vgl. Fraser/Lung (2006), 9

2 L. Rakner (2003), 12
3 G. W. Silawme (1995), 8
4 Die Auslandsverschuldung stieg in nur 20 Jahren von 627 Mio. $ auf 7,2 Mrd. $: Zur 

Auslandsverschuldung und den Strukturanpassungsprogrammen vgl. H. Zingel (2007), 41–
46

5 Während im Jahre 1985 für 1 US-Dollar noch 2,23 Kwacha gezahlt werden mussten, 
waren es ein Jahre später bereits 12,71 Kwacha und 1987 bereits 15 Kwacha. G. W. Silaw-
me (1995), 8

6 Sambia gehört heute zu einem der ärmsten Länder der Welt und belegt nach dem 
 Human Development Index (HDI) den 150. Rang von 169 gemessenen Ländern. www. hdrstats.
undp.org/en/countries/profi les/ZMB.html (14.04.2011)

ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   43ef - amos 02_2011 - seiten001-056.indd   43 05.05.2011   08:42:0605.05.2011   08:42:06



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 244

der Abschaffung von Preiskontrollen 
eine Reduzierung der Nahrungsmit-
telsubventionen vorsah.7 Aber auch 
der danach wieder einsetzende Fluss 
von „frischem Geld“ konnte weder die 
wirtschaftliche Talfahrt noch das unter 
Kaunda eingeführte Ein-Parteien-Sys-
tem Sambias retten. Neben den fortge-
setzten Unruhen war die aufgekündig-
te Unterstützung der regierenden Uni-
ted National Independence Party (UNIP) 
durch den Gewerkschaftsdachverband 
Zambian Congress of Trade Unions 
(ZCTU) der entscheidende Faktor für 
die ab den 1990er Jahren einsetzen-
de grundlegende politische und öko-
nomische Liberalisierung.8 Die sambi-
schen Gewerkschaften bildeten die per-
sonelle und organisatorische Basis für 
den Sieg der Movement for Multiparty 
Democracy (MMD) und deren Führer 
Frederick Chiluba bei den Parlaments- 
und Präsidentschaftswahlen des Jah-
res 1991. Bald nach seiner Wahl zum 
Präsidenten trat Chiluba wieder in die 
zuvor unterbrochenen Verhandlungen 
mit IWF und Weltbank ein. Er konnte 
sich dabei einer breiten Unterstützung 
von Gewerkschaften, Wirtschaftsver-
einigungen, Menschenrechtsgruppen 
und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen gewiss sein. Es waren vor al-
lem die Gewerkschaften, die auch die 
Privatisierung der sambischen Indus-
trie und besonders seines „Filetstücks“, 
der sambischen Minen, forderten. Es 
mag auf den ersten Blick überraschen, 
dass gerade sie diesen wirtschaftspoli-
tischen Kurs favorisierten. Verständlich 
wird dies jedoch auf dem Hintergrund 
des wirtschaftlichen Niedergangs des 
Kupferbergbaus, ausgebliebenen Inves-
titionen, Minenschließungen und da-
mit verbundenen Massenentlassun-
gen. Gewerkschaften und die regieren-
de MMD sahen in der Liberalisierung 
der sambischen Wirtschaft wie in der 
Privatisierung der sambischen Kupfer-
industrie das einzige Mittel, das Ver-
trauen der internationalen Finanzinsti-
tutionen wie ausländischer Investoren 
wiederzugewinnen. Für die ausländi-
schen Geldgeber – allen voran IMF und 

Weltbank – sollte die Liberalisierung 
der sambischen Wirtschaft und beson-
ders deren Privatisierungsprogramm 
eine „Erfolgsstory“ werden und Sam-
bia ein „afrikanisches Erfolgsmodell“. 
Sie verbanden deshalb ihre Schockthe-
rapie mit großzügigen Budgethilfen.9

Mit der Privatisierung von ZCCM, 
die rechtlich durch den Privatisation 
Act von 1992 abgesichert wurde und 
eine der schnellsten und umfassends-
ten Privatisierungsprogramme darstell-
te, die die Welt je gesehen hat10, wur-

de die Zambia Consolidated Copper Mi-
nes in sieben Unternehmen aufgeteilt11, 
die nach ihrem Verkauf in ausländi-
schen Besitz übergingen, wobei auch 
die neu gegründete Holdinggesellschaft 
von ZCCM an einigen Unternehmen 
beteiligt ist. Im Unterschied zur allge-
meinen Privatisierung der ehemaligen 
sambischen Staatsunternehmen weist 

 Die Privatisierung der 
Kupferminen und die 
allgemeine Liberalisie-
rungspolitik lösten einen 
Anstieg der ausländischen 
Investitionen aus

die des sambischen Kupferbergbaus ei-
nige Besonderheiten auf. Dies betrifft 
vor allem die steuerliche Behandlung 
der neuen Minengesellschaften sowie 
die Befreiung von Zollgebühren für den 
Import von Maschinen und Ausrüs-
tung.12 Zwar werden im Mines and Mi-
nerals Act von 1995, der das gleich-
namige Gesetz von 1972 ablöste, kei-
ne konkreten Zahlen genannt, doch 
erlaubte dieses Gesetz der Regierung, 
mit den Minenunternehmen sog. De-
velopment Agreements abzuschließen13, 
die weder der parlamentarischen Kon-
trolle unterlagen noch der Öffentlich-
keit bekannt gemacht wurden.14 

Augenscheinlich war die sambi-
sche ökonomische Liberalisierungspo-
litik sehr erfolgreich: Dank des inves-
tor-friendly regulatory regime verzeich-
neten die ausländischen Investitionen 
im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtau-
sends einen sprunghaften Anstieg, der 
auch auf den Anstieg des Weltmarkt-
preises für Kupfer zurückzuführen ist, 
wobei die chinesischen Direktinvesti-
tionen in diesem Sektor den bei weitem 
größten Teil ausmachen.15 Angedrohte 
Schließungen von Kupferminen wur-
den zurückgenommen und neue Minen 

7 Sambia hatte im Jahre 1987 nach einer Welle von Streiks und Protesten gegen die 
Aufl agenpolitik von Weltbank und Intentionalem Währungsfonds mit einer Reduzierung 
des Schuldendienstes auf 10 % der Exporterlöse reagiert. Diese Maßnahme war nur kurz-
fristig ökonomisch erfolgreich, führte jedoch dazu, dass die ausländischen Geldgeber ihre 
Hilfe einstellten. 

8 Dieser Prozess wird unter politikwissenschaftlichen Gesichtspunkten ausführlich ana-
lysiert von L. Rikner (2003).

9 Nach einer mit Weltbank und IMF abgeschlossenen konditionierten Kreditvereinba-
rung des Jahres 1992 sollten 280 parastaatliche Unternehmen privatisiert werden. Bis zum 
Jahre 1996 waren bereits 137 Unternehmen an private Investoren verkauft. Das Staatsbud-
get hatte in den ersten Jahren einen Anteil von 40 % an ausländischen Hilfen. A. Fraser/
J. Lungu (2006), 10

10 J. Craig (2000), 355–366
11 Obgleich die sambischen Minenarbeitergewerkschaft MUZ eine Privatisierung der 

Minenindustrie befürwortete, war sie gegen eine Zerschlagung von ZCCM. Diese Einstel-
lung verdankt sich auch dem Organisationsinteresse der Gewerkschaft.

12 Die Steuerpolitik im sambischen Kupferbergbau wird analysiert in J. Lungu (2009).
13 Unter einem Development Agreement versteht man im sambischen Kontext einen 

Vertrag zwischen Staat und Minengesellschaften, in dem für die Minen zahlreiche Aus-
nahmen von gesetzlichen Regelungen geschaffen wurden. Eine weitere Besonderheit ist 
darin zu sehen, dass diese vertraglichen Vereinbarungen eine Gültigkeitsdauer zwischen 
15 und 20 Jahren haben, die auch eine spätere Gesetzgebung bindet. 

14 Heute sind die Dokumente dank der Arbeit von zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen teilweise zugänglich unter www.minewatchzambia.com.

15 Zu den Daten vgl. C. B. Muchimba (2009)
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erschlossen. Die Kupferproduktion wie 
die Produktion anderer mineralischer 
Rohstoffe konnte deutlich gesteigert 
werden. Zusammengenommen führte 
dies auch zu einer Zunahme der Be-
schäftigung im Kupferbergbau. Diese 
insgesamt positive Bilanz der sambi-
schen Wirtschaft im Allgemeinen und 
des sambischen Kupferbergbaus im Be-
sonderen kann jedoch über die negati-
ven Aspekte nicht hinwegtäuschen. Ei-
ne Untersuchung über die Copperbelt-
region kommt zu dem Ergebnis, dass 

trotz der zuvor genannten Ergebnisse 
eine Deindustrialisierung zu verzeich-
nen ist. So kann eine deutliche Wan-
derungsbewegung der Arbeitsplätze 
aus dem industriellen Sektor in den 
informellen Sektor und den Handel 
verzeichnet werden. Und wenn auch 
die Beschäftigungssituation im Kup-
ferbergbau verbessert werden konn-
te, so ist doch der Beschäftigtenanteil 
der Minenindustrie in dieser Region 
gesunken.16

de Aufgabe dar. Eine staatliche Rege-
lung setzte jedoch einen Bruch mit der 
seit der Liberalisierung und Privatisie-
rung vorherrschenden Politik voraus. 
Denn da der Staat im Vergleich zur Ära 
Kaunda auf Steuereinnahmen aus dem 
Minengeschäft zwar nicht vollständig 
verzichtet, diese jedoch erheblich redu-
ziert hatte, setzte eine forcierte staatli-
che Sozial- und Infrastrukturpolitik ei-
ne erhöhte Besteuerung20 der Minenge-
sellschaften voraus, die die regierende 
MMD aber als ein großes Hindernis für 
ausländische Investitionen betrachtet. 

Die gespaltene Belegschaft
Wenn es auch – wie schon zuvor er-
wähnt – seit der Privatisierung zu ei-
ner Erhöhung der formalen Beschäfti-
gung im Minensektor gekommen ist, 
so sagen die Zahlen jedoch nichts über 
die Qualität dieser Beschäftigung aus. 
Denn gestiegen sind vor allem die sog. 
Sub-Contract-Arbeiter, während die 
unmittelbaren Beschäftigungsverhält-
nisse in großem Stil abgebaut wurden. 
Gemeint sind hier die Beschäftigten, 
die im Deutschen mit dem Terminus 
„Leiharbeiter“ bezeichnet werden. Sie 
machen die Masse der neuen Beschäf-
tigten in den privatisierten Minen Sam-
bias aus. Einem nicht veröffentlichten 
Bericht21 von Caritas Solwezi zufolge 
sind die meisten Arbeiter in den Minen 
des neu erschlossenen Kupferbergbaus-
zentrums Solwezi, das auch „New 
Copper belt“ genannt wird, lediglich 

Das neue Arbeitsregime im sambischen Kupferbergbau 

Die Liberalisierung der sambischen 
Wirtschaft blieb keineswegs auf das 
Marktgeschehen und die Privatisierung 
der parastaatlichen Unternehmen be-
schränkt, sondern hinterließ ihre Spu-
ren auch auf der betrieblichen Ebene 
bzw. zeigte sich auch in einem neuen 
Arbeitsregime. Wenn man in Anleh-
nung an den dänischen Sozialwissen-
schaftler Esping-Andersen Sozialpoli-
tik im Kapitalismus als einen Prozess 
der De-Kommodifi zierung17 bezeich-
nen kann, dann ist das Arbeitsregime 
in der sambischen Kupferindustrie als 
ein gegenläufi ger Prozess der Re-Kom-
modifi zierung zu benennen. Die Ver-
stetigung und Stärkung des Warencha-
rakters der menschlichen Arbeit im Ka-
pitalismus fi nden hier ihren Ausdruck 
in unterschiedlichen Formen, von de-
nen einige im Folgenden genannt sein 
sollen:18 

Das Ende sozialer Verantwortung
Die neuen Minenunternehmen sind ein-
zig bestrebt, die Interessen ihrer Share-
holder zu befriedigen und ihre Gewin-
ne zu maximieren. Deshalb wurde die 
unter dem Regime der verstaatlichten 
Kupferindustrie praktizierte „patriar-
chalische Sozialpolitik“ beinahe voll-
ständig aufgegeben. Dies betrifft die 
Finanzierung und den Unterhalt von 
Schulen und Krankenhäuser genauso 
wie die Vorhaltung von Freizeitein-
richtungen auf dem Gebiet der neu-

en Minenunternehmen oder auch den 
Hausbau für die Beschäftigten und ihre 
Familien. Gleichermaßen sahen die Un-
ternehmen es auch nicht mehr als ihre 
Aufgabe an, für andere Infrastruktur-
maßnahmen Sorge zu tragen. Dies soll-
te nach ihrer Meinung entweder über 
den Markt oder durch kommunale Ver-
waltungen geregelt werden. Ähnliches 
galt auch für die Gesundheit der Mi-
nenarbeiter.19 Auf dem Hintergrund 
der sozialstaatlichen Entwicklung in 
den Industriegesellschaften ist diese 
Haltung verständlich. Angesichts der 
schwachen institutionellen und fi nan-
ziellen Ausstattung staatlicher Sozial-
politik stellt eine Marktregelung von 
sozialer und materieller Infrastruktur 
jedoch gerade für die niedrigen Ein-
kommensbezieher eine nicht zu lösen-

16 J. Lungu/A. Shikwe (2006)
17 Vgl. dazu u. a. G. Esping-Andersen (1990) sowie ders., (1998)
18 Eine exakte Beschreibung dieser Formen ist wegen mangelnder Datenlage kaum 

möglich. Deshalb muss ich mich an dieser Stelle mit eher impressionistischen Eindrücken 
begnügen, die natürlich kein vollständiges Bild liefern können, sondern lediglich einige 
Eindrücke vermitteln.

19 Angesichts von steigenden Todeszahlen infolge von Malaria und HIV/Aids sind ei-
nige Unternehmen der Minenindustrie in wohlverstandenem Eigeninteresse dazu überge-
gangen, Gesundheitsleistungen für ihre Mitarbeiter und deren Angehörige wieder einzu-
führen.

20 Gegenwärtig wird in Sambia über die Wiedereinführung der sog. Windfall Taxes 
heftig diskutiert. Dies ist eine Steuer, die ab einer bestimmten Preisschwelle des Kupfers 
einsetzt. Diese Steuer war während der Finanzmarktkrise im Jahre 2008 abgeschafft wor-
den. Selbst die Weltbank sieht den steuerlichen Beitrag der Minengesellschaften als viel 
zu niedrig an: „However, in general, mining contributions to total tax revenues are ex-
tremely small.“ Zit.: nach A. Fraser/J. Lungu (2007), 55

21 Caritas Solwezi (2010)
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Leih- und Gelegenheitsarbeiter, deren 
sozialer Status von dem der fest Ange-
stellten deutlich abweicht. Die für ein-
zelne Minen vorliegenden Zahlen las-
sen auch nicht den Schluss zu, dass es 
sich hierbei um Arbeitskräfte handelt, 
die nur im Falle von außergewöhnlich 
hohen Auftragslagen oder Produkti-
onsspitzen benötigt werden.22 Vielmehr 
handelt es sich um ganz normale Ar-
beitnehmerInnen, die sowohl unterta-
ge als auch übertage tätig sind. Gene-
rell sind ihre Arbeitsverträge zeitlich 
befristet. Aus den im Einzelfall vorlie-

genden Berichten geht hervor, dass sie 
vor allem zu den gefährlichsten Arbei-
ten wie das Graben von Tunneln in den 
Minen herangezogen werden. Sie ver-
dienen nicht nur deutlich weniger als 
die dauerhaft angestellten Minenarbei-
ter, sondern haben auch keinen Zugang 
zu sozialen Leistungen wie betriebli-
chen Renten- und Gesundheitsleistun-
gen bzw. der kostenlosen Behandlung 
von Familienmitgliedern. Vor allem der 
Nicht-Erwerb von betrieblichen Ren-
tenansprüchen verlängert die Armuts-
situation dieser Beschäftigtengruppe 
ins Alter. Überstunden, die häufi g weit 
über das gesetzlich zulässige Maß hi-
nausgehen, werden entweder über-
haupt nicht bezahlt oder aber in Natu-
ralien entlohnt. Einzelne Interviews 
lassen ihre besonders prekäre Situation 
deutlich werden. Arbeitsschutzbestim-
mungen werden nicht eingehalten. Der 
Staat bzw. die Aufsichtsbehörden se-
hen sich entweder aus fi nanziellen oder 
administrativen Gründen nicht in der 
Lage, die gesetzlichen Bestimmungen 
vor Ort zu kontrollieren und bei Nicht-
befolgung durchzusetzen. Es hat aller-
dings auch den Anschein, dass der Staat 
daran kein besonders hohes Interesse 
hat. Denn die niedrigen Standards im 
sambischen Kupferbergbau sind Be-

 Gestiegen ist die Zahl der 
Leih- und Gelegenheits-
arbeiter in ungesicherten 
und schlecht bezahlten 
Jobs

standteil des „freundlichen Investiti-
onsklimas“, das die regierende MMD 
für die vergleichsweise hohen Wachs-
tumsraten der sambischen Wirtschaft 
verantwortlich macht.23 

Löhne unterhalb der Armutsgrenze
Der zuvor gemachte Hinweis auf die 
niedrigen Löhne der Leih- und Gele-
genheitsarbeiter hatte vermuten lassen, 
dass die Löhne der festangestellten und 
gewerkschaftlich organisierten Arbeit-
nehmer doch den Geboten der Fairness 
entsprechen. Diese Orientierungsgröße 
muss im sambischen Kontext operatio-
nalisiert werden. Denkbar wäre es etwa, 
die Lohnentwicklung mit der Gewinn-
entwicklung zu vergleichen. Da dazu 
aber keine Daten vorliegen, bietet sich 
diese Möglichkeit nicht an. Das Jesuit 
Centre for Theological Refl ection ( JCTR) 
in Lusaka geht seit Jahren in regelmä-
ßigen Untersuchungen der Frage nach, 
bei welcher Höhe die Löhne und Ein-
kommen dem Mindesteinkommen einer 
sechsköpfi gen Familie im städtischen 
Raum entsprechen. JCTR hat dabei zwei 
verschiedene Warenkörbe unterschie-
den: Der Basic Need Basket (BNB) ent-
hält Nahrungsmittel und Nicht-Nah-
rungsmittel wie Waschmittel und die 
traditionelle Holzkohle zum Kochen so-
wie auch die Kosten für Miete, Was-
ser, Strom, Schulgebühren (dazu gehö-
ren auch die Schuluniform und andere 
für die Schule notwendigen Ausgaben) 
sowie Gesundheits- und Transportkos-
ten. Der Basic Need Food Basket (BNF) 
legt zur Berechnung nur die notweni-
gen Ausgaben für Nahrungsmittel zu-
grunde. Auf Grundlage dieser beiden 
Warenkörbe habe A. Fraser und J. Lun-
gu24 die Löhne der Minenarbeiter ver-
schiedener Minen zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt mit dem BNB und dem 

BNF verglichen. Sie kommen zu fol-
genden Ergebnissen:
• Von den gewerkschaftlich organi-

sierten Minenarbeitern in 6 Minen 
lagen nur die höchstbezahlten Ar-
beiter oberhalb des BNB (Angaben 
01.01.2006).

• Von den gewerkschaftlich organi-
sierten Arbeitern in 6 Minen lagen 
nur in einer Mine die Löhne der am 
schlechtesten bezahlten oberhalb 
des BNB (Angaben 01.01.2006); in 
den Chamibishi Mines lagen die 
Löhne der am schlechtesten bezahl-
ten Arbeiter zwischen 2000 bis 2006 
sogar nur knapp über dem BNF.

• Die Löhne der Gelegenheits- bzw. 
Leiharbeiter betragen lediglich 50 % 
derjenigen der festangestellten Mi-
nenarbeiter. Dies bedeutet, dass ihr 
Arbeitseinkommen, ob sie nun zu 
den höchst oder schlechtest bezahl-
ten Arbeitern gehören, grundsätz-
lich weit unterhalb des BNB liegt. 

Für die betroffenen Arbeiter und ihre 
Familien hat die Lohnentwicklung gra-
vierende Folgen. Bislang war man da-
von ausgegangen, dass Menschen oh-
ne formelle Arbeit bzw. solche, die in 
personenbezogenen Dienstleistungsbe-
reichen wie Haushaltshilfen etc. arbei-
ten, zu den Armen zu rechnen sind. 
Minenarbeiter gehörten in der Zeit vor 

der Privatisierung keineswegs dazu. 
Dies hat sich verändert. Nun kann auch 
bei dieser Gruppe von „working poor“ 
gesprochen werden. Da Familien kaum 
an Nahrungsmitteln sparen können, 
werden andere Grundbedürfnisse nicht 

 Viele Minenarbeiter 
 gehören inzwischen zu 
den working poor

22 Ein besonders dramatisches Beispiel ist die im Besitz des chinesischen Staatsunter-
nehmens NFCA befi ndliche Chambishi Mine. Von den insgesamt 2.200 dort tätigen Ar-
beitnehmern haben lediglich 52 einen dauerhaften Vertrag. A. Fraser/J. Lungu (2007)

23 In der einzigen unabhängigen sambische Tageszeitung The Post wird häufi g über 
die geringe Bestrafung bei Verstößen gegen die Arbeitsschutzgesetzgebung und den Um-
weltschutz berichtet. 

24 A. Fraser/J. Lungu (2007), 74 f.
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befriedigt. Dies gilt vor allem für den 
Bildungsbereich. Auch wenn die 
Grundschulbildung in Sambia grund-
sätzlich gebührenfrei ist, so müssen 
doch Lernmittel und Schuluniform an-
geschafft werden. Wenn es den Fami-
lien nicht gelingt, andere Finanzie-
rungsquellen, etwa solche der Großfa-
milie, zu erschließen, werden Kinder 
nicht einmal zur Grundschule gehen 
können, geschweige denn zu weiter-
führenden Schulen. Damit wird die 
Grundlage für die Verarmung der 
nächsten Generation gelegt. Denn auch 
für Sambia gilt: Bildung ist eine we-
sentliche Voraussetzung für das Ent-
kommen aus der Armut. 

Machtverlust der Gewerkschaften
Bis zum Privatisierungsprogramm gal-
ten die sambischen Gewerkschaften 
und vor allem die Mineworkers Union 
of Zambia (MUZ) als eine der mächtigs-
ten Organisationen ganz Afrikas. Dies 
hat sich auf Grund der Veränderungen 
im sambischen Bergbau deutlich ver-
ändert. Obwohl nach der Privatisierung 
neue Minen erschlossen wurden, konn-
te der Organisationsgrad der 1990er 

Jahre bei weitem nicht erreicht wer-
den. Für diese aus Sicht der Arbeitneh-
mer negative Entwicklung sind mehre-
re Faktoren verantwortlich zu machen:
• Erstens besteht für die Minenun-

ternehmen keine rechtliche Ver-
pfl ichtung, eine gewerkschaftliche 
Interessenvertretung der Arbei-
ter anzuerkennen. Und tatsächlich 
werden Gewerkschaften vom Mi-
nenmanagement nicht ohne weite-
res anerkannt. Es wird von Fällen 
berichtet, in denen gewerkschaft-
lich organisierte Minenarbeiter vom 
Minenmanagement entlassen wur-
den. Arbeiter wurden aktiv daran 
gehindert, eine Gewerkschaft zu 
gründen bzw. sich einer Gewerk-
schaft anzuschließen, was einen 
eindeutigen Verstoß gegen beste-
hende Richtlinien der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) dar-
stellt. Dies trifft vor allem für von 
chinesischen Staatsunternehmen 
geführte Minen zu.

• Zweitens wurde das Recht zur Re-
krutierung von Mitgliedern dahin-
gehend eingeschränkt, dass Gewerk-
schaften nur dann einen Zugang 
zu den Betrieben gewährt werden 
muss, wenn sich dort ein sog. sha-
dow comitee von Arbeitern gebildet 
hat, das dies ausdrücklich wünscht. 
Jenseits der Frage, ob Minenarbeiter 
daran gehindert werden, ein solches 
Recht in Anspruch zu nehmen, ist es 
auch objektiv schwierig, Leih- und 
Gelegenheitsarbeiter gewerkschaft-
lich zu organisieren.25

• Drittens wurde den Gewerkschaften 
die mächtigste Waffe aus der Hand 
geschlagen, das Streikrecht. Zwar 
besteht nach wie vor das Recht der 
Gewerkschaften zum Streik aufzu-
rufen, allerdings haben sich die Pro-
zeduren deutlich verändert. Heute 
kann der zuständige Minister in 
den Zeiten der zehntägigen Frie-
denspfl icht nach Ausrufung eines 
Streiks ein Gericht anrufen, das den 
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beabsichtigten Streik mit der Be-
gründung, er sei nicht im öffentli-
chen Interesse, verbieten kann.

Zusammengenommen haben sich die 
Spannungen zwischen Minenmanage-
ment und Belegschaften deutlich er-
höht. Heute sind wegen der schwa-

chen Arbeitsgesetzgebung, deren un-
zureichender Kontrolle durch staatliche 
Behörden und der ebenfalls in orga-
nisatorischer wie fi nanzieller Hinsicht 
schwachen Gewerkschaften die Arbei-
ter gezwungen, ihre Sache selbst in die 
Hand zu nehmen.26

• Gleiches kann auch von dem libe-
ralisierten Arbeitsrecht gesagt wer-
den.

Spätestens dann, wenn die Lagerstätten 
erschöpft sind, wird das ganze Ausmaß 
auch der ökologischen Zerstörung des 
Landes sichtbar werden. 

Fazit und Aussicht für die zukünftige Entwicklung

weder aus Qualitätsgründen oder aus 
Kostengründen der ausländischen Kon-
kurrenz nicht standhalten. Gleiches gilt 
für die weiterverarbeitende Industrie. 
Der Grund liegt vor allem bei der libe-
ralisierten Außenhandelspolitik.

Der Verzicht auf Einnahmen aus 
dem Ausverkauf des economic life-
blood, wie der Kupferbergbau auch 
genannt wird, könnte sich zudem als 
Bumerang erweisen. Denn die damit 
einhergehende Vernachlässigung der 
Infrastruktur (z. B. Straßenbau) wird 
mittelfristig mögliche Investoren in 
anderen Sektoren der Wirtschaft eher 
abschrecken. Das könnte dann auch 
durch die positiven Anreize der Steu-
er- und Handelspolitik nicht kompen-
siert werden. 

Zusammengefasst kann festgehalten 
werden:
• Die bevorzugte steuer- und zollpo-

litische Behandlung des Bergbaus 
führt das Land am Sambesi in die 
„Armutsfalle“27, oder besser: Sie 
führt das Land nicht aus der Ar-
mut heraus.

Seit Jahren verzeichnet Sambia stei-
gende Wachstumszahlen, und auch die 
jüngste internationale Finanzmarkt-
krise konnte sehr zügig überwunden 
werden. Ein erwarteter weiterer An-
stieg der Weltmarktpreises für Kupfer 
weckt zudem die Hoffnung auf weite-
re Investitionen in der Rohstoffi ndu-
strie. Die regierende MMD macht für 
diese Erfolge vor allem ihre Liberali-
sierungspolitik verantwortlich. Den-
noch werden Stimmen laut, dass die-
ser ökonomische Fortschritt gerade an 
den Armen vorbeigeht. Die erwarteten 
und erhofften trickle-down-Effekte (das 
allmähliche Durchsickern der Wachs-
tums- und Wohlstandsentwicklung in 
alle Bevölkerungsschichten) sind nicht 
eingetreten und es stellt sich die Fra-
ge, ob vom liberalisierten Kupferberg-
bau überhaupt armutsreduzierende Ef-
fekte ausgehen können. Denn die der 
Minenindustrie vor- wie nachgelager-
ten Arbeitsplätze, die mit einem höhe-
ren Maß der Wertschöpfung verbunden 
sind, sind beinahe völlig weggebro-
chen. Sambia scheint auf den Status ei-
ner rohstoffproduzierenden Volkswirt-
schaft zurückgeworfen. Die den Minen 
zuarbeitenden Industrien konnten ent-

26 Immer wieder wird in der Presse von 
wilden Streiks und zum Teil auch blutigen 
Auseinandersetzungen zwischen Arbeitern 
und Management berichtet.

27 Vgl. dazu u. a. P. Collier (2008), 38–52

Heribert Zingel (*1949), Dr. theol. Dr. 
phil., Referent für entwicklungspoliti-
sche Bildungsarbeit an der Akademie 
Klausenhof (1978–1980), Referent 
Kirche und Arbeiterschaft Bistum Lim-
burg (1980–2000), Leiter der Frankfur-
ter Sozialschule (2000–2006), Referent 
für Grundsatzfragen im Dezernat Cari-
tas des Bischöfl ichen Ordinariates Lim-
burg sowie Lehrbeauftragter für Christ-
liche Gesellschaftslehre an der Philoso-
phisch – Theologischen Hochschule der 
Pallottiner in Vallendar (2006–2010), 
zurzeit in der passiven Phase der Al-
tersteilzeit und als Lehrbeauftragter 
für Ethik und Development Studies tä-
tig an der Zambian Catholic University 
in Kalulushi; Veröffentlichungen: Leit-
bilder der Alterssicherung. Deutschland 
und Niederlande im Vergleich. Müns-
ter 2006; Der Sozialstaat zwischen Frei-
heit und Gerechtigkeit, in: Peter Da-
nich/Bernhard Moder/Christian Moder 
(Hg.), Soziale Demokratie als Auftrag 
der Christdemokratie. Wien 2007, 6–14.

KURZBIOGRAPHIE
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Buchbesprechungen

 Freiheit – Natur – Religion 

Spieß, Christian (Hg.): Freiheit – Natur – 
Religion. Studien zur Sozialethik. Verlag 
Ferdinand Schöningh, Paderborn 2010, 
534 S., ISBN 978–3-506–76936–7.

Arno Anzenbacher ist vielleicht nicht ge-
rade der auffälligste unter den deutschen 
SozialethikerInnen, zählt aber wohl zu 
den solidesten. Sowohl seine Christliche 
Sozialethik (erschienen bei Schöningh), 
als auch seine Einführung in die Ethik (er-
schienen im Patmos-Verlag) stellen Lehr-
bücher dar, die man ruhigen Gewissens 
jedem Studierenden in die Hand geben 
kann, um sich einen fundierten und um-
fassenden Einblick in den jeweiligen Be-
reich zu verschaffen. Anzenbachers He-
rangehensweise an sozialethische Fragen 
ist seiner Ausbildung gemäß immer vor-
rangig philosophisch geprägt geblieben. 
So spielte denn das Thema der Vernunft-
natur des Menschen und seine sich daraus 
ergebende Freiheit zur Weltgestaltung 
stets eine zentrale Rolle in seinem Den-
ken.  Aus dem christlichen Vorverständnis, 
also der religiösen Dimension seines An-
satzes machte er dabei kein Hehl, brach-
te diese aber doch eher zurückhaltend 
in die Argumentation ein. So ist es wohl 
ein angemessenes Werk, das sein Schüler 
Christian Spieß in Kooperation mit vie-
len anderen aus der Zunft diesem Grand 
Seigneur der Sozialethik zum Siebzigsten 
gewidmet hat und das sich ausgiebig mit 
den titelgebenden Themen Freiheit, Natur 
und Religion auseinandersetzt.

Wie bei Sammelbänden üblich und 
wohl auch unvermeidbar, fügen sich nicht 
alle Beiträge wirklich bruchlos in ein Ge-
samtkonzept, dies ist umso verständlicher, 
als es sich in diesem Fall um die bedeuten-
de Anzahl von 22 Artikeln handelt. Insbe-
sondere für eine Festschrift ist die Struk-
tur des Bandes aber doch recht konzise 

und eröffnet ein spannendes Spektrum 
an Zugängen zu den drei Themenfeldern. 
Die ersten fünf Beiträge befassen sich ex-
plizit mit der Freiheitsthematik; Thomas 
Buchheim bietet einen kurzen Abriss phi-
losophischer Debatten über Freiheit in der 
klassischen Moderne. Tobias Kläden hin-
gegen setzt sich mit einer Anfrage ausein-
ander, die heute wohl von großer Spreng-
kraft und auch Reichweite sein dürfte; 
jener der Neurowissenschaften an die 
Konzeption eines freien Willens. Dabei 
gerät unser Alltagsbewusstsein in einen 
eklatanten Gegensatz zu Ergebnissen em-
pirischer Forschung, wie sie etwa in den 
berühmten Libet-Experimenten vorliegt. 
Freilich zeigt sich auch, dass die Inter-
pretation reiner Messergebnisse bereits 
unter Naturwissenschaftlern höchst un-
terschiedlich ausfällt. Kläden baut seine 
Reaktion auf die naturwissenschaftliche 
Anfrage denn auch auf dem Argument 
auf, das der experimentalwissenschaft-
liche Weg grundsätzlich untauglich zur 

Klärung der Freiheitsfrage sei, wobei er 
der empirischen Evidenz vielleicht ein 
wenig zu schnell eine Abfuhr erteilt, um 
dann in den Bereich der philosophischen 
Refl exion zurückzukehren. Hier wird je-
doch eine sehr klare Argumentation vor-
gelegt, die letztlich auch zeigt, dass be-
stimmte Ergebnisse naturwissenschaftli-
cher Forschung – oder zumindest deren 
Interpretation – sich philosophischen Hin-
tergrundannahmen, wie etwa dem Karte-
sianismus verdanken. Auch Notger Slen-
czka klinkt sich in diesen Diskurs ein und 
konfrontiert ihn mit einer auf die philo-
sophisch-theologische Tradition zurück-
greifenden Phänomenologie der Seele. 
Diese führt ihn letztlich zur Conclusio, 
dass das“Wollen und damit das Bewusst-
sein der Freiheit ein ursprüngliches, kei-
nem Entschluss entspringendes und da-
mit unentrinnbares Phänomen” (80) ist. 
Wobei der Clou der Sache eigentlich da-
rin liegt, das Nicht-Loswerden der Ers-
ten-Person-Perspektive als phänomeno-
logische Entsprechung der christlichen 
Erbsündenlehre aufzuzeigen, was im min-
desten Fall einen kreativen theologischen 
Versuch darstellt. Christoph Kraus zeich-
net ideengeschichtlich die Freiheitsidee 
der spanischen Spätscholastik und deren 
lebenspraktische Konsequenzen im ko-
lonisierten Amerika nach. Auch dies ist 
ein wichtiges, nicht selten vergessenes 
oder unterschlagenes Thema, zeigt sich 
darin doch, dass Grundelemente des Men-
schenrechtsgedankens tatsächlich ein ge-
nuines Heimatrecht im christlichen Den-
ken haben. Katja Winklers Beitrag widmet 
sich dem Liberalismusverständnis Charles 
Taylors, das deutlich macht, dass freiheit-
liches Denken den Gedanken des Ge-
meinwohls ebenso wenig zu verabschie-
den braucht, wie religiöse Überzeugun-
gen. Winkler bringt dabei m. E. sehr schön 
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die komplexe Beziehung zwischen Chris-
tentum und Moderne zur Geltung, die in 
Taylors Schriften enthalten ist, mitunter 
aber in gar zu diffi zilen und ausufern-
den Argumentationswellen unterzugehen 
droht. Die folgenden drei Beiträge sind 
wohl als Konkretionsfelder von Freiheit 
gedacht. Hermann-Josef Große Kracht 
diskutiert den Sozialstaat in einem vir-
tuellen Gespräch mit Jürgen Habermas. 
Peter Koller trägt Bausteine einer öko-
nomischen Gerechtigkeitstheorie zusam-
men und Gerhard Kruip fragt nach den 
Imperativen, die sich aus Armut und Un-
gerechtigkeit auf globaler Ebene ergeben. 
Unbeschadet ihrer inhaltlichen Qualität 
weisen diese zum Teil überaus umfang-
reichen Beiträge aber eine nur eher ober-
fl ächliche Berührung mit dem Leitthema 
auf. Ähnliches gilt auch für die Auseinan-
dersetzung von Eilert Herms mit dem Be-
griff Gemeinwohl, obwohl gerade dieser 
ein enormes Potential sowohl im Hinblick 
auf den Freiheits-, als auch im Hinblick 
auf den Natur(rechts)diskurs hätte. Da-
mit ist dann auch schon gut die Hälfte 
des umfangreichen Bandes von 530 Sei-
ten gefüllt. Der Auseinandersetzung mit 
Natur und Religion bleibt die zweite Hälf-
te vorbehalten. 

Den Anfang macht hier Michael Bauer 
mit der Frage, ob denn Naturrecht in der 
Gegenwartsgesellschaft überhaupt noch 
ein glaubwürdig verwendbares Konzept 
sei. Dazu unterscheidet er einen eher ju-
ridisch, einen eher ethisch-moralisch und 
einen eher anthropologisch ansetzenden 
Naturrechtsbegriff, um dann den drit-
ten in seiner thomistischen Ausprägung 
und Tradition ausführlicher zu diskutie-
ren. Die Ausgangsfrage wird in dem et-
was redundanten Text nicht wirklich be-
antwortet, wenngleich ich eine Neigung 
zum Pragmatismus und daher zur Ver-
neinung der Titelfrage zu erkennen mei-
ne. Ganz kann ich es mir an dieser Stelle 
auch nicht verkneifen festzustellen, dass 
mehrsprachige Bände ja mittlerweile, ge-
rade auch als Frucht von internationalen 
Tagungen, durchaus üblich und ebenso 
legitim sind. In einer umfangreichen Pu-
blikation einen einzigen englischsprachi-
gen Text abzudrucken, scheint mir aber 

zumindest doch ein Schönheitsfehler zu 
sein. Matthias Möhring-Hesse greift Bau-
ers Faden auf und konkretisiert diesen im 
Hinblick auf Sozialethik. Dabei geht er 
zunächst auf das klassische Naturrechts-
denken in neuscholastischer Ausprägung 
ein, um dann Anzenbachers Versuch der 
Aussöhnung dieser Konzeption mit Kant 
unter die Lupe zu nehmen und in Frage 
zu stellen. Im zweiten Teil seines Beitra-
ges diskutiert Möhring-Hesse Anzenba-
chers Grundsatz, dass theologische So-
zialethik immer eine Theorie des Guten 
voraussetze und damit auf Wesen und 
Bestimmung des Menschen zu rekurrie-
ren habe (vgl. 310). Mit Plessner zeigt er 
dabei auf, dass die Natur des Menschen 
gerade in seiner immer erst zu formenden 
Unbestimmtheit liegt, woraus der Ethik 
mehr Fragen als Antworten erwachsen. 
So sehr ich dieser Argumentation zustim-
men kann, so wenig überzeugt mich die 
Unterscheidung von Richtigem und Gu-
tem in Analogie zu kategorischem und 
hypothetischem Imperativ. Besser gesagt 
überzeugt mich Möhring-Hesses Sprach-
gebrauch nicht, denn seine Positionie-
rung einer explizit theologischen Ethik 
und christlichen Bestimmung des Guten 
in einer pluralen Welt dürfte wegweisend 
sein. Auch Franz-Josef Bormann und Axel 
Bohmeyer widmen sich der Naturrechts-
frage, wobei jener ideengeschichtlich die 
Debatte von Rawls bis Sen nachzeich-
net, während dieser die Argumentatio-
nen seiner Dissertation aufgreifend die 
Grundlinie des Naturrechtsdenkens durch 
Honneths Anerkennungstheorie aktuali-
sierend fortzuführen versucht.

Mit Christoph Hübenthals Beitrag be-
ginnt dann die Auseinandersetzung mit 
christlicher Religion bzw. Theologie in der 
Sozialethik. Diese Frage, der sich auch 
das letzte Berliner Werkstattgespräch 
der deutschsprachigen SozialethikerIn-
nen gestellt hat, ist offenbar von blei-
bender Aktualität und bislang keineswegs 
hinreichend beantwortet. Hübenthal ver-
sucht einen interessanten Zugang über 
das transzendentale Freiheitsdenken, das 
den kategorischen Imperativ zum Frei-
heitsvollzug nicht nur auf die regulative 
Idee Gottes, sondern auf den kategori-

schen Indikativ der Bejahung des Men-
schen durch Gott im konkreten Heilsge-
schehen stützt (vgl. 386). Das ermöglicht 
es der Sozialethik, bei allem Einsatz für 
Gerechtigkeit vor menschlicher Hybris zu 
warnen, aber auch davor, das Unbedingte 
aufzugeben, vom Menschen zu klein zu 
denken, weil eben nicht alles vom Men-
schen geleitstet werden kann und daher 
auch nicht muss. Auch wenn der am Streit 
um die Piusbruderschaft ansetzende Arti-
kel von Rudolf Uertz sich nicht durchgän-
gig in das Konzept des Bandes fügt, weist 
er doch an historisch griffi gen Beispielen 
auf, zu welch politischen Anmaßungen 
ein sicherlich verkürztes Naturrechtsden-
ken die Katholische Kirche mitunter ge-
führt hat. Armin Kreiner geht zunächst 
der Sinnhaftigkeit einer Behauptung der 
Existenz moralischer Tatsachen nach, um 
dann die Frage nach der Notwendigkeit 
Gottes für moralisches Handeln zu disku-
tieren. Dass Gottes Existenz aus der Mo-
ral nicht zu beweisen ist, liegt wohl auf 
der Hand, die Argumente in diese Rich-
tung rennen also wohl längst offene Tü-
ren ein. Die Frage, ob es Gott zur Begrün-
dung von Moral oder moralischem Han-
deln braucht, müsste m. E. durch die Frage 
erweitert werden, ob Moral im Ernstfall 
für ein menschliches Zusammenleben 
ausreichend ist. Lässt man diese Frage 
einstweilen beiseite, liefert Kreiner ei-
ne schlüssige Widerlegung gängiger Ar-
gumente. Was hier etwas fehlt, vermisse 
ich auch in der Annäherung Michael Feils 
an die inhaltliche Bestimmung christli-
cher Werte: die Konkretion von Religion 
als christlichem Glauben in einer Bezie-
hung zu einer einmaligen Person. Ohne 
diesen personalen Aspekt bleibt die Rede 
von christlicher Ethik stets im Hypothe-
tischen und vermag die philosophische 
Auseinandersetzung kaum zu bereichern. 
Die Frage von Religion und Gewalt ist 
zweifellos auch eine der großen Heraus-
forderungen der Sozialethik. Sie hätte ei-
ne etwas ausführlichere Auseinanderset-
zung verdient, zumal durch einen Exper-
ten auf diesem Gebiet wie Thomas Hoppe. 
Die von ihm in extremer Knappheit skiz-
zierten Thesen sagen nichts Falsches, be-
dürften aber der inhaltlichen Konkretion, 
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um weiterführend zu sein. Johannes Mei-
er und Christoph Nebgen geben einen 
historischen Überblick über den Armuts-
streit in der franziskanischen Bewegung 
von 1226–1342, lassen sich aber nicht auf 
sozialethische Fragestellungen ein. Leon-
hard Hell arbeitet sich an jener Legen-
de ab, gemäß der Kaiser Trajan aufgrund 
der Fürsprache Gregors des Großen aus 
der Hölle befreit worden ist. Aus der Be-
handlung dieser Erzählung im Rahmen 
der Theologiegeschichte lässt sich sote-
riologisch und sakramententheologisch 
manches lernen, im Rahmen des vorlie-
genden Bandes erscheint der Beitrag aber 
gleichsam als eigenwilliger Findling, der 
sich wohl nur dem Genus der Festschrift 
verdankt. Die beiden abschließenden Bei-
träge führen uns wieder etwas näher an 
die inhaltliche Konzeption des Buches he-
ran, indem sie gleichsam den Hintergrund 

der Frage ausleuchten, welche Rolle Re-
ligion in gesellschaftlichen Fragen über-
haupt noch zu spielen vermag. Karl Ga-
briel tut dies anhand der soziologischen 
Betrachtung des Bedeutungsverlustes 
traditioneller Religionsgemeinschaften 
bei gleichzeitig zunehmender religiöser 
Inszenierung von Gesundheit und Fitness. 
In seinem abschließenden Beitrag stellt 
der Herausgeber die bekannten zentralen 
Theoriebausteine und unterschiedlichen 
Entwicklungsphasen John Rawls’ in den 
Rahmen der religiösen Biographie die-
ses Autors. Spieß stellt dann konzise die 
Positionierung von Rawls zur Frage der 
Rolle von Religion in der Öffentlichkeit 
dar. Auch wenn das Konzept des späteren 
Rawls gerade im Hinblick auf seine Be-
stimmung des öffentlichen Vernunftge-
brauchs Schwächen aufweisen mag, wäre 
m. E. für den gegenwärtigen politisch-öf-

fentlichen Diskurs schon viel gewonnen, 
würde seine Unterscheidung zwischen 
Politik und zivilgesellschaftlicher Hin-
tergrundkultur ernst genommen. Mög-
licherweise wird Rawls (gemeint ist nicht 
jener der Theorie der Gerechtigkeit) im an 
sich lesenswerten Beitrag von Christian 
Spieß daher etwas unter Wert geschlagen.

Vorliegender Band nimmt in relativ 
dezenter Weise, aber doch immer wieder 
auf Anzenbacher als Anlass einer Fest-
schrift Bezug, wichtiger aber ist, dass er 
die sozialethische Debatte an wesentli-
chen Punkten weiterzubringen, zumin-
dest aber den Stand der Debatte zu re-
sümieren bemüht ist und so mehr als le-
diglich eine rasch zusammengestoppelte 
Gelegenheitsschrift darstellt. Ein groß-
teils durchaus informatives, hilfreiches 
und anregendes Buch.

Wilhelm Guggenberger, Innsbruck

 Der amerikanische Hintergrund der Enzyklika Rerum novarum

Schratz, Sabine: Das Gift des alten Eu-
ropa und die Arbeiter der Neuen Welt. 
Zum amerikanischen Hintergrund der 
Enzyklika Rerum novarum (1891) (Rö-
mische Inquisition und Indexkongrega-
tion 15), Paderborn/München/Wien/Zü-
rich: Ferdinand Schöningh 2011, 562 S., 
ISBN 978–3-506–77032–5.

Anfang 1998 kündigte die Glaubenskon-
gregation an, ihre Archive zu öffnen. Sa-
bine Schratz, frühere Mitarbeiterin in 
dem von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft geförderten Langfristvorha-
ben „Römische Inquisition und Indexkon-
gregration von 1542 bis 1966“, hat die 
amerikanische Vorgeschichte von „Rerum 
novarum“ untersucht. Dass der Leser an-
gesichts der Fülle römischer und ameri-
kanischer Quellen, die sie ausgewertet 
hat, an keiner Stelle den Überblick ver-
liert, ist nicht zuletzt dem stringenten 
Aufbau und der klaren Sprache ihrer Dis-
sertation zu verdanken. 

Die USA erlebten nach Ende des Se-
zessionskrieges eine wirtschaftliche Blü-
te. In ihrer Einleitung benennt die Müns-

gration von Katholiken aus Irland und 
Deutschland, später dann aus Italien und 
Südosteuropa zur stärksten Konfession 
in den USA aufgestiegen, wurde beson-
ders stark mit der Sozialen Frage konfron-
tiert, beantwortete diese aber zunächst 
mit moralischen Appellen an den Einzel-
nen. Zwar wurde in den späten Siebzi-
gerjahren des neunzehnten Jahrhunderts 
zunehmend auch die Notwendigkeit von 
Sozialreformen erkannt, doch blieb ein 
Misstrauen gegenüber den Gewerkschaf-
ten bestehen: „Der atheistisch auftreten-
de Sozialismus in Europa verstellte zu-
sätzlich den Blick für Alternativen zum 
Laissez-faire-System“ (S. 52).

Die Verfasserin rekonstruiert drei 
römische Prozesse. Für die kirchenge-
schichtliche Forschung sind diese kei-
neswegs neu, doch konnten vor Öff-
nung der Archive zahlreiche Hypothe-
sen über den Einfl uss, der von ihnen auf 
„Rerum novarum“ ausging, nicht verifi -
ziert werden.

Im ersten großen Kapitel wird zu-
nächst der Streit um die amerikanischen 
„Knights of Labor“ aufgearbeitet, die auf-

teraner Kirchenhistorikerin nicht allein 
Forschungsstand, Fragestellung und Me-
thodik ihrer Studie, sondern führt den Le-
ser auch in den kirchengeschichtlichen 
Hintergrund dieser als „Gilded Age“ be-
zeichneten Epoche ein: Die katholische 
Kirche, durch die massenhafte Immi-
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grund ihres bruderschaftlichen Charak-
ters im Verdacht standen, kirchenfeind-
lichen Tendenzen wie Liberalismus oder 
Freimaurerei Vorschub zu leisten. Eine 
Schlüsselrolle in diesem jahrzehntelan-
gen Streit spielte der Erzbischof von Bal-
timore, James Gibbons, dem es schließlich 
gelang, die bisherigen, maßgeblich vom 
Trauma der Französischen Revolution ge-
prägten Denkmuster der römischen Kurie 
zu durchbrechen und den Papst – unter 
Verweis auf die besonderen gesellschaft-
lichen Bedingungen in den USA – von ei-
ner Duldung überkonfessioneller Arbei-
tervereinigungen zu überzeugen: eine 
Entscheidung, die für die weitere Ent-
wicklung der US-amerikanischen Kirche 
nicht unterschätzt werden sollte.

Kapitel 2 und 3 behandeln die Verfah-
ren um den sozialreformerischen Theolo-
gen Edward McGlynn und den politischen 
Ökonomen Henry George. In beiden Fäl-
len stand die Bodenfrage im Hintergrund. 
George sprach sich in seinem Hauptwerk 
„Progress and Poverty“ dafür aus, den Bo-
den zum Gemeinbesitz zu erklären, was 
für Rom nicht im Einklang mit der kirch-
lichen Lehre zum Privateigentum stand. 
George bezog die gegen Sozialismus und 

Verstaatlichung gerichteten Passagen in 
„Rerum novarum“ indirekt auf sich, fühl-
te sich aber zugleich vom Papst miss-
verstanden. Wie der Konfl ikt nach 1891 
weiterging, zeichnet Schratz in einem ei-
genen, vierten Kapitel nach. Dabei wird 
deutlich, wie verschieden die Enzyklika 
rezipiert wurde. Was einzelne Akteure 
in der Folge zu befürchten hatten, hing 
nicht selten von Stimmungsschwankun-
gen innerhalb der Kurie ab. 

Die Untersuchung erlaubt lebendige 
Einblicke in die kurialen Geschäftsgänge, 
in das komplexe Zusammenspiel der ver-
schiedenen römischen Behörden und da-
bei wirksame Widerstände wie Ungleich-
zeitigkeiten. Durch die Langzeitperspek-
tive und den biographischen Zugang 
ihrer Studie gelingt es Schratz, bisher 
unbekannte „Architekten“ der ersten So-
zialenzyklika zu identifi zieren, beispiels-
weise den Benediktiner Bernard Smith, 
der das Gutachten über George verfass-
te und als Lobbyist irischer Grundherrn 
vor dessen Lehren warnte. Zugleich zeigt 
sich der starke Einfl uss von Leo XIII., der 
sich immer wieder schützend vor Gib-
bon stellte.

Dass sich „Rerum novarum“ von der 
„Utopie einer vorindustriellen Gesell-
schaft“ verabschiedete, auch wenn kor-
porative oder gewerkschaftliche Mo-
mente im Text nebeneinander bestehen 
blieben, ging nicht unwesentlich auf 
amerikanischen Einfl uss zurück. Schratz 
leuchtet einen begrenzten Ausschnitt 
der Entstehungsgeschichte dieser Enzy-
klika aus, der im europäischen Diskurs 
bisher wenig beachtet wurde. Sozial-
ethisch könnte in zwei Richtungen wei-
tergefragt werden: Disziplingeschichtlich 
wäre es interessant zu klären, inwiefern 
die untersuchten Fälle aus den USA die 
Entwicklung der Katholischen Soziallehre 
in Europa beeinfl usst haben. In systema-
tischer Perspektive könnte gefragt wer-
den, was sich aus den Konfl ikten von da-
mals für das Heute lernen lässt. Die Pro-
bleme mögen sich wandeln, doch nach 
wie vor sind Kirche und Theologie he-
rausgefordert, zu gesellschaftspolitischen 
Weichenstellungen aus christlicher Ver-
antwortung heraus Stellung zu beziehen. 
Und damals wie heute sind innerkirch-
liche Frontstellungen dabei keineswegs 
ausgeschlossen.

Axel Bernd Kunze, Trier

 Gerechtigkeit

Holzleithner, Elisabeth: Gerechtigkeit, 
Wien: facultas 2009 [UTB Profi le], 123 S., 
ISBN 978–3-8252–3238–2.

Bemerkenswerterweise hat der im letz-
ten Drittel des 20. Jahrhunderts aufblü-
hende gerechtigkeitsethische Diskurs 
auch im 21. Jahrhundert nichts von sei-
ner Vitalität verloren. Seit dem Erschei-
nen grundlegender Gerechtigkeitsschrif-
ten namhafter Denker wie John Rawls 
(A Theory of Justice, 1971) oder Michael 
Walzer (Spheres of Justice, 1983) sind in-
zwischen mehrere Jahrzehnte vergangen, 
und auch die früheren Protagonisten des 
deutschsprachigen Raumes auf dem Feld 
des Gerechtigkeitsdenkens (wie Otfried 
Höffe oder Wolfgang Kersting) sind un-
verkennbar in die Jahre gekommen. Doch 

tut dies der Relevanz der Frage nach der 
Gerechtigkeit offensichtlich keinen Ab-
bruch. So wurde erst jüngst an der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität zu Frank-
furt am Main – ohnehin ein Schwerge-
wicht im Bereich der politischen Philoso-
phie – ein verheißungsvolles Center for 
Advanced Studies mit dem programma-
tischen Titel „Justitia Amplifi cata“ unter 
der Federführung von Stefan Gosepath 
und Rainer Forst gestartet (www.justitia-
amplifi cata.de).

Wer sich im Diskurs um den Begriff, 
um Theorien sowie Anwendungskontexte 
der Gerechtigkeit einen fundierten ein-
führenden Überblick verschaffen möchte, 
kann nun auf die Publikation der in Wien 
lehrenden Rechtsphilosophin Elisabeth 
Holzleithner zurückgreifen. In der noch 
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jungen Reihe der UTB-Profi le hat sie eine 
kompakte Darstellung zu „Gerechtigkeit“ 
vorgelegt. Im einleitenden Kapitel spürt 
sie differenzierend den Dimensionen und 
Bedeutungen des Gerechtigkeitsbegriffs 
nach und weist zunächst Gleichheit und 
Unparteilichkeit als dessen Grundmaß-
stäbe aus. Als Grundformen der Ge-
rechtigkeit unterscheidet Holzleithner 
dann: politische Gerechtigkeit, soziale 
Gerechtigkeit – bei der es vornehmlich 
um Tausch und Verteilung geht – korrek-
tive Gerechtigkeit sowie unvollkomme-
ne und vollkommene Verfahrensgerech-
tigkeit. Abschließend wird die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit der 
Gerechtigkeitsthematik in unterschiedli-
chen wissenschaftlichen Disziplinen und 
Anwendungsdiskursen skizziert.

Das erste Kapitel steht ganz unter his-
torischen Vorzeichen: Beginnend mit der 
griechischen und römischen Antike wird 
das Gerechtigkeitsdenken in den zentra-
len geschichtlichen Zeitaltern vorgestellt, 
es mündet in den in die Gegenwart über-
leitenden Gedanken, dass Geschichte im-
mer auch als eine Geschichte von Vertei-
lungskämpfen zu deuten ist. Kapitel zwei 
dient der ausführlichen Darstellung eta-
blierter Theorien der Gerechtigkeit: Im 
Mittelpunkt liberaler Gerechtigkeits-
theorien, die den Anspruch gleicher Frei-
heit postulieren, steht das Werk von John 
Rawls, dessen Ansatz als strikt egalitär 
hinsichtlich der politischen Grundrech-
te und -freiheiten gekennzeichnet wird. 
Kommunitaristische Ansätze werden in 
ihrer Skepsis gegenüber den universalisti-
schen Ansätzen liberaler Gerechtigkeits-
theorien unter dem Leitwort „das Gute 
als Maßstab des Gerechten“ vorgestellt. 
Argwohn herrscht gegenüber dem Indivi-
dualismus, wie er in liberalen Gerechtig-
keitsentwürfen vertreten wird; just hierzu 
wird in kommunitaristischen Konzeptio-
nen ein Kontrapunkt gesetzt: „Das in die 
Gemeinschaft eingebettete Individuum 
schöpft und generiert die Prinzipien ei-
nes gerechten Zusammenlebens aus ihr. 
Gerechtigkeit ist demzufolge eng an das 
traditionell verankerte Verständnis vom 
gemeinsamen Guten gekoppelt“ (43). Im 
Fokus der Aufmerksamkeit steht Michael 

Walzer mit seinem pluralistisch-herme-
neutischen Ansatz der Sphärengerech-
tigkeit. Angesichts der Vielfalt kulturel-
ler Hintergründe in modernen pluralis-
tischen Gesellschaften richtet eine dritte 
Theoriegruppe, die der multikulturalis-
tischen Entwürfe, ihren Gerechtigkeits-
blick auf die Frage nach dem Verhältnis 
zwischen ethnisch oder religiös differen-
ten Gruppen oder Gemeinschaften. Hier 
lässt insbesondere Status und Erfahrung 
von Minderheiten die Gerechtigkeitsfra-
ge, etwa in Dimensionen von Diskrimi-
nierung oder in der Spannung von Ex-
klusion/Inklusion, virulent werden. Eine 
weitere Gruppe theoretischer Positionen 
bilden so genannte libertäre Ansätze, die 
das Konzept der sozialen Gerechtigkeit 
gänzlich ablehnen und mit Namen wie 
Robert Nozick oder F. A. v. Hayek verbun-
den sind. Zugespitzt lässt sich für die li-
bertäre Position formulieren: Soziale Ge-
rechtigkeit vertrage „sich nicht mit der 
modernen Idee der Person, die morali-
sche Verantwortung für sich und ihr Han-
deln übernimmt“ (S. 48). Vor allem das 
„Spiel des Marktes“ führe zu Wachstum 
und Wohlstand und verbessere Lebens-
bedingungen und Chancen der Indivi-
duen. Egalitaristische Ansätze stellen das 
Kriterium der Gleichheit in den Mittel-
punkt ihrer Überlegungen und handeln 
von gleichen Grundgütern. Konzeptionen 
kreisen konkret um Begriffe wie Wohler-
gehensgleichheit, Ressourcengleichheit, 
Chancengleichheit oder Ergebnisgleich-
heit. Bleibende Herausforderung ist in 
Ungleichheiten zu sehen, die – so un-
befriedigend dies sein mag – auch mit 
den genannten Ansätzen nicht vermie-
den werden können, sondern letztlich 
auszuhalten sind. Als kritische Reaktion 
auf egalitaristische Konzeptionen hat 
sich alternativ hierzu ein so genannter 
nonegalitaristischer Humanismus eta-
bliert, der den einseitigen Fokus auf das 
Kriterium der Gleichheit ablehnt, und 
dessen Ansätze sich darauf konzentrie-
ren, in nicht-komparativer Weise und un-
ter dem Blickwinkel der Neidvermeidung 
zu eruieren, welche konkreten Bedürf-
nisse Menschen in spezifi schen Situatio-
nen haben, und was zum Beispiel erfor-

derlich wäre, um ihre konkrete Not zu 
lindern oder zu beseitigen. Im Kontext 
der Überlegungen zum nonegalitaristi-
schen Humanismus kommt ein vieldis-
kutierter Streitpunkt zur Sprache: Haben 
Menschen auch einen Anspruch auf Hilfe, 
wenn sie ihre Not- oder Mangelsituation 
selbst verschuldet haben? Unter Ausblen-
dung der Frage nach der Selbstverant-
wortung plädiert eine nonegalitaristisch-
humanistische Perspektive zugunsten des 
Rechts auf die Bedingungen für ein men-
schenwürdiges Leben – ungeachtet der 
Umstände, die zu einer Not- und Man-
gelsituation geführt haben mögen. Die-
sem Ansatz eingegliedert ist schlussend-
lich auch der Fähigkeiten-Ansatz (capa-
bity-approach) von Martha C. Nussbaum, 
deren aristotelisch geprägte Ausgangs-
frage grundsätzlich refl ektiert, was es für 
den Menschen bedeutet, ein gutes Leben 
führen zu können. Damit verbunden ist 
die Frage nach menschlichen Bedürfnis-
sen und den für ein gutes und autono-
mes Leben erforderlichen Gütern.

Im dritten Kapitel durchleuchtet die 
Autorin konkrete Anwendungsfelder und 
Lebenskontexte auf gerechtigkeitsrele-
vante Aspekte. Erörtert werden die Berei-
che Betreuung und Bildung, Arbeit, Ge-
sundheit und Altersvorsorge sowie Ehe 
und Familie als Kontexte von Nahbezie-
hungen, in denen es nicht zuletzt um die 
Verhältnisbestimmung von Gerechtigkeit 
und Liebe zwischen Partnern sowie zwi-
schen Eltern und Kindern geht. Einge-
bettet in das dritte Kapitel ist ein Exkurs, 
der die moralischen Ansprüche künftiger 
Generationen thematisiert und somit ein 
Thema behandelt, das sich immer größe-
rer Aufmerksamkeit erfreut: das der in-
tergenerationellen Gerechtigkeit. Doch 
nicht nur moralische Ansprüche zwischen 
Menschen unterschiedlicher Generatio-
nen werden hier in den Blick genommen, 
sondern auch umwelt- bzw. naturethi-
sche Fragen im Verhältnis Mensch – 
Tier. Der Problematik der Geschlechter-
gerechtigkeit ist ein eigenes, wohlge-
merkt kurzes viertes Kapitel gewidmet. 
Skizziert werden zunächst diverse femi-
nistische Ansätze sowie intersektionel-
le Theorien, die darauf aufmerksam ma-
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chen, „dass Entgegensetzung von männ-
licher Macht und weiblicher Ohnmacht 
zu schlicht ist und die Realität komplexer 
Ungleichheitsverhältnisse nicht zu erfas-
sen vermag“ (77). Denn ein und diesel-
be Person könne situationsdifferent in 
dem einen Fall Privilegierung, im ande-
ren Unterdrückung erfahren. Ein ange-
messenes Verständnis der Geschlechter-
gerechtigkeit bedürfe eines Bewusstseins 
dafür, dass unterschiedliche „Achsen der 
Unterdrückung“ zusammenwirken kön-
nen. Unter der Überschrift „Gerechtigkeit 
durch Gleichstellung“ wird nicht nur die 
rechtliche Stellung von Individuen be-
trachtet, sondern weitere Ansätze werden 
skizziert: der Kompensationsansatz, die 
Chancengleichheitsargumentation sowie 
das Gender-Mainstreaming. Kapitel fünf 
hat als zentrales Thema das Verhältnis 
von Recht und Gerechtigkeit. Nachdem 
geschichtliche Perspektiven entfaltet 
wurden, wird die Position des Rechtsposi-
tivismus und die dabei zugrundeliegende 
These der Trennung von Recht und Ge-
rechtigkeit (Hans Kelsen) dargelegt, die 
nicht zuletzt dazu diente, „Anmaßungen 
des Naturrechts“ abzuwehren. Als wei-
tere Themen und Fragestellungen des 
Kapitels sind zu nennen: normative Be-
gründungen des liberal-demokratischen 
Rechtsstaats, der Umgang mit horrend 
ungerechtem Recht, Gerechtigkeit in der 
Rechtsanwendung und Strafgerechtig-

keit. Das abschließende sechste Kapitel 
rückt die Frage nach globaler Gerech-
tigkeit in den Blickpunkt und wendet 
sich damit einer Fragestellung zu, die in 
gegenwärtigen gerechtigkeitsethischen 
Diskursen im Mittelpunkt der Aufmerk-
samkeit steht. Dass dies der Refl exions-
kontext für Menschenrechte, ihres Gel-
tungsanspruches sowie der Frage nach 
ihrer Durchsetzbarkeit ist, versteht sich 
gewissermaßen von selbst. Zu bedenken 
gilt es hier nicht nur die mehr als drän-
genden Herausforderungen der Weltar-
mut, die an anderer Stelle zuweilen zum 
zentralen moralischen Problem unserer 
Zeit deklariert wird. Vor allem die Frage 
nach der Universalität der Menschen-
rechte wird ebenso ein bleibender Dis-
kussionsgegenstand sein, wie die Frage 
nach der (äußerst voraussetzungsvollen) 
Legitimierung humanitärer Interventio-
nen, die Holzleithner ausführlich erör-
tert. Im Anschluss an die traditionelle 
Lehre vom gerechten Krieg und im Re-
kurs auf deren Aktualisierung in Michael 
Walzers Schrifttum werden Problemstel-
lungen eingeblendet, die sich mit Blick 
auf die Praxis humanitärer Interventio-
nen auf die legitime Autorität, die tat-
sächliche oder vermeintliche Motivation 
der intervenierenden Staaten, auf die da-
mit verbundene Inkonsistenz und den da-
raus hervorgehenden Handlungspragma-
tismus beziehen.

Aufgrund des Umstandes, dass man 
bei der Lektüre nur ein schmales Büchlein 
in den Händen hält, würde man sich je-
doch in der naheliegenden Intuition täu-
schen, man hätte hier nur eine Einfüh-
rung light vor sich. Die gewiss knappe 
Gesamtdarstellung besticht durch ihre 
Kompaktheit und Konzentration auf das 
Wesentliche, ohne dass dadurch die the-
matische Vielfalt eingeschränkt würde. 
Dass die vorgestellten Ansätze nicht sys-
tematisch entfaltet werden (können), 
dass die Darstellung an vielen Stellen 
skizzenhaft und selektiv bleibt, wird man 
kaum als Kritik formulieren können. Dies 
ist schlicht und ergreifend durch den ein-
schränkenden konzeptionellen Rahmen 
der Vorstellung eines Begriffs bedingt. 
Umso mehr beeindruckt die hier darge-
botene thematische Dichte und begriff-
liche Fülle. Holzleithners Gerechtigkeits-
Einführung bietet daher einen sehr so-
liden Einstieg, eine rasche Orientierung, 
und genügt bestens dem Anspruch „ein 
Wegweiser durch die komplexe und ver-
zweigte Denklandschaft“ der Gerechtig-
keit zu sein. Der UTB-Profi lband dürfte 
gute Dienste für den interessierten Ein-
stieg ganz allgemein sowie als einführen-
der Auftakt zu einschlägigen Lehrveran-
staltungen rund um das Thema der Ge-
rechtigk eit leisten.

Johannes J. Frühbauer, Luzern
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Matthias Möhring-Hesse: When Gain-
ful Employment becomes the Main 
Point. On the Destructive Consequenc-
es of Subjectivization and Dissolution 
of Employment

Gainful employment has gained a 
growing importance in ndividual and 
communal life. In view of continuing 
mass unemployment it has been declared 
a “main point” in social respects. The fol-
lowing article focusses on the destructive 
consequences of this development, which 
not only links manpower but also all sub-
jective abilities, personal time and motiva-
tion to gainful employment. What are the 
effects if the private sphere, the spare time 
shared with other people, are being sub-
ordinated to the requirements of gainful 
employment? How does the ability of the 
employee to take care of his own interests 
change, if at work control is increasing-
ly substituted by self-control? How does 
the fl exibility demanded in the working 
environment act on other social spheres? 
The paper concludes with some sugges-
tions to set limits to gainful employment.

Martin Schneider: The Trend towards 
Precarious Jobs. A Diagnosis from a So-
cial Ethical Perspective

Precarious, meaning legally unpro-
tected, socially insecure and badly paid 
work is on the increase in Germany and 
world-wide. There is a class of employ-
ees who are seen as fl exibly disposable 
group. They can be added to the produc-
tion process on demand “just in time”. 
The casualization is not only confi nded 
to a social minority but reaches well in-
to the center of the work force. The con-
sequence is a general uncertainty. This 
contribution fi rst presents a survey of 
this trend and its backgrounds. Then so-
cial-ethical guidlines for the regulation 
of employment circumstances are sug-
gested, which have the interests of the 
employees in mind: personality, fairness, 
equal pay and job security.

Friedhelm Hengsbach SJ: Fair Wages 
– What’s that Supposed to be? For a 
Different Allocation of Corporate Add-
ed Value

The majority of the population re-
gards the distribution of income and 
wealth in Germany as unjust. But what 
are fair wages? The author presents dif-
ferent models in use to this day: de-
mand-actuated pay, performance-ade-
quate pay, functional pay. In a modern 
society only the concept of a distribu-
tionally just pay fi ts into an adequate dis-
tribution of common social added value 
between the parties concerned, i.e. na-
ture, society, work and capital. For the 
employee it is decisive when bargain-
ing for fair wages to rely on an equally 
strong bargaining power (material par-
ity) towards the equity owners.

Traugott Jähnichen: Right to Participa-
tion as Social Ethical Guideline. Against 
the Growing Inequality in a Post-Indus-
trial Working Society

A working society – unlike the famous 
saying of Hannah Arendt – is never out 
of work. It is, however, subject to fun-
damental change. That is marked by an 
dissolution of boundaries of gainful em-
ployment. The working society is devel-
oping towards a knowledge-working-so-
ciety which is characterized by a growing 
inequality. In contrast, the right to partic-
ipation has to be emphasized as a social-
ethical guideline and has to be specifi ed 
with regard to a participation in gainful 
employment. This does not mean, how-
ever, to demand for gainful employment 
at all costs but to ask for the conditions 
of human gainful employment.

Markus Demele: Roof, not Umbrella for 
Global Employees‘ Rights The Decent 
Work Agenda of the International La-
bour Organization

For almost a century now the inter-
national community tries to “carpenter” 

a roof for employees, under which the 
are safe from exploitation and inhuman 
working conditions. But even today, at 
the beginning of the 21st century, the 
global social question remains unsolved. 
Millions of people, mostly in the devel-
oping countries, are still detained from 
fundamental employees‘ rights. With the 
Decent Work Agenda of the International 
Labour Organization (ILO) there is, since 
1999, a politically increasingly accept-
ed package of norms and rules, which, 
however, falls short of being institu-
tionally implemented. Concrete chang-
es of the Global-Governance-Architec-
ture are necessary to make these norms 
for humane labour become law. Among 
the suggestions for an implementation 
of work-standards there is also the ex-
propriation-option of the Catholic so-
cial tradition.

Heribert Zingel: Liberalisation – Priva-
tisation – Deregulation. The Change of 
Labour in the Zambian Copper-Min-
ing Industry

Jobs are often extremely insecure and 
poorly paid particularly in the countries 
of the so-called third world. There is no 
industrial safety and no regulated work-
ing hours as well as no social infrastruc-
ture and education. The following article 
shows by using the example of Zambia 
how the workers’ situation has worsened 
even in view of a business-friendly poli-
tics and substantail foreign investmenst. 
What are the reasons for Zambia’s seem-
ingly irreversible way into the poverty 
trap? How could the far-reaching pow-
erlessness of the workers and their un-
ions come about? What are the long-term 
consequences if wages are far below the 
poverty line? On the basis is these and 
further questions the author outlines a 
very concrete picture of this change and 
the devalorisation of human labour.
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Matthias Möhring-Hesse: Quand le 
travail rémunéré va déterminer la vie. 
Quelques réfl exions sur les consé-
quences déstructives de la subjectiva-
tion du travail et de son extension il-
limitée 

Le travail rémunéré occupe une place 
de plus en plus importante aussi bien 
dans la vie privée des individus que dans 
leur vivre ensemble. Face au chômage de 
masse persistant, il est considéré égale-
ment au niveau de la société comme la 
chose la plus importante. L’article attire 
l’attention sur les conséquences déstruc-
tives de cette évolution qui tend à lier à 
l’activité de travail non seulement la puis-
sance de travail de l’individu mais égale-
ment toutes ses capacités personnelles, 
son temps libre et ses motivations. Sur 
quoi cela va-t-il déboucher que de subor-
donner, de façon rigoureuse, la vie privée 
et le temps libre partagé avec d’autres aux 
exigences du travail? Dans quelle me-
sure la capacité des travailleurs de te-
nir compte de leurs propres intérêts va-
t-elle changer lorsque, dans une entre-
prise, l’action de contrôle est de plus en 
plus remplacée par le contrôle de soi-
même? Quelles seront les répercussions 
de la fl exibilité éxigée dans le monde du 
travail sur d’autres sphères sociales? En 
conclusion, l’article fait des propositons 
visant à apporter à nouveau des limites 
au travail rémunéré. 

Martin Schneider: La tendance à l’em-
ploi précaire. Un diagnostic d’un point 
de vue éthico-social

Le travail précaire, c’est-à-dire un tra-
vail mal rémunéré, sans protection juri-
dique et sociale, devient de plus en plus 
fréquent en Allemagne et dans le monde 
entier. Il y a aujourd’hui une classe de sa-
lariés qui est considérée comme une ré-
serve de main d’oeuvre fl exible. Selons les 
besoins, elle peut être intégrée dans le 
processus de production « just in time ». 

La précarisation ne se limite pourtant pas 
à un groupe social marginal, mais atteint 
une très grande partie des salariés. L’ar-
ticle donne d’abord un aperçu de cette 
tendance et des évolutions par derrière 
pour proposer ensuite, en vue de la ré-
glementation de contrats-emploi, des 
lignes de conduite éthique qui tiennent 
également compte des intérêts des sala-
riés, à savoir: le respect de la personne, 
le fair-play, un salaire équitable, la se-
curité d’emploi.

Friedhelm Hengsbach SJ: Le salaire 
juste - qu’est-ce que c’est? Pour une 
autre répartition de la valeur ajoutée 
créée par l’entreprise

La plupart de la population juge in-
juste la répartition des revenus et des ri-
chesses en Allemagne est. Mais qu’est-ce 
qu’un salaire juste? L’auteur présente dif-
férents modèles qui, à ce jour, sont sou-
tenus: le salaire selon les besoins, le sa-
laire au rendemant et le salaire d’après 
la fonction. Il estime que, dans une so-
ciété moderne, seul le concept de sa-
laire conforme à la justice distributive 
correspond, au regard des quatre par-
ties concernées: nature, société, travail 
et capital, à une répartition équitable de 
la valeur ajoutée créée en comun par la 
société. Pour les salariés, lors de la négo-
ciation d’un salaire juste, il serait décisif 
de pouvoir s’appuyer sur une puissance 
égale à celle des propriétaires du capital 
(parité matérielle).

Traugott Jähnichen: La justice parti-
cipative comme principe régulateur 
d’éthique sociale. Contre l’injustice 
croissante dans la société de travail 
post-industrielle

Contrairement à la célèbre thèse 
d’Hannah Arendt, la société de travail 
ne court pas le risque de manquer de 
travail. Elle se trouve cependant dans 
une phase de profonde mutation. Celle-

ci est marquée par une « extension illi-
mitée » du travail rémunéré et s’inscrit 
dans l’évolution plus générale vers une 
sociéte de travail basée sur les connais-
sances dont l’un des traits majeurs est 
la croissance des inégalités. Face à cela, 
il s’agit de mettre en évidence la justice 
participative en tant que principe régu-
lateur d’éthique sociale en le concréti-
sant en vue de la participation au tra-
vail rémunéré. Cela ne veut pas dire de 
requérir à tout prix le travail rémunéré, 
mais de s’interroger sur les conditions de 
sa réalisation humaine.

Markus Demele: Les droits des sala-
riés au plan mondial ont besoin d’un 
toit plutôt que d’un parapluie. L’Agen-
da pour le travail décent de l’Organisa-
tion Internationale du Travail

Depuis presque cent ans, la commu-
nauté internationale tente de « char-
penter » un toit pour les salariés afi n 
de les protéger contre l’exploitation et 
des conditions de travail inhumaines. A 
ce jour, au début du 21ième siècle, la 
question sociale globale n’a toujours 
pas trouvé de solution. Des milliers de 
femmes et d’hommes, notamment dans 
les pays en voie de développement, sont 
toujours privés de droits de travail fon-
damentaux. Avec l’Agenda pour le tra-
vail décent créé par l’Organisation Inter-
nationale du Travail (OIL/ILO) on dispose, 
depuis 1999, d’un ensemble de normes 
et de procédures qui, au plan politique, 
sont de plus en plus acceptés, mais qui 
manquent de pouvoir institutionnel pour 
être effi caces. Il faudrait apporter à l’ar-
chitecture de la gouvernance mondiale 
des modifi cations concrètes pour assurer 
que ces normes de travail décent soient 
justiciables. Parmi les suggestions rela-
tives à l’implémentation des standards 
de travail, l’article cite également l’ex-
propriation qui n’est pas étrangère à la 
tradition catholique sociale.
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Heribert Zingel: Libéralisation, priva-
tisation, dérégulation. Le changement 
du travail dans les mines de cuivre de 
la Zambie

Notamment dans les pays dits du Tiers 
Monde, les emplois sont souvent extrê-
mement précaires et mal rémunérés. 
Ce qui manque, c’est une protection de 
travail et des horaires réglementés aus-
si bien qu’ une infrastructure sociale et 

des chances à accéder à une formation. 
L’article prend la Zambie comme exemple 
pour montrer que, malgré une politique 
favorable aux entreprises et d’impor-
tants investissements étrangers, la si-
tuation des travailleurs s’est constam-
ment aggravée. Où faut-il chercher les 
causes de cette marche apparament ir-
réversible de la Zambie vers le piège de 
la pauvreté? Qu’est-ce qui a provoqué 

cette impuissance des travailleurs et de 
leurs sydicatats? Quelles sont les consé-
quences à long terme d’une situation où 
les salaires sont bien au-dessous du seuil 
de pauvreté? Partant de telles questions, 
l’auteur trace un tableau très précis du 
changement et de la dévalorisation du 
travail humain.
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